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Kurzzusammenfassung 

Die vorliegende Studie gibt einen Überblick über Formen, Rahmenbedingungen und 
Umsetzungserfahrungen interkommunaler Zusammenarbeit in Österreich. Sie zeigt, welche 
Kooperationsmodelle Gemeinden zur Verfügung stehen, welche Motive und Anlässe zu 
Kooperationen führen und welche rechtlichen, organisatorischen und finanziellen Fragen dabei 
zu berücksichtigen sind. Auf Basis ausgewählter Praxisbeispiele werden zentrale Erfolgsfaktoren 
und Hemmnisse von Gemeindekooperationen herausgearbeitet. Darauf aufbauend werden 
Empfehlungen formuliert, wie Gemeinden Kooperationen erfolgreich entwickeln können. Weiters 
werden Empfehlungen zur Verbesserung von Rahmenbedingungen gegeben, welche Bund und 
Länder schaffen können, um interkommunale Zusammenarbeit wirksam zu unterstützen.  
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Management Summary 
Ausgangslage und Zielsetzung der Studie 

Städte und Gemeinden stehen zunehmend unter finanziellem, personellem und 
organisatorischem Druck. Steigende Anforderungen in zentralen Aufgabenbereichen, begrenzte 
Ressourcen sowie komplexer werdende Problemstellungen erschweren die kommunale 
Aufgabenerfüllung und verringern vielerorts die Handlungsspielräume. Vor diesem Hintergrund 
gewinnen interkommunale Kooperationen an Bedeutung. Sie bieten die Möglichkeit, Ressourcen 
zu bündeln, Fachwissen gemeinsam verfügbar zu machen, Leistungen verlässlicher zu 
organisieren und Aufgaben in tragfähigeren Strukturen zu erfüllen. Die vorliegende Studie 
untersucht, welche Formen interkommunaler Zusammenarbeit in Österreich bestehen, welche 
Motive und Rahmenbedingungen ihre Entstehung prägen und welche Erkenntnisse sich aus 
ausgewählten Praxisbeispielen für die kommunale Praxis ableiten lassen. 

Vielfältige Formen interkommunaler Zusammenarbeit 

Die Analyse zeigt, dass interkommunale Kooperationen in sehr unterschiedlichen institutionellen 
und funktionalen Ausprägungen auftreten. Das Spektrum reicht von institutionell verfestigten 
Gemeindeverbänden über funktional ausgerichtete Kooperationslösungen in einzelnen 
Aufgabenfeldern bis hin zu zentralen Serviceeinrichtungen für mehrere Gemeinden. Unabhängig 
von ihrer konkreten Organisationsform haben Kooperationen für Städte und Gemeinden einen 
hohen Stellenwert bei der Sicherstellung der kommunalen Leistungserbringung. Dies gilt 
insbesondere für kleinere Gemeinden, die zentrale Aufgaben unter zunehmend anspruchsvollen 
Rahmenbedingungen zu bewältigen haben. Kooperationen tragen dazu bei, Angebote, 
Verwaltungsleistungen und die allgemeine Versorgungssicherheit verlässlich aufrechtzuerhalten. 
Ihr Stellenwert liegt dabei weniger in einer abstrakten Effizienzlogik als in ihrer Funktion als 
Instrument zur Absicherung kommunaler Handlungsfähigkeit. 

Kooperationen als Antwort auf personelle und fachliche Engpässe  

Die Fallbeispiele verdeutlichen, dass Kooperationen in der Praxis vor allem dort an Bedeutung 
gewinnen, wo Leistungen qualitativ und inhaltlich abgesichert werden müssen. Im Vordergrund 
steht vielfach nicht die Frage, ob Aufgaben theoretisch auch allein erfüllt werden könnten, 
sondern ob sie unter den gegebenen Bedingungen dauerhaft, qualitätsvoll und personell 
ausreichend abgesichert erbracht werden können. Kooperationen dienen in diesem 
Zusammenhang häufig dazu, personelle Engpässe auszugleichen, Fachwissen gemeinsam 
verfügbar zu machen und Leistungen im Verbund stabiler zu organisieren. Gerade für kleinere 
Gemeinden eröffnet dies die Möglichkeit, auf Herausforderungen zu reagieren, die isoliert nur 
noch eingeschränkt bewältigt werden können. Eine mögliche Reduktion von Kosten spielt 
demgegenüber meist nur eine untergeordnete Rolle. Zwar können sich im Zuge kooperativer 
Lösungen auch wirtschaftliche Vorteile ergeben, sie stellen jedoch in der Regel nicht den 
primären Beweggrund für die Zusammenarbeit dar. Kooperationen werden in der Praxis deutlich 
stärker als Instrument zur Stabilisierung, Professionalisierung und langfristigen Absicherung 
kommunaler Aufgaben verstanden.  
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Voraussetzungen für tragfähige Kooperationen 

Zugleich zeigt die Studie, dass erfolgreiche Kooperationen an klare Voraussetzungen gebunden 
sind. Von zentraler Bedeutung sind eine nachvollziehbare Zieldefinition, ein gemeinsames 
Verständnis der Ausgangslage und klar formulierte Erwartungen aller Beteiligten. Ebenso wichtig 
sind tragfähige Governance-Strukturen, verbindliche Regelungen zu Zuständigkeiten, 
Entscheidungswegen und Ressourcenverteilungen sowie ein hohes Maß an Vertrauen, 
Kommunikation und politischer Rückendeckung. Kooperationen sind kein Selbstläufer. Gerade 
bei dauerhaft angelegten Modellen zeigt sich, dass nicht nur die Gründung, sondern vor allem die 
langfristige Tragfähigkeit besondere Anforderungen stellt. Kooperationen müssen im laufenden 
Betrieb abgesichert, organisatorisch weiterentwickelt und politisch laufend legitimiert werden. 

Rechtssicherheit als zentrale Rahmenbedingung 

Ein zentrales Ergebnis der Studie betrifft die Bedeutung von Rechtssicherheit. Die Wahl der 
Rechtsform ist aus Sicht der beteiligten Gemeinden zunächst häufig ein sekundäres Thema. In 
der praktischen Umsetzung gewinnt sie jedoch erheblich an Bedeutung, da sie eng mit 
umsatzsteuerrechtlichen und aufsichtsrechtlichen Fragestellungen verbunden ist. Was zunächst 
als organisatorische Detailfrage erscheint, wird damit zu einem zentralen Faktor für die 
Umsetzbarkeit und Tragfähigkeit von Kooperationen. Die Analyse legt daher nahe, dass der 
Rechtssicherheit bei der Gründung und Ausgestaltung von Kooperationen höchste Priorität 
zukommt. Gemeinden benötigen klare, verlässliche und handhabbare Rahmenbedingungen, um 
kooperative Modelle ohne unnötige Unsicherheit vorbereiten und umsetzen zu können. 

Handlungsbedarf auf Bundesebene  

Besonderer Handlungsbedarf besteht dabei auf Bundesebene. Vor allem die Ausgestaltung der 
gesetzlichen Grundlagen im Umsatzsteuerrecht erweist sich als zentral für die praktische 
Umsetzung von Kooperationen. Solange hier Unklarheiten, Restriktionen oder Auslegungs-
probleme bestehen, werden Kooperationsvorhaben erschwert und in ihrer Entwicklung gebremst.  

Unterstützende Rolle der Länder  

Darüber hinaus ergibt sich auch für die Länder ein deutlicher Handlungsauftrag. Die 
Gemeindeabteilungen der Länder sollten nicht auf die Funktion des Beobachtens, Bewertens 
oder Förderns beschränkt bleiben. Erforderlich ist vielmehr eine stärkere Ausrichtung auf 
Beratung, Begleitung und aktive Unterstützung bei der Initiierung und Implementierung von 
Kooperationen. Wenn Kooperationen dauerhaft und tragfähig aufgebaut werden sollen, brauchen 
Gemeinden nicht nur rechtliche Klarheit, sondern auch fachliche Orientierung, institutionelle 
Unterstützung und verlässliche Ansprechpartner im Umsetzungsprozess.  

Fazit: Kooperationen als Instrument zukunftsfähiger kommunaler Aufgabenerfüllung 

Insgesamt macht die Studie deutlich, dass interkommunale Kooperationen ein wesentliches 
Instrument zur Sicherung kommunaler Leistungsfähigkeit darstellen. Ihr Mehrwert liegt vor allem 
in der qualitativen Absicherung von Leistungen, im Ausgleich personeller und organisatorischer 
Engpässe sowie in der Stabilisierung kommunaler Aufgabenwahrnehmung. Soll dieses Potenzial 
künftig breiter genutzt werden, braucht es weniger zusätzliche Förderlogiken als vielmehr 
Rechtssicherheit, klare gesetzliche Rahmenbedingungen und eine aktiv unterstützende Rolle von 
Bund und Ländern. 
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1 Einleitung 

1.1 Ausgangslage und Zielsetzung 
Österreichs Städte befinden sich in einer strukturell angespannten Finanzlage. Steigende 
Transferzahlungen, dynamisch wachsende Ausgaben insbesondere in den Bereichen Soziales, 
Bildung, Kinderbetreuung, Pflege und Infrastruktur sowie hohe Anforderungen an Qualität und 
Verfügbarkeit kommunaler Leistungen treffen auf eine nur begrenzt beeinflussbare 
Einnahmenentwicklung. Die finanziellen Spielräume für Investitionen, Innovationen und 
strategische Zukunftsprojekte haben sich in den vergangenen Jahren deutlich reduziert. 
Gleichzeitig verändern sich die Rahmenbedingungen kommunalen Handelns grundlegend. 
Steigende fachliche Anforderungen, zunehmende Spezialisierung, komplexere rechtliche 
Vorgaben sowie wachsende Erwartungen an Transparenz und Qualität erfordern organisatorische 
Anpassungen. Kommunale Steuerung wird anspruchsvoller, Abstimmungsbedarfe nehmen zu 
und Aufgaben überschreiten immer häufiger administrative Grenzen. 

Langfristig sind Reformen im bundesstaatlichen Gefüge erforderlich, insbesondere im Bereich 
der Umlagensystematik sowie bei der Weiterentwicklung kommunaler Einnahmeninstrumente 
wie der Grundsteuer. Gleichzeitig besteht auf kommunaler Ebene die Notwendigkeit, bestehende 
Strukturen kritisch zu reflektieren und Effizienzpotenziale konsequent zu erschließen. Neben 
organisatorischer Weiterentwicklung, Digitalisierung und strategischer Steuerung rücken dabei 
verstärkt Kooperationsmodelle in den Fokus. Vor diesem Hintergrund rückt die Frage in den 
Mittelpunkt, wie kommunale Leistungen künftig strukturell organisiert werden sollen. 
Interkommunale Kooperationen in ihren unterschiedlichsten Ausprägungsstufen sind dabei nicht 
nur als Reaktion auf finanzielle Engpässe zu verstehen, sondern als strategisches Instrument der 
Organisationsentwicklung. Sie eröffnen Möglichkeiten zur Bündelung von Kompetenzen, zur 
Professionalisierung von Aufgabenwahrnehmung und zur Stärkung regionaler 
Steuerungsfähigkeit. 

Interkommunale Kooperationen können einen wesentlichen Beitrag zur Sicherung der 
kommunalen Leistungsfähigkeit leisten. Durch die Bündelung von Ressourcen, die gemeinsame 
Nutzung von Infrastruktur, die Spezialisierung von Aufgabenwahrnehmung sowie die Nutzung von 
Skaleneffekten können Effizienzgewinne erzielt und Fachkompetenzen nachhaltig abgesichert 
werden. Gleichzeitig sind Kooperationen mit rechtlichen, organisatorischen und politischen 
Herausforderungen verbunden und erfordern klare Zielbilder, transparente 
Entscheidungsstrukturen sowie professionell gestaltete Prozesse.  

Vor diesem Hintergrund können eine systematische Darstellung der unterschiedlichen 
Ausprägungen interkommunaler Kooperationen sowie eine praxisnahe Analyse von 
Erfolgsfaktoren, Hemmnissen und Rahmenbedingungen wichtige Impulse für die 
Weiterentwicklung von Gemeindekooperationen geben.  

Ziel ist es, Städten eine fundierte Entscheidungsgrundlage bereitzustellen, die sowohl rechtliche 
als auch organisatorische und strategische Aspekte berücksichtigt und damit zur langfristigen 
Sicherung der kommunalen Handlungsfähigkeit beiträgt. Ergänzend soll herausgearbeitet 
werden, welche weiteren Handlungsschritte erforderlich sind, um die intendierenden Wirkungen 
von Gemeindekooperationen bestmöglich zur Entfaltung zu bringen.  
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Im Zentrum der vorliegenden Untersuchung stehen folgende Zielsetzungen: 

 Welche Formen kommunaler Zusammenarbeit stehen zur Verfügung? 

 Welche rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen sind zu berücksichtigen? 

 Welche Chancen, Risiken und Steuerungswirkungen ergeben sich aus unterschiedlichen 
Modellen? 

 Welche Erfahrungen lassen sich aus bestehenden Praxisbeispielen ableiten? 

 Welche Empfehlungen für eine erfolgreiche Umsetzung von Kooperationen einerseits und 
eine optimale Unterstützung durch Bund und Ländern andererseits können abgeleitet 
werden? 

1.2 Aufbau und Inhalt der Studie 
Die Studie ist so aufgebaut, dass sie interkommunale Zusammenarbeit zunächst konzeptionell 
und rechtlich einordnet, anschließend anhand ausgewählter Praxisbeispiele vertieft betrachtet 
und daraus Handlungsempfehlungen ableitet. Ziel ist es, die unterschiedlichen Formen 
kommunaler Zusammenarbeit sichtbar zu machen, ihre jeweiligen Einsatzmöglichkeiten und 
Grenzen darzustellen sowie praxisnahe Hinweise für die Weiterentwicklung von 
Gemeindekooperationen zu geben.  

Kapitel 2 bildet die konzeptionelle Grundlage der Studie. Es beschreibt interkommunale 
Zusammenarbeit als Instrument kommunaler Aufgabenerfüllung und geht auf zentrale Motive 
und Anlässe für Kooperationen ein. Darüber hinaus werden unterschiedliche Rechts - und 
Organisationsformen der interkommunalen Zusammenarbeit im engeren Sinn dargestellt. 
Ergänzend werden regionale Unterstützungsstrukturen der Länder, Gemeindefusionen sowie das 
Modell der Regionsgemeinde behandelt. Damit wird die Bandbreite kommunaler 
Zusammenarbeit von niederschwelliger Kooperation bis zu struktureller Neuordnung aufgezeigt.  

Kapitel 3 richtet den Blick auf die kommunale Praxis. Anhand ausgewählter Fallbeispiele werden 
unterschiedliche Kooperations- und Unterstützungsmodelle analysiert. Die Beispiele umfassen 
unter anderem Kooperationen in der Kinderbetreuung, im Bauhofbereich, in der Verwaltung, in 
Mehrzweckverbänden sowie landesnahe Unterstützungsstrukturen. Die Analyse betrachtet 
insbesondere Entstehung und Ablauf der Kooperationsentwicklung, Aufgabenprofile, 
Organisationsentwicklung, rechtliche und steuerliche Herausforderungen, 
Finanzierungsmodelle, Entscheidungsstrukturen sowie Wirkungen und Mehrwerte für die 
beteiligten Gemeinden. Schließlich werden zentrale Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 
herausgearbeitet. 

Kapitel 4 fasst die Ergebnisse zusammen und leitet Handlungsempfehlungen ab. Diese richten 
sich einerseits an Akteurinnen und Akteure vor Ort, die Kooperationen entwickeln, politisch tragen 
und praktisch umsetzen. Andererseits werden Empfehlungen für Bund und Länder formuliert, um 
rechtliche, organisatorische und finanzielle Rahmenbedingungen so weiterzuentwickeln, dass 
Gemeindekooperationen systematischer ermöglicht und unterstützt werden. 
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1.3 Methodisches Vorgehen und Hinweise 
Die vorliegende Studie basiert auf einem Methodenmix, der qualitative, quantitative und 
erfahrungsbasierte Elemente kombiniert. Ziel war es, ein möglichst umfassendes und 
praxisnahes Bild interkommunaler Zusammenarbeit zu zeichnen und unterschiedliche 
Gestaltungsoptionen, Rahmenbedingungen und Umsetzungserfahrungen sichtbar zu machen. 
Die methodische Vielfalt erlaubt es, sowohl systematische Einsichten als auch konkrete Best-
Practice-Beispiele differenziert darzustellen. 

Desk Research und Aufbereitung des bestehenden Wissensstands 

Zu Beginn der Studie wurde ein strukturierter Desk Research durchgeführt. Dabei wurden 
vorhandene Fachliteratur, Studien, Praxisberichte, Rechtsgrundlagen sowie weitere einschlägige 
Materialien zur interkommunalen Zusammenarbeit in Österreich und im intern ationalen Kontext 
systematisch gesichtet und ausgewertet. Ziel war es, den bestehenden Wissensstand zu Motiven, 
Organisationsformen, rechtlichen Rahmenbedingungen, Erfolgsfaktoren, Hemmnissen und 
Entwicklungsperspektiven interkommunaler Zusammenarbeit aufzubereiten. Der Desk Research 
bildet damit eine wichtige Grundlage für die konzeptionelle Einordnung des Themas, für die 
Strukturierung der Analyse sowie für die Entwicklung der Leitfragen der empirischen Erhebung.  

Aufbereitung von Good-Practice-Beispielen und Erkenntnisse aus qualitativen Interviews 

Die Auswahl der Good-Practice-Beispiele erfolgte auf Basis einer systematischen Recherche 
sowie unter Berücksichtigung ihrer inhaltlichen Relevanz für das Thema interkommunale r 
Zusammenarbeit. Berücksichtigt wurden Beispiele, die bereits etablierte Formen kommunaler 
Kooperation in unterschiedlichen Ausprägungen darstellen, etwa Kooperationsmodelle, 
Gemeindeverbände oder strukturelle Lösungen wie Fusionen. Ziel war es, solche Modelle 
auszuwählen, die in der Praxis als tragfähig gelten und unterschiedliche Organisationsformen der 
Zusammenarbeit anschaulich abbilden. 

Ergänzend zur strukturierten Aufbereitung der Beispiele wurden leitfadengestützte Interviews mit 
Vertretenden von Städten, Gemeinden und Gemeindeverbänden durchgeführt. Die Auswertung 
der Interviews erfolgte mittels thematischer Inhaltsanalyse. Die Interviewdaten bilden die 
Grundlage für Kapitel 4, in dem die ausgewählten Good-Practice-Beispiele vergleichend 
dargestellt werden. Im Mittelpunkt stehen dabei Vorbereitung und Ablauf der 
Kooperationsentwicklung, Fragen der Organisationsentwicklung und internen Umsetzung, 
rechtliche und steuerrechtliche Herausforderungen, Finanzierungsmodelle, kooperative 
Entscheidungsstrukturen sowie Wirkung und Mehrwert für die beteiligten Gemeinden. Auf dieser 
Basis werden zentrale Erfolgsbedingungen kommunaler Transformation systematisch 
herausgearbeitet. 

Erfahrungswissen als Analysebasis 

Ein wesentlicher Teil der Studie stützt sich darüber hinaus auf den langjährigen Erfahrungsschatz 
des Projektteams im Bereich kommunaler Organisations - und Strukturentwicklung. Diese 
Expertise fließt insbesondere bei der Einordnung der Kooperationsformen, der Beschreibung von 
Umsetzungsbedingungen sowie bei der Ableitung praxisrelevanter Hinweise ein.  
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2 Interkommunale Zusammenarbeit als Instrument 
kommunaler Aufgabenerfüllung 

Gemeindekooperationen sind dem in Österreich verfassungsrechtlich verankerten Prinzip der 
Gemeindeautonomie folgend grundsätzlich freiwillig. Von gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen 
abgesehen, etwa bei Pflichtverbänden in bestimmten Aufgabenbereichen, beruht  
interkommunale Zusammenarbeit in der Regel auf eigenständigen Entscheidungen der 
beteiligten Gemeinden. Diese Freiwilligkeit ist Ausdruck kommunaler Selbstverwaltung und 
zugleich Voraussetzung für eine partnerschaftliche Ausgestaltung kooperativer Strukturen. 

In der Praxis findet Kooperation vielfach zunächst auf informeller Ebene statt. Gemeinden 
stimmen sich ab, unterstützen einander punktuell und nutzen Synergiepotenziale ohne formale 
Institutionalisierung. Solche Formen der Zusammenarbeit reichen vom fachlichen Austausch 
zwischen Bediensteten über das gegenseitige Verleihen von Geräten oder Maschinen bis hin zu 
gemeinsamen Beschaffungsvorgängen oder abgestimmter Öffentlichkeitsarbeit. Auch die 
Bewerbung von Veranstaltungen der Nachbargemeinde in der eigenen Gemeindezeitung oder die 
wechselseitige Nutzung von Infrastruktur sind typische Beispiele. Diese niederschwelligen 
Kooperationsformen sind in der kommunalen Praxis weit verbreitet und beruhen häufig auf 
gewachsenen persönlichen Netzwerken, regionaler Verbundenheit und pragmatischen 
Problemlösungen. 

Gerade in kleinstrukturierten Regionen erfüllen informelle Kooperationen eine wichtige Funktion. 
Sie ermöglichen rasche, unbürokratische Abstimmungen und schaffen Vertrauen zwischen den 
beteiligten Akteurinnen und Akteuren. Zugleich stoßen sie jedoch an Grenzen, sobald Aufgaben 
komplexer werden, längerfristige Bindungen erfordern oder mit erheblichen finanziellen 
Verpflichtungen verbunden sind. Informelle Absprachen bieten nur begrenzte Rechtssicherheit, 
sind personell anfällig und können bei politischen oder personellen Veränderungen rasch an 
Stabilität verlieren. Für eine dauerhafte Aufgabenerfüllung, insbesondere wenn gemeinsame 
Investitionen, Haftungsfragen oder organisatorische Strukturen betroffen sind, reichen sie in der 
Regel nicht aus. 

Vor diesem Hintergrund gewinnen formalrechtliche und institutionalisierte Kooperationsformen 
an Bedeutung. Sie schaffen klare Zuständigkeiten, regeln Entscheidungsprozesse verbindlich und 
sichern Finanzierung sowie Haftung ab. Darüber hinaus ermöglichen sie die Einrichtung 
gemeinsamer Organisationsstrukturen, die Beschäftigung von Personal oder die Durchführung 
größerer Investitionsvorhaben. In Österreich bildet der Gemeindeverband dabei die zentrale 
rechtliche Organisationsform interkommunaler Zusammenarbeit. Seine verfassungsrechtliche 
Grundlage gewährleistet sowohl die Wahrung der kommunalen Autonomie als auch die 
notwendige institutionelle Stabilität. Neben Gemeindeverbänden existieren weitere 
Kooperationsmodelle, etwa vertragliche Vereinbarungen, Verwaltungsgemeinschaften oder 
gemeinsame Gesellschaften nach privatrechtlichen Bestimmungen.  

Die Wahl der Kooperationsform hängt maßgeblich von Art, Umfang und Dauer der gemeinsamen 
Aufgabe ab. Während für punktuelle oder gering formalbedürftige Vorhaben informelle 
Absprachen ausreichen können, bedürfen investitionsintensive oder dauerhaft angeleg te 
Aufgaben einer rechtlich abgesicherten Struktur. Die Bandbreite reicht somit von lockeren 
Abstimmungsformen bis hin zu eigenständigen Rechtsträgern mit klar definierten Kompetenzen.  
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Kooperation ist somit kein einheitliches Modell, sondern umfasst unterschiedliche 
Intensitätsstufen und Organisationsformen. Die Wahl der geeigneten Ausgestaltung hängt von 
Art, Umfang und Dauer der jeweiligen Aufgabe ebenso ab wie von strategischen Zielsetzungen 
und regionalen Rahmenbedingungen.  

Über Kooperationsmodelle im engeren Sinn hinaus sind auch andere Formen kommunaler 
Neuordnung und Zusammenführung Teil des kommunalpolitischen Instrumentariums. 
Gemeindefusionen stellen eine weitreichende Form der Integration dar, bei der bislang 
eigenständige Gemeinden zu einer neuen Gebietskörperschaft zusammengeführt werden. Im 
Unterschied zur Kooperation bleibt hier nicht die rechtliche Selbstständigkeit der beteiligten 
Gemeinden bestehen, sondern es entsteht eine neue institutionelle Einheit. Fusionen sind daher 
nicht als intensivierte Kooperation, sondern als territoriale und organisationale Neuordnung zu 
verstehen. 

In der Diskussion findet sich darüber hinaus das Konzept der Regionsgemeinde. Dieses zielt auf 
die Bündelung von Aufgaben mit regionalem Zuschnitt in einer neuen strukturellen Einheit, die 
zwischen klassischer Kooperation und vollständiger Fusion einzuordnen ist. Eine 
Regionsgemeinde würde bestimmte Funktionen zentral wahrnehmen und damit bestehende 
Fragmentierungen überwinden, ohne alle bisherigen Gemeinden vollständig aufzulösen. Sie stellt 
somit ein Modell mit eigenständiger Governance-Struktur dar. 

Im Folgenden werden die Motive interkommunaler Zusammenarbeit, die unterschiedlichen 
Organisationsformen sowie die damit verbundenen Potenziale, Erfolgsfaktoren, Hemmnisse und 
Rahmenbedingungen systematisch dargestellt. 

Abbildung 1: Zentrale Rechts- und Organisationsformen kommunaler Zusammenarbeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026).   
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2.1 Motive und Anlässe für interkommunale Zusammenarbeit 
Interkommunale Kooperation entsteht in der Regel nicht aus einem einzelnen Grund, sondern aus 
dem Zusammenwirken mehrerer struktureller, finanzieller, organisatorischer und politischer 
Faktoren. Gemeinden entscheiden sich vor allem dann für Zusammenarbeit, wenn Aufgaben 
gemeinsam verlässlicher, wirtschaftlicher, ressourcenschonender oder organisatorisch 
tragfähiger erfüllt werden können als durch einzelne Gemeinden allein. Kooperation ist damit 
weder nur eine Reaktion auf finanzielle Engpässe noch ausschließlich Ausdruck strategischer 
Regionalentwicklung. In der Praxis überlagern sich unterschiedliche Motivlagen, die je nach 
Aufgabenfeld, institutionellem Kontext und regionaler Ausgangslage unterschiedlich stark in den 
Vordergrund treten. Dazu zählen wirtschaftliche und finanzielle Überlegungen, investive 
Erfordernisse, die Sicherstellung fachlicher Kompetenz und organisatorischer Leistungsfähigkeit, 
die Bewältigung wachsender rechtlicher und administrativer Anforderungen, funktionale und 
räumliche Zusammenhänge, strategische und regionale Entwicklungsziele sowie konkrete 
politische und institutionelle Anlässe. Hinzu kommt, dass Kooperationen vielfach nicht nur aus 
langfristiger Planung entstehen, sondern auch aus akutem Handlungsdruck, etwa bei 
personellen Veränderungen, neuen gesetzlichen Anforderungen oder anstehenden Investitionen  
(Biwald & Wirth, 2006, S. 23–25). 

Nachstehend soll auf die einzelnen Motive im Überblick eingegangen werden:  

 Wirtschaftliche und finanzielle Motive 

 Investive Erfordernisse und Ressourcenbündelung 

 Sicherstellung fachlicher Kompetenzen und organisatorischer Leistungsfähigkeit 

 Bewältigung wachsender rechtlicher, administrativer und fachlicher Komplexität 

 Funktionale und räumliche Zusammenhänge 

 Strategische und regionale Entwicklungsziele 

 Politische und institutionelle Anlässe sowie akuter Handlungsdruck 

Wirtschaftliche und finanzielle Motive 

Ein zentrales Motiv interkommunaler Kooperation liegt in der Möglichkeit, Kosten zu teilen, 
vorhandene Ressourcen effizienter zu nutzen und die wirtschaftliche Tragfähigkeit kommunaler 
Aufgabenerfüllung zu verbessern. Viele kommunale Aufgaben sind mit hohen Fixkosten 
verbunden, etwa im Bereich technischer Infrastruktur, spezialisierter Dienstleistungen oder 
administrativer Unterstützungsstrukturen. Durch Zusammenarbeit können diese Aufwendungen 
auf mehrere Gemeinden verteilt werden. Größere organisatorische Einheiten ermöglichen zudem 
häufig günstigere Beschaffungen, eine bessere Auslastung vorhandener Infrastruktur und 
stabilere Betriebsabläufe. Kooperation erscheint in solchen Fällen nicht nur als Instrument zur 
Kostendämpfung, sondern auch als Möglichkeit, kommunale Leistungen unter veränderten 
finanziellen Rahmenbedingungen dauerhaft abzusichern (Biwald & Wirth, 2006, S. 23). 
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Investive Erfordernisse und Ressourcenbündelung 

Ein weiterer wichtiger Anlass für Kooperationen sind Investitionen, die einzelne Gemeinden allein 
nur schwer oder gar nicht bewältigen können. Dies betrifft insbesondere Infrastrukturvorhaben, 
technische Ausstattung, Gebäude, Fuhrparks oder den Aufbau spezialisierter Einrichtungen. Die 
gemeinsame Finanzierung und Nutzung solcher Investitionen kann Kooperationen erleichtern 
oder überhaupt erst ermöglichen. Gerade in Aufgabenfeldern mit hohem Kapitalbedarf entsteht 
Zusammenarbeit daher häufig aus der Notwendigkeit, finanzielle Lasten zu teilen und 
Investitionen in einem größeren räumlichen Zusammenhang tragfähig zu organisieren (Biwald & 
Wirth, 2006, S. 23–24). 

Sicherstellung fachlicher Kompetenz und organisatorischer Leistungsfähigkeit  

Ein wesentliches Motiv liegt in der Sicherstellung fachlicher Kompetenz sowie in der Bündelung 
organisatorischer Kapazitäten. Viele kommunale Aufgaben erfordern spezialisiertes Wissen, 
Erfahrung und personelle Kontinuität. Gerade kleinere Gemeinden stehen dabei vor der 
Herausforderung, entsprechende Kompetenzen dauerhaft sicherzustellen. Interkommunale 
Kooperation ermöglicht es, Fachwissen gemeinsam zu organisieren, personelle Ressourcen zu 
bündeln und Aufgaben in stabileren Strukturen abzusichern. Dies betrifft etwa technische 
Aufgaben, Planungsleistungen, Informationstechnologie, Personalfragen oder spezialisierte 
Verwaltungsbereiche. Kooperation dient hier nicht als Ersatz kommunaler Leistungsfähigkeit, 
sondern als Instrument ihrer gemeinsamen Absicherung, Entlastung und Weiterentwicklung 
(Biwald & Wirth, 2006, S. 24). 

Bewältigung wachsender rechtlicher, administrativer und fachlicher Komplexität 

Die Anforderungen an kommunale Verwaltung haben in den vergangenen Jahrzehnten deutlich 
zugenommen. Neue gesetzliche Vorgaben, steigende Dokumentationspflichten, technische 
Standards und komplexere Verfahren erhöhen den Aufwand in vielen Aufgabenfeldern. 
Kooperation kann eine Möglichkeit darstellen, diese wachsende Komplexität gemeinsam zu 
bewältigen. Gemeinsame Strukturen erleichtern es, rechtliche Vorgaben umzusetzen, Verfahren 
zu standardisieren, Fachwissen zu bündeln und administrative Prozesse besser aufeinander 
abzustimmen. Besonders in stark regulierten und fachlich anspruchsvollen Bereichen bietet 
Kooperation daher die Chance, Belastungen besser zu verteilen und verlässliche 
Bearbeitungsstrukturen aufzubauen (Biwald & Wirth, 2006, S. 24). 

Funktionale und räumliche Zusammenhänge 

Viele kommunale Aufgaben orientieren sich nicht an administrativen Gemeindegrenzen, sondern 
an funktionalen Räumen. Infrastruktur, Verkehrsbeziehungen, Siedlungsentwicklung, 
ökologische Systeme oder Versorgungszusammenhänge überschreiten häufig die Grenzen 
einzelner Gemeinden. Interkommunale Kooperation kann dazu beitragen, solche Verflechtungen 
besser zu berücksichtigen und Aufgaben in einem räumlich angemessenen Zusammenhang zu 
organisieren. Dies gilt etwa für Verkehrsplanung, Gewässermanagement, Abfallwirtschaft, 
Kinderbetreuung oder standortbezogene Entwicklungsfragen. Kooperation ermöglicht in solchen 
Fällen eine abgestimmte Planung und Umsetzung über Gemeindegrenzen hinweg  (Biwald & 
Wirth, 2006, S. 19–20, 26–27). 
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Strategische und regionale Entwicklungsziele 

Neben funktionalen und wirtschaftlichen Motiven spielen auch strategische Überlegungen eine 
wichtige Rolle. Gemeinden kooperieren zunehmend, um regionale Entwicklungsziele gemeinsam 
zu verfolgen und langfristige Gestaltungsspielräume zu erweitern. Dazu zählen etwa 
wirtschaftliche Standortentwicklung, Tourismus, Energieprojekte, raumbezogene Planungen oder 
der Aufbau regionaler Unterstützungsstrukturen. Kooperation wird in diesem Zusammenhang 
nicht nur als Reaktion auf Druck verstanden, sondern auch als Ausdruck vorausschauenden 
politischen Handelns. Gemeinden versuchen damit, künftige Herausforderungen frühzeitig 
aufzugreifen und regionale Potenziale gemeinsam zu nutzen (Biwald & Wirth, 2006, S.  24–25, 
26–27). 

Politische und institutionelle Anlässe sowie akuter Handlungsdruck 

Neben diesen eher langfristigen Motiven gibt es häufig konkrete Anlässe, die  
Kooperationsprozesse unmittelbar auslösen. Dazu zählen personelle Veränderungen in 
Verwaltung oder Politik, neue gesetzliche Anforderungen, anstehende Investitionen, regionale 
Entwicklungsprojekte oder Reformdiskussionen über Gemeindestrukturen. In vielen Fällen 
entsteht Kooperation erst dann, wenn ein konkreter Problemdruck sichtbar wird und eine 
gemeinsame Lösung naheliegt. Gerade diese Verbindung aus akutem Handlungsdruck und 
bereits vorhandenen strategischen Überlegungen ist für die Entstehung interkommunaler 
Kooperationen vielfach typisch. Kooperationen entstehen damit oft weder ausschließlich aus 
Handlungsdruck noch allein aus planerischer Voraussicht, sondern aus dem Zusammenspiel 
beider Elemente, die eine gemeinsame Lösung nahelegen Biwald & Wirth, 2006, S. 23–25). 

Die dargestellten Motive interkommunaler Zusammenarbeit beschränken sich nicht auf 
Kooperationen im engeren Sinn, sondern können auch auf Fusionen oder die Regionsgemeinde 
als weitergehende Formen kommunaler Neuordnung übertragen werden.  
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2.2 Interkommunale Kooperationen unter Beibehaltung 
bestehender Gemeindestrukturen 

Im vorliegenden Kapitel liegt der Schwerpunkt auf den unterschiedlichen organisatorischen 
Ausprägungen von Gemeindekooperationen im engeren Sinn. Dargestellt werden dabei deren 
jeweilige Merkmale, ihre Vor- und Nachteile sowie ihre Eignung für unterschiedliche 
Aufgabenfelder. Kommunale Zusammenarbeit ist in Österreich kein neues Phänomen, sondern 
Ausdruck einer kontinuierlichen Weiterentwicklung der Aufgabenerfüllung. Städte und 
Gemeinden stehen vor der Aufgabe, Leistungen effizient, qualitätsgesichert und rechtskonform 
zu organisieren, zugleich jedoch ihre Autonomie und demokratische Steuerbarkeit zu wahren. Vor 
diesem Hintergrund haben sich im Laufe der Zeit vielfältige Formen der Zusammenarbeit 
herausgebildet. 

Konzeptionell lässt sich kommunale Zusammenarbeit als abgestufter Integrationsprozess 
verstehen. In der kommunalen Praxis in Österreich haben sich über die Zeit eine Vielzahl 
unterschiedlicher Kooperationsformen entwickelt Diese lassen sich als unterschiedliche 
Intensitätsstufen der Zusammenarbeit einordnen. Auf der einen Seite stehen eher informelle, lose 
und nur gering institutionalisierte Formen der Abstimmung, auf der anderen Seite stark 
formalisierte und hoch institutionalisierte Modelle gemeinsamer Aufgabenwahrnehmung. 
Zwischen diesen Polen existiert eine breite Palette an Ausgestaltungsvarianten, die sich 
hinsichtlich Verbindlichkeit, Organisationsgrad, Entscheidungsstrukturen und rechtlicher 
Absicherung unterscheiden. 

Informelle Formen der Zusammenarbeit reichen von projektbezogenen Abstimmungen über 
regelmäßige Koordinationsrunden bis hin zu gemeinsamen Strategiediskussionen ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit. Sie zeichnen sich durch hohe Flexibilität und geringe rechtliche Bindung 
aus, sind jedoch in ihrer Steuerungswirkung und langfristigen Verlässlichkeit begrenzt. 
Demgegenüber stehen formalisierte Modelle, etwa in Form von Gemeindeverbänden oder 
anderen institutionell abgesicherten Konstruktionen, die auf einer klar definierten rechtlichen 
Grundlage beruhen, eigene Organe vorsehen und verbindliche Regelungen zur 
Aufgabenübertragung enthalten. 

Rechtlich ist kommunale Zusammenarbeit im Rahmen der Bundesverfassung sowie der 
jeweiligen landesrechtlichen Gemeindeordnungen verankert. Diese eröffnen den Gemeinden die 
Möglichkeit, Aufgaben gemeinsam wahrzunehmen, bestimmte Kompetenzen zu übertragen oder 
gemeinsame Einrichtungen zu schaffen. Der rechtliche Rahmen setzt dabei klare Grenzen 
hinsichtlich Zuständigkeiten, demokratischer Legitimation und Aufsicht, eröffnet jedoch zugleich 
differenzierte Gestaltungsspielräume. Die Wahl der jeweiligen Organisationsform ist daher nicht 
nur eine organisatorische, sondern auch eine rechtliche und steuerungspolitische Entscheidung.  

Das nachfolgende Kapitel 2.2.1 Organisationsformen von Gemeindekooperationen im Überblick 
bezieht sich auf jene Modelle kommunaler Zusammenarbeit, bei denen die bestehende 
Gemeindestruktur grundsätzlich unverändert bleibt. Die beteiligten Gemeinden behalten daher 
ihre rechtliche Selbstständigkeit im Grundsatz bei. 

Zugleich ist darauf hinzuweisen, dass das Spektrum kommunaler Zusammenarbeit über 
klassische Kooperationsformen hinaus auch weitergehende strukturelle Veränderungen umfasst. 
Dazu zählen insbesondere Gemeindefusionen (siehe dazu Kapitel 2.5 Gemeindefusionen), die 
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eine besonders weitreichende Form der Integration darstellen, weil sie zur Zusammenlegung 
bislang eigenständiger Gemeinden zu einer neuen, einheitlichen Gebietskörperschaft führen. Im 
Unterschied zu Kooperationen wird dabei die institutionelle Eigenständigkeit  der beteiligten 
Gemeinden aufgegeben. Fusionen sind daher nicht bloß als intensivierte Form der Kooperation 
zu verstehen, sondern als territoriale und institutionelle Neuordnung mit Auswirkungen auf 
politische Repräsentation, Verwaltung und lokale Identität. Als konzeptionell weiterführendes 
Modell wird in der Diskussion zudem die Regionsgemeinde (siehe dazu Kapitel 2.6 
Regionsgemeinde) angeführt. Sie zielt auf die Schaffung einer neuen kommunalen Ebene ab, die 
Aufgaben mit regionalem Zuschnitt gebündelt wahrnimmt. Eine Regionsgemeinde würde 
bestimmte Funktionen zentralisieren und damit die Fragmentierung bestehender Strukturen 
teilweise überwinden, ohne zwingend alle bisherigen Gemeinden vollständig aufzulösen. Sie ist 
damit zwischen klassischer Kooperation und vollständiger Fusion einzuordnen und stellt ein 
strukturelles Integrationsmodell mit eigener Governance-Struktur dar. Die Einordnung von 
Kooperationen, Fusionen und regionalen Gemeindemodellen verdeutlicht insgesamt, dass 
kommunale Zusammenarbeit in unterschiedlichen Intensitätsgraden ausgestaltet werden kann. 
Das Spektrum reicht von flexibler Abstimmung über institutionalisierte gemeinsame 
Aufgabenwahrnehmung bis hin zu tiefgreifenden strukturellen Neuordnungen. Weiterführende 
Ansätze wie die Regionsgemeinde oder Gemeindefusionen werden daher an späterer Stelle 
behandelt. 

Die nachstehende Tabelle dient einer vergleichenden Orientierung. Die Bewertung der 
Kooperationsformen hängt wesentlich vom jeweiligen Aufgabenfeld, vom Umfang der 
Aufgabenübertragung, von der Zahl der beteiligten Gemeinden, von Investitions- und 
Personalfragen sowie von steuer- und aufsichtsrechtlichen Rahmenbedingungen ab. 
Insbesondere umsatzsteuerliche Fragen sind nicht schematisch zu beurteilen, sondern im 
Einzelfall frühzeitig zu klären. 

Tabelle 1: Verschiedene Organisationsformen der Kooperation im Vergleich 

MODELL 
ERRICHTUNGS-

AUFWAND KOMPLEXITÄT 
UMSATZSTEUER-

PROBLEMATIK 
INSTITUTIONELLE 

STABILITÄT 

Vertragliche 
Vereinbarung niedrig niedrig möglich niedrig bis mittel 

Verwaltungs-
gemeinschaft niedrig bis mittel mittel möglich mittel 

Gemeindeverband mittel bis hoch mittel bis hoch möglich hoch 

Mehrzweck-
verband hoch hoch möglich hoch 

Gemeinsame 
Kapital-

gesellschaft 
hoch hoch gegeben hoch 

Verein niedrig bis mittel mittel möglich niedrig bis mittel 

Genossenschaft mittel bis hoch mittel bis hoch gegeben mittel bis hoch 

Quelle: Eigene Darstellung (2026).  
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2.2.1 Organisationsformen von Gemeindekooperationen im Überblick 

Zusammenarbeit auf Basis einer vertraglichen Vereinbarung 

Eine grundlegende und zugleich niedrigschwellige Form kommunaler Kooperation liegt in 
vertraglich geregelten Leistungsbeziehungen, etwa in Form von Leistungs- oder Werkverträgen. 
Dabei wird die Zusammenarbeit nicht durch eine eigene organisatorische Einheit 
institutionalisiert, sondern auf Grundlage einer klar definierten vertraglichen Vereinbarung 
ausgestaltet. 

In diesem Rahmen übernimmt eine Gemeinde konkret festgelegte Aufgaben für eine andere 
Gemeinde. Umfang, Inhalt und Modalitäten der Leistungserbringung werden vertraglich geregelt. 
Für die übernommenen Leistungen erhält die leistungserbringende Gemeinde ein entsprechend 
vereinbartes Entgelt. 

Tabelle 2: Vor- und Nachteile sowie Eignung von vertraglichen Vereinbarungen 

VERTRAGLICHE VEREINBARUNGEN 
VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Sehr flexibel in Bezug auf die 
Kooperationsinhalte (einfache 
Anpassung an sich ändernde 
Rahmenbedingungen) 

Reduzierte Sicherheit für die 
leistende Gemeinde (Partner 
können kurzfristig aussteigen) 

Geeignet für: 

 Wenig kapitalintensive 
Leistungen (z. B. 
Öffentlichkeitsarbeit – 
Gemeindezeitung) 

 Punktuelle, klar 
abgrenzbare Leistungen 
(z. B. Beschaffung, tech-
nische Hilfeleistung) 

Für behördliche Aufgaben 
nicht geeignet 

Minimaler Aufwand zur 
Begründung der Kooperation 

Mitunter komplizierte  
Haftung-, Gewährleistungs- 
und Schadensersatzfragen 

Rasch umsetzbar 
Keine gemeinsame 
Organisation; Aufwand bleibt 
bei den beteiligten Gemeinden 

Keine zusätzlichen Gremien 
notwendig 

Umsatzsteuerliche Fragen 
werden relevant, wenn eine 
Gemeinde entgeltliche 
Leistungen für eine andere 
erbringt 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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Kooperation durch Bildung eines gemeinsamen Vereins 

Die Gründung eines Vereins kann für zahlreiche Formen kommunaler Kooperation eine geeignete 
organisatorische Grundlage darstellen. Insbesondere dort, wo eine strukturierte 
Zusammenarbeit mehrerer Beteiligter erforderlich ist, bietet der Verein einen rechtl ich klar 
definierten Rahmen für gemeinsame Aktivitäten. Er ermöglicht eine institutionalisierte Form der 
Zusammenarbeit, ohne dabei auf komplexere Organisationsstrukturen zurückgreifen zu müssen.  

Nicht geeignet ist diese Rechtsform jedoch für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben. Ebenso 
wenig kommt sie für Leistungsbereiche in Betracht, in denen Erwerbszwecke und 
Gewinnerzielung im Vordergrund stehen. In solchen Fällen ist auf andere Rechts - und 
Organisationsformen zurückzugreifen. 

Tabelle 3: Vor- und Nachteile sowie Eignung gemeinsamer Vereine 

GEMEINSAMER VEREIN 
VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Geringe Gründungskosten und 
niedrige Einstiegshürden 

Die Form des Vereins 
gewährleistet nicht, dass sich 
tatsächlich alle relevanten 
Akteur*innen beteiligen 

Geeignet für: 

 Einbindung eines breiten 
Kreises öffentlicher und 
privater Akteur*innen 

 Ideelle, kulturelle, soziale, 
touristische oder gemein-
wesensorientierte 
Kooperationen 

 Kulturprojekte, Marketing-, 
Sozialinitiativen, 
Werbegemeinschaften 
oder gemeinnützige 
Projekte 

 

Jeder, der die Vereinsziele 
mitträgt, kann grundsätzlich 
mitmachen – offen für private 
und öffentliche Akteur*innen 

Mitglieder können relativ leicht 
austreten; dadurch geringere 
langfristige Bindungswirkung 

Leichter Ein-/Ausstieg, 
jederzeitige Kündigung der 
Mitgliedschaft möglich 

Laufender Geschäfts-
führungs-, Vereinsver-
waltungsaufwand darf nicht 
unterschätzt werden 

Niedrige formale Komplexität 
im Vergleich zu 
Gesellschaften oder 
Gemeindeverbänden 

Keine wirtschaftliche 
Beteiligung, nur Mitgliedschaft 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 

Kooperation durch Bildung einer gemeinsamen Kapitalgesellschaft 

Da die Errichtung einer Verwaltungsgemeinschaft oder eines Gemeindeverbandes ausschließlich 
Gemeinden als Kooperationspartner vorsieht, eröffnen insbesondere Kapitalgesellschaften die 
Möglichkeit, auch private Akteurinnen und Akteure wie Banken, örtliche Unternehmen oder 
Privatpersonen in eine Zusammenarbeit einzubinden. Auf diese Weise können Modelle der 
öffentlich-privaten Partnerschaft umgesetzt werden. 

Gemeinden sind grundsätzlich berechtigt, wirtschaftliche Unternehmen zu gründen, sofern ein 
öffentliches Interesse gegeben ist. Für Kooperationsmodelle auf Basis einer Kapitalgesellschaft 
wird in der Praxis am häufigsten die Rechtsform der Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
gewählt. 
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Tabelle 4: Vor- und Nachteile sowie Eignung von gemeinsamen Kapitalgesellschaften 

GEMEINSAME KAPITALGESELLSCHAFTEN (GMBH) 

VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Eigene Rechtspersönlichkeit 
außerhalb der Verwaltung 

Zwar einfache, aber 
aufwendige 
Gesellschaftsgründung 
(Gesellschaftsvertrag, 
Stammkapital, Beschlüsse 
und gegebenenfalls 
aufsichtsrechtliche 
Genehmigungen) 

Geeignet für: 
 wirtschaftliche, 

betriebliche oder 
infrastrukturelle Aufgaben 
ohne hoheitlichen 
Charakter 

 versorgungswirtschaftliche 
Aufgaben, an denen 
mehrere Gemeinden 
beteiligt sind, wie etwa die 
Wasserversorgung 

 Kooperationen, wenn 
wirtschaftliche Tätigkeit, 
Kapitalbindung oder 
Einbindung privaten Know-
hows im Vordergrund 
stehen (z. B. 
Stadtmarketing) 

 

Für hoheitliche Aufgaben nicht 
geeignet. Für kleinere 
Kooperationsprojekte ist die 
Gründung wegen der relativ 
hohen Gründungskosten und 
dem Aufwand für die 
Geschäftsführung weniger 
ratsam. 

Dauerhafte Festlegung von 
wechselseitigen 
Kontrollrechten, 
Mitbestimmungsrechten, 
auch Aufteilen von Erträgen 

Laufender Aufwand durch 
Geschäftsführung, 
doppisches Rechnungswesen 

Relativ gute 
Steuerungsmöglichkeit (in 
Abhängigkeit vom 
Gesellschaftsvertrag) 

Erhöhter Aufwand des 
privatwirtschaftlichen 
Rechnungswesens 
(Zusatzaufwand zur 
Integration in die Haushalte) 

U. U. steuerrechtliche und 
dienstrechtliche Vorteile 

Steuerpflicht regelmäßig 
relevant; Umsatzsteuer, 
Körperschaftsteuer und 
verdeckte Beihilfe-
/Vergabethemen sind zu 
prüfen 

Haftungsbegrenzung 
Steuerung nur im Rahmen der 
gesetzlichen Möglichkeiten 

Vergaben unterliegen 
eventuell nicht dem 
öffentlichen Vergaberecht 

Geringe Transparenz, weil 
keine Konsolidierungspflicht 
mit Gemeindebudgets besteht 

 
Geringere demokratische 
Unmittelbarkeit und 
Transparenz 

Einbeziehung von privatem 
Kapital und Know-how 
möglich, etwa bei PPP-
Modellen 

Steuerpflicht 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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Kooperation durch Bildung einer gemeinsamen Genossenschaft 

Genossenschaften verfügen in Österreich über eine lange Tradition. Sie finden sich 
beispielsweise im Bereich des Wohnbaus, bei der gemeinsamen Errichtung und Bewirtschaftung 
von Forststraßen, etwa in Form sogenannter Bringungsgenossenschaften, sowie im Bereich der 
Trinkwasserversorgung. 

In der interkommunalen Zusammenarbeit haben Genossenschaften bislang keine nennenswerte 
Rolle eingenommen. Gleichwohl sieht Matschek (2011) in dieser Rechtsform eine interessante, 
bislang jedoch weitgehend unausgeschöpfte Möglichkeit der Kooperation. Der Autor verweist 
darauf, dass die Genossenschaft aufgrund ihres Förderauftrags insbesondere im Bereich der 
Daseinsvorsorge, wie zum Beispiel bei der Schaffung von Wohnraum, grundsätzlich den 
Interessen der Gemeinden nahekommt. 

Ebenso gelten die Gestaltungsmöglichkeiten des Statuts sowie die Einflussmöglichkeiten der 
Genossenschafterinnen  – also der beteiligten Gemeinden – auf die Geschäftsführung im Rahmen 
der Generalversammlung als relevante Aspekte. Darüber hinaus sieht § 15 Abs. 1 GenG vor, dass 
vertretungsbefugte Organmitglieder der Genossenschafterinnen, somit 
Gemeindemandatarinnen und Gemeindemandatare, in den Vorstand oder Aufsichtsrat gewählt 
werden können. 

Tabelle 5: Vor- und Nachteile sowie Eignung von Genossenschaften 

GENOSSENSCHAFT 
VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Offen für Gemeinden und 
gegebenenfalls weitere 
Mitglieder, je nach 
Ausgestaltung 

Bisher wenig verbreitet; 
geringere Praxiserfahrung und 
weniger etablierte Muster 

Geeignet für: 

 gemeinschaftlich 
getragene Versorgungs-, 
Infrastruktur- oder 
Entwicklungsaufgaben 

 etwa für erneuerbare 
Energie, Wohnraum oder 
Nahversorgung 

Für hoheitliche Aufgaben nicht 
geeignet 

Dauerhaftere Bindung als bei 
losen vertraglichen Modellen 

Komplexer als Verein und 
weniger kommunalrechtlich 
vertraut als Gemeindeverband 

Kann wirtschaftliche Tätigkeit 
und gemeinschaftlichen 
Zweck verbinden 

Steuerliche Behandlung ist 
sorgfältig zu prüfen; bei 
unternehmerischer Tätigkeit 
sind Umsatzsteuer und 
Körperschaftsteuer 
regelmäßig relevant 

Demokratische Grundstruktur 
mit Einflussmöglichkeiten der 
Mitglieder 

Politische Steuerung kann 
schwieriger sein, wenn neben 
Gemeinden weitere Mitglieder 
beteiligt sind 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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Kooperation auf Grundlage einer Verwaltungsgemeinschaft 

Die Verwaltungsgemeinschaft stellt ein spezifisches Modell kommunaler Kooperation dar,  
insbesondere deshalb, weil die Zusammenarbeit ausschließlich Gemeinden vorbehalten ist. Es 
ist dabei nicht erforderlich, sämtliche Aufgaben der beteiligten Gemeinden in die 
Verwaltungsgemeinschaft einzubringen. Vielmehr kann die Zusammenarbeit auch auf einzelne 
Aufgabenbereiche beschränkt werden, etwa auf die gemeinsame Baurechtsverwaltung. Im 
Unterschied zu Gemeindeverbänden verfügen Verwaltungsgemeinschaften nur insoweit über 
Rechtspersönlichkeit, als sie Geschäfte im Namen der jeweils zuständigen Gemeinde unter der 
Leitung und Aufsicht der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters führen können. Die 
Verwaltungsgemeinschaft dient somit in erster Linie der gemeinsamen Geschäftsführung der 
beteiligten Gemeinden. Sie fungiert als Hilfsorgan der zusammengeschlossenen Gemeinden. 
Verwaltungsgemeinschaften sind weder Körperschaften öffentlichen Rechts noch Betriebe 
gewerblicher Art und unterliegen daher nicht der Körperschaftsteuer. Hinsichtlich der 
Umsatzsteuer ist jedoch zu differenzieren. Verfügt die Verwaltungsgemeinschaft über 
Unternehmereigenschaft, etwa durch die Erbringung privatwirtschaftlicher Leistungen im Bereich 
der Daseinsvorsorge, kann dies unter Umständen umsatzsteuerliche Relevanz entfalten. 

Tabelle 6: Vor- und Nachteile sowie Eignung von Verwaltungsgemeinschaften 

VERWALTUNGSGEMEINSCHAFT 
VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Relativ einfach zu gründen 
(nur anzeigepflichtig 
gegenüber dem Land) 

Keine eigene 
Rechtspersönlichkeit; kann bei 
Rechtsgeschäften nicht im 
eigenen Namen auftreten und 
kein Eigentum erwerben 

Geeignet für: 

 hoheitliche Aufgaben 

 gemeinsame 
Leistungserbringung im 
Verwaltungsbereich (z. B. 
Baurechtsverwaltung, 
Personalverrechnung) 

 Kooperationen, wenn die 
Gründung eines 
Verbandes zu aufwendig 
ist (z. B. technische 
Hilfsdienste wie 
Bautechniker) 

 
Nicht für den Betrieb von 
Unternehmen oder die 
Verwaltung von 
Liegenschaftseigentum (z. B. 
Gewerbepark) geeignet. 
 

Kein eigenständiger 
Rechnungskreislauf 
eingefordert 

Nur Gemeinden können 
beteiligt sein; keine Einbindung 
privater Akteur*innen 

Gute Anschlussfähigkeit an 
bestehende 
Gemeindestrukturen 

Zuständigkeit und 
Verantwortung verbleiben stark 
bei den einzelnen Gemeinden; 
Schnittstellen müssen sauber 
geregelt werden 

Kann Personal und 
Fachwissen bündeln, ohne 
politische Zuständigkeiten 
vollständig zu verlagern 

Umsatzsteuerliche Relevanz 
kann entstehen, wenn 
privatwirtschaftliche 
Leistungen oder entgeltliche 
Leistungsbeziehungen 
vorliegen 

Geringere organisatorische 
Komplexität als Verband oder 
Gesellschaft 

 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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Kooperation durch Bildung von Gemeindeverbänden 

Der Gemeindeverband ist als Körperschaft öffentlichen Rechts verfassungsgesetzlich verankert, 
insbesondere in Art 116a B-VG. Die Bildung eines Gemeindeverbandes sowie dessen Änderung 
bedarf der Genehmigung durch die zuständige Gemeindeaufsichtsbehörde des jeweiligen 
Bundeslandes. Gemeindeverbände treten im Hinblick auf die ihnen übertragenen Aufgaben an 
die Stelle der Mitgliedsgemeinden. Sie nehmen diese Aufgaben im eigenen Namen, mit eigenen 
Organen und in eigener Verantwortung wahr. Städte und Gemeinden können sich zur Erfüllung 
sämtlicher Aufgabenbereiche zu Gemeindeverbänden zusammenschließen, sowohl im 
privatrechtlichen als auch im hoheitlichen Bereich. Mitglieder eines Gemeindeverbandes können 
ausschließlich Gemeinden sein. Der Gemeindeverband gilt als bewährte Form der 
interkommunalen Zusammenarbeit. Er eignet sich insbesondere für wirtschaftlich risikoreiche 
oder politisch sensible Aufgabenbereiche sowie für die Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben. 
Das Verfahren zur Errichtung eines Gemeindeverbandes ist in der Regel nicht wese ntlich 
aufwendiger als die Gründung eines Vereins oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 
Über einen längeren Zeitraum war die Bildung von Gemeindeverbänden insofern eingeschränkt, 
als ein Verband jeweils nur für einen bestimmten Zweck eingerichtet werden konnte. 

Tabelle 7: Vor- und Nachteile sowie Eignung von Gemeindeverbänden 

GEMEINDEVERBAND 

VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Eigene Rechtspersönlichkeit 
als Körperschaft öffentlichen 
Rechts; hohe rechtliche 
Stabilität 

Errichtung/Änderung 
genehmigungspflichtig 

Geeignet für: 

 Dauerhafte, verbindliche 
und institutionalisierte 
Kooperationen 

 Kapitalintensive 
Aufgabenbereiche (z. B. 
Abwasser, Wasser, Abfall) 

 Hoheitliche Leistungen 
(z. B. Abgabenverband, 
Standesamtsverband) 

 

Gemeindeübergreifende 
Wahrnehmung von 
hoheitlichen Aufgaben 

Relativ aufwendiger 
Gründungsprozess 

Klare Aufgabenübertragung, 
eigene Organe und eigener 
Rechnungskreis 

Laufender Aufwand durch 
eigene Organe, Budget, 
Rechnungswesen, 
Gremienläufe und 
Abstimmung mit 
Mitgliedsgemeinden 

Auf langfristige Kooperation 
und gemeinsame 
Investitionen ausgelegt 

Aufwendige und langsamere 
Entscheidungsprozesse 

Rechtlich und wirtschaftlich 
eigenständig 

Aufwand für 
Interessensausgleich 
zwischen Mitgliedsgemeinden 

 
 

Je nach Umfang und 
Aufgabenbreite kann die 
Steuerung komplex werden 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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Mittlerweile ist auch in Österreich die Errichtung von Mehrzweckverbänden möglich, vergleichbar 
mit den entsprechenden Regelungen in Deutschland oder der Schweiz. Unter steuerrechtlichen 
Gesichtspunkten ist die Verbandslösung für Gemeinden attraktiv, da Leistungen, die innerhalb 
eines Gemeindeverbandes erbracht werden, nicht der Umsatzsteuer unterliegen.  

Der Mehrzweckverband als erweiterte Form des Gemeindeverbandes 

Lange Zeit konnten Gemeindeverbände in Österreich ausschließlich zur Wahrnehmung eines klar 
abgegrenzten einzelnen Aufgabenzwecks gegründet werden. Seit dem Jahr 2011 besteht die 
Möglichkeit, sogenannte Mehrzweckverbände einzurichten, die mehrere Angelegenheiten aus 
dem eigenen Wirkungsbereich der Gemeinden gemeinsam besorgen. Damit wurde der rec htliche 
Rahmen erweitert und eine flexiblere Bündelung kommunaler Aufgaben in einer einheitlichen 
Organisationsstruktur ermöglicht (Bußjäger, 2012). 

Während die verfassungsrechtliche Ermächtigung für Mehrzweckverbände auf Bundesebene 
verankert ist, erfolgt ihre konkrete Ausgestaltung durch das jeweilige Landesrecht, insbesondere 
durch die Gemeindeordnungen und einschlägige Verbandsgesetze der Länder (Bußjäger, 2012). 

In der praktischen Anwendung werden Mehrzweckverbände in Österreich selten als 
eigenständige Modellkategorie hervorgehoben. Stattdessen stehen konkrete Formen 
interkommunaler Kooperation im Vordergrund, die mehrere Aufgaben bündeln und in der Praxis 
als erfolgreich gelten. Besonders häufig werden Kooperationen im Bereich der Abfallwirtschaft 
genannt. Diese gelten als etabliertes Erfolgsmodell, da durch gemeinsame Sammel - und 
Verwertungssysteme, koordinierte Ausschreibungen und die Nutzung gemeinsamer Infrastruktur 
deutliche Skaleneffekte erzielt werden können. Auch Wasser- und Abwasserverbände werden 
regelmäßig als Beispiele angeführt. In diesen Bereichen ermöglichen Kooperationen eine 
effiziente Bewältigung hoher Investitionskosten sowie den Betrieb komplexer technischer 
Infrastruktur. Häufig werden darüber hinaus weitere Aufgaben wie Hochwasserschutz oder 
Gewässermanagement integriert (Biwald & Wirth, 2006, S. 21–24). 

Weniger verbreitet, in Reformdebatten jedoch besonders im Fokus, sind Kooperationen im 
Bereich der Verwaltung. Dazu zählen etwa gemeinsame Bauämter, IT-Strukturen oder 
Finanzverwaltungen. Solche Modelle gelten als potenziell besonders effizient, sind jedoch 
politisch anspruchsvoll umzusetzen, da sie unmittelbar Fragen der kommunalen Autonomie und 
Zuständigkeiten betreffen. Darüber hinaus finden sich Kooperationen in Bereichen der regionalen 
Infrastruktur und Standortentwicklung, etwa bei Betriebsansiedlung, Energieprojekten oder 
gemeinsamen Bauhofstrukturen. Diese werden als Mehrzweckansätze wahrgenommen, da sie 
unterschiedliche funktionale Aufgaben bündeln und regionale Entwicklung fördern.  Im Sozial- 
und Pflegebereich bestehen ebenfalls Kooperationsmodelle, beispielsweise bei 
Pflegeeinrichtungen oder sozialen Dienstleistungen (Biwald & Wirth, 2006, S. 20–22, 26–27). 

In der fachlichen Diskussion werden insbesondere jene Kooperationsformen positiv bewertet, die 
klar abgegrenzte Aufgabenbereiche aufweisen, hohe Fixkosten auf mehrere Gemeinden verteilen 
und messbare Effizienzgewinne ermöglichen. Zudem sind Kooperationen erfolgreicher, wenn sie 
nur geringe politische Konfliktpotenziale mit sich bringen, etwa weil keine zentralen 
Verwaltungsstandorte oder symbolisch bedeutsamen Funktionen betroffen sind (Biwald & Wirth, 
2006, S. 23–24; Wirth, 2006b, S. 168–169). 
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Die Verbandslösung stellt in Österreich eine etablierte und grundsätzlich akzeptierte 
Organisationsform interkommunaler Zusammenarbeit dar. Gemeindeverbände sind als 
Körperschaften öffentlichen Rechts verfassungsgesetzlich abgesichert (Art. 116a B-VG) und 
verfügen über eine eigene Rechtspersönlichkeit. Sie treten im Rahmen der ihnen übertragenen 
Aufgaben an die Stelle der Mitgliedsgemeinden und handeln eigenständig, mit eigenen Organen 
und in eigener Verantwortung. Damit unterscheiden sie sich wesentlich von lockereren 
Kooperationsformen wie etwa Verwaltungsgemeinschaften (Biwald & Wirth, 2006, S. 30–31). 

Mehrzweckverbände stellen eine besondere Ausprägung dieses Modells dar, da sie mehrere, 
auch inhaltlich unterschiedliche Aufgabenbereiche bündeln können. Mit ihrer Einführung war die 
Erwartung verbunden, interkommunale Kooperationen zu erleichtern und den administrativen 
Aufwand durch den Abbau paralleler Strukturen zu reduzieren (Bußjäger, 2012; Wirth, 2006b, 
S. 168–169). 

Gleichzeitig wurden früh verfassungsrechtliche und kommunalpolitische Bedenken formuliert.  
Kritisch gesehen wird insbesondere die Gefahr, dass die schrittweise Übertragung zahlreicher 
Aufgaben des eigenen Wirkungsbereichs auf Gemeindeverbände die kommunale 
Selbstverwaltung aushöhlen könnte. Daraus ergibt sich ein Spannungsverhältnis zwischen 
Effizienzgewinnen durch Kooperation und der verfassungsrechtlich garantierten 
Gemeindeautonomie (Bußjäger, 2012). 

Dieses Spannungsfeld spiegelt sich auch in der gesetzlichen Ausgestaltung wider. So wurden 
Regelungen geschaffen, die faktisch eine vollständige Aufgabenübertragung an sogenannte 
„allzuständige Verbände“ begrenzen. Gleichzeitig bleibt die konkrete Grenze zwischen zulässiger 
Aufgabenübertragung und einer unzulässigen Gefährdung der kommunalen Selbstverwaltung 
rechtlich unscharf und bedarf einer Beurteilung im Einzelfall. Vor diesem Hintergrund rückt 
weniger die Anzahl der bei den Gemeinden verbleibenden Aufgaben in den Mittelpunkt, sondern 
vielmehr die tatsächliche Einfluss- und Steuerungsmöglichkeit der Gemeinden innerhalb der 
übertragenen Aufgabenbereiche. Entscheidend ist somit, ob die Gemeinden auch innerhalb eines 
Verbandes ausreichend handlungs- und entscheidungsfähig bleiben (Bußjäger, 2012). 

Für Überlegungen zur Weiterentwicklung gemeinsamer Dachstrukturen bedeutet dies, dass die 
rechtlichen Spielräume für eine umfassende Bündelung kommunaler Aufgaben in einem 
Mehrzweckverband begrenzt sind. Insbesondere die Schaffung einer vollständig gemeinsamen 
Verwaltung für mehrere Gemeinden dürfte innerhalb dieses Modells nur eingeschränkt möglich 
sein und würde tendenziell weitergehende strukturelle Integrationsschritte erfordern. Auch 
Erfahrungen aus der Praxis zeigen, dass Versuche, weitreichende strukturelle Veränderungen 
durch die Bildung von Mehrzweckverbänden zu ersetzen, an rechtliche und politische Grenzen 
stoßen können. 

Insgesamt hat sich in Österreich eine heterogene Landschaft an Mehrzweckverbänden 
entwickelt, die stark von den jeweiligen regionalen, rechtlichen und politischen 
Rahmenbedingungen geprägt ist.  
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Tabelle 8: Vor- und Nachteile sowie Eignung von Mehrzweckverbänden 

GEMEINDEVERBAND 

VORTEIL NACHTEIL EIGNUNG 

Bündelt mehrere Aufgaben in 
einer gemeinsamen Struktur 
und vermeidet eine Vielzahl 
paralleler Einzelkooperationen 

Höhere Komplexität durch 
mehrere Aufgabenbereiche, 
unterschiedliche 
Finanzierungslogiken und 
breitere 
Steuerungsanforderungen 

Geeignet für: 

 hoheitliche und 
privatrechtliche Aufgaben 

 regionale 
Leistungserbringung mit 
mehreren dauerhaft 
gemeinsam 
wahrzunehmenden 
Aufgaben 

 funktionale Regionen, in 
denen mehrere 
Gemeinden regelmäßig vor 
ähnlichen Verwaltungs- 
und Infrastrukturaufgaben 
stehen 

 

Kann Verwaltung, Infrastruktur 
und Fachkompetenz 
strategisch in einem größeren 
regionalen Zusammenhang 
organisieren 

Rechtliche Ausgestaltung ist 
landesrechtlich 
unterschiedlich; 
Genehmigungsfähigkeit und 
Aufgabenbreite müssen früh 
geklärt werden 

Bietet mehr Stabilität und 
Übersichtlichkeit als viele 
bilaterale 
Einzelvereinbarungen 

Politisch anspruchsvoller, weil 
Gemeinden Kontrollfragen 
wahrnehmen müssen 

Erleichtert professionelle 
Personal- und 
Ressourcenbündelung zwecks 
Effizienzsteigerung 

Höherer laufender 
Koordinationsaufwand; klare 
Governance, Kostenrechnung 
und Leistungsdefinition 
erforderlich 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Matschek (2011), Wirth (2010). 
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2.2.2 Veränderungen der rechtlichen Rahmenbedingungen zur 
Gemeindezusammenarbeit 

Die bundesverfassungsrechtlichen Grundlagen der interkommunalen Zusammenarbeit wurden 
insbesondere durch die B-VG-Novelle BGBl. I Nr. 60/2011 weiterentwickelt. Damit wurde der 
rechtliche Rahmen für Gemeindekooperationen erweitert und den Gemeinden wurden 
zusätzliche Möglichkeiten eröffnet, Aufgaben gemeinsam wahrzunehmen, ohne ihre 
Eigenständigkeit aufzugeben (BGBl. I Nr. 60/2011; Bußjäger, 2012). Wesentliche Neuerungen 
waren: 

 Stärkung des Gemeindeverbandes nach Art. 116a B-VG: Der Gemeindeverband blieb die 
zentrale öffentlich-rechtliche Organisationsform interkommunaler Zusammenarbeit. Durch 
die Novelle wurde der rechtliche Rahmen jedoch erweitert und stärker flexibilisiert. 

 Öffnung für Mehrzweckverbände: Vor der Novelle war der Gemeindeverband auf die 
Besorgung einzelner Aufgaben ausgerichtet. Mit der Neufassung des Art. 116a B-VG wurde 
diese Beschränkung gelockert. Gemeinden können sich seither „zur Besorgung ihrer 
Angelegenheiten“ zu Gemeindeverbänden zusammenschließen und mehrere 
Aufgabenbereiche in einer gemeinsamen Verbandsstruktur bündeln. Für die Praxis ist dies 
bedeutsam, weil dadurch nicht für jedes Aufgabenfeld eine eigene Kooperationsstruktur 
geschaffen werden muss. Grenzen bestehen jedoch dort, wo Spezialmaterien eigene 
Verbandslösungen vorsehen. So sind Wasserverbände im WRG 1959 eigens geregelt und auf 
wasserwirtschaftliche Zwecke sowie damit zusammenhängende Aufgaben beschränkt. Sie 
können daher nicht als allgemeine kommunale Mehrzweckverbände für beliebige 
Gemeindeaufgaben genutzt werden. 

 Einführung öffentlich-rechtlicher Vereinbarungen nach Art. 116b B-VG: Mit Art. 116b B-VG 
wurde ein zusätzliches, flexibleres Instrument geschaffen. Gemeinden eines Landes können 
untereinander öffentlich-rechtliche Vereinbarungen über ihren jeweiligen Wirkungsbereich 
abschließen, sofern die Landesgesetzgebung dies vorsieht. Die Länder haben dabei 
insbesondere Regelungen über Kundmachung und Streitbeilegung zu treffen. Die praktische 
Bedeutung dieses Instruments hängt daher stark davon ab, ob und wie es im jeweiligen 
Landesrecht ausgestaltet wird. 

 Erleichterung ländergrenzenüberschreitender Zusammenarbeit: Die Novelle eröffnete auch 
die Möglichkeit, Gemeindeverbände mit Gemeinden aus verschiedenen Bundesländern zu 
bilden. In der Praxis setzt dies jedoch entsprechende landesrechtliche Regelungen und 
regelmäßige Vereinbarungen zwischen den betroffenen Ländern voraus. 
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Seit der Reform 2011 hat sich die bundesverfassungsrechtliche Grundarchitektur der 
Gemeindezusammenarbeit nicht grundlegend verändert. Die Weiterentwicklung erfolgte vor 
allem auf Ebene der Länder. Deutlich wird dabei, dass es zwischen den Bundesländern teilweise 
merkliche Unterschiede hinsichtlich des Stellenwerts und der konkreten Gestaltung von 
Gemeindekooperationen gibt. Während der Bund mit dem B-VG im Wesentlichen den 
verfassungsrechtlichen Rahmen vorgibt, werden die Details der Ausgestaltung im jeweiligen 
Landesrecht konkretisiert. Dies betrifft insbesondere, wie Kooperationen 

 gegründet, genehmigt und kundgemacht werden, 

 beaufsichtigt und finanziert werden, 

 organisatorisch ausgestaltet werden, 

 beendet oder wieder rückabgewickelt werden können. 

Typische Unterschiede zwischen den Bundesländern zeigen sich insbesondere bei:  

 Kooperationsformen: Welche Formen werden landesrechtlich vorgesehen und praktisch 
genutzt, etwa Gemeindeverband, Mehrzweckverband, öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
oder sonstige Konstruktionen? 

 Genehmigungs- und Aufsichtsregimen: Welche Behörden sind zuständig, welche 
Verfahrensschritte sind erforderlich und welche Kundmachungserfordernisse bestehen? 

 Zulässigen Aufgabenbereichen: Ob und in welchem Umfang sind Kooperationen im eigenen 
oder übertragenen Wirkungsbereich möglich? 

 Austritt, Auflösung und Rückübertragung von Aufgaben: Wie können Gemeinden aus einer 
Kooperation ausscheiden, wie wird eine Kooperation aufgelöst und wie fallen übertragene 
Aufgaben wieder an die Gemeinden zurück? 

 Grenzüberschreitender Kooperation: Sind ländergrenzenüberschreitende Gemeinde-
verbände ausdrücklich geregelt oder besteht lediglich ein allgemeiner Rahmen? 

Insgesamt wurden die rechtlichen Möglichkeiten für Gemeindekooperationen durch die Reform 
2011 erweitert und flexibilisiert. Gleichzeitig bleibt die konkrete Nutzbarkeit stark vom jeweiligen 
Landesrecht, von spezialgesetzlichen Vorgaben und von der praktischen Ausgestaltung abhängig. 
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2.3 Erfolgsvoraussetzungen für interkommunale 
Zusammenarbeit – Erkenntnisse aus dem Fachdiskurs 

Die Fachwelt beschäftigt sich seit vielen Jahren mit Fragen der interkommunalen 
Zusammenarbeit. Immer war dabei auch die Frage von großem Interesse, welche Faktoren die 
Projektverantwortlichen als wichtige Voraussetzungen, aber auch als Restriktionen für den 
späteren Erfolg eines Kooperationsprojekts identifiziert haben. 

Nachfolgend werden diese Erkenntnisse für den aktuellen Diskurs aufbereitet und in Erinnerung 
gerufen. Als wesentliche Basis dient hierfür eine frühere Publikation des KDZ (Biwald & Wirth, 
2006). 

2.3.1 Wichtige Erfolgsvoraussetzungen 
In der Publikation von Biwald und Wirth aus dem Jahr 2006 wird insgesamt deutlich, dass 
Gemeindekooperationen nicht als Selbstläufer verstanden werden können. Ein späterer Erfolg 
hängt letztlich von einer ganzen Reihe politischer, organisatorischer und prozessbezogener 
Voraussetzungen ab, die in ihrem Zusammenwirken über das Gelingen oder Scheitern eines 
Vorhabens entscheiden können. Deutlich wurde bereits in früheren Diskursen, dass weniger 
einzelne technische Fragen als vielmehr die Qualität des Entwicklu ngsprozesses, die politische 
Trägerschaft, das Vertrauen zwischen den beteiligten Gemeinden sowie die Fähigkeit, 
gemeinsame Ziele, geeignete Organisationsformen und tragfähige Rahmenbedingungen zu 
entwickeln, entscheidend sind (Biwald & Wirth, 2006, S. 19–34; Wirth & Hack, 2006, S. 300–314). 

 Politischer Rückhalt: Wirth und Hack (2006, S. 300–314) argumentieren etwa, dass 
erfolgreiche Kooperationen nicht nur eine sachliche Plausibilität (positives Kosten-/Nutzen-
Verhältnis), sondern auch ein klares politisches Commitment brauchen, dass etwa dadurch 
sichtbar wird, dass eine klare politische (und administrative) Trägerschaft sichtbar wird. 
Gerne spricht man hier davon, dass Gemeindekooperationen „Chefsache“ sind. Gemeint ist 
damit, dass insbesondere Bürgermeisterinnen und Bürgermeister selbst 
Kooperationsprozesse aktiv anbahnen, Gespräche eröffnen, Partnerinnen und Partner 
einbinden und den weiteren Prozess sichtbar tragen müssen. Wo diese politische Führung 
fehlt, wird es vor allem in schwierigen Phasen der Kooperationsentstehung problematisch, 
den Prozess aufrechtzuerhalten. 

 Ziele vor Details: Wirth und Hack (2006) heben etwa hervor, dass Kooperationen dort bessere 
Voraussetzungen haben, wo ein vergleichbarer Kooperationsbedarf und gleichgerichtete 
Zielsetzungen bestehen. Kooperationsprozesse verlaufen – so frühere Erfahrungen – 
konstruktiver, wenn die Beteiligten zunächst über Ziele und Grundsätze sprechen und nicht 
vorschnell versuchen, Detailfragen (Organisation, Standort etc.) zu klären. Erfolgreiche 
Kooperationen beruhen demnach auf klaren Vorstellungen darüber, was gemeinsam erreicht 
werden soll, welche Erwartungen jedenfalls berücksichtigt werden müssen, welche 
Anforderungen an die spätere Organisation gestellt werden sowie welche unterschiedlichen 
Interessen abgewogen und austariert werden müssen.  
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Als hilfreich wird in dem Zusammenhang auch hervorgehoben, dass eine vorläufige 
Kooperationsvereinbarung oder Rahmenvereinbarung, in der der gemeinsame Wille zur 
Zusammenarbeit sichtbar gemacht wird, ohne bereits alle späteren Entscheidungen 
vorwegzunehmen, hilfreich sein kann (Wirth & Hack, 2006, S. 300–314). 

 Mut und Vertrauen: Auch wenn man es sich anders wünscht, sind strukturelle Unterschiede, 
Konkurrenzdenken, kulturelle Unterschiede, aber auch Ängste vor Bedeutungs- und 
Autonomieverlusten immer eine Belastung für einen Kooperationsprozess. Erfolgreiche 
Kooperationen setzen daher voraus, dass Vorbehalte offen angesprochen, unterschiedliche 
Interessen transparent gemacht und faire Ausgleichslösungen gesucht werden. In dieser 
Situation ist gegenseitiges Vertrauen zwischen den beteiligten Gemeinden der Kitt, der den 
Prozess letztlich zusammenhält und dafür sorgt, dass die Partnerinnen und Partner eigene 
Interessen hintanstellen. Insbesondere Verlässlichkeit, Offenheit, eine konstruktive 
Gesprächskultur, gegenseitige Rücksichtnahme, der Verzicht auf Maximalforderungen und 
das Anknüpfen an frühere gemeinsame Erfolge und positive Erfahrungen sind elementar für 
das Zustandekommen einer Einigung (Wirth & Hack, 2006, S. 300–314). 

 Projektmanagement: Wirth und Hack betonen, dass der Weg zur Kooperation als ein wenig 
strukturierter und keinesfalls vollständig standardisierbarer Prozess verstanden werden 
kann. Erfolgreiche Kooperationen setzen demnach voraus, dass bereits in einer frühen Phase 
systematisch nach Kooperationsmöglichkeiten gesucht wird, die eigene Ausgangslage 
analysiert wird und unterschiedliche Optionen ohne vorschnelle Festlegung geprüft werden. 
Wirth und Hack (2006, S. 300–314) plädieren für die Schaffung schlanker und transparenter 
Projekt- und Entscheidungsstrukturen mit eindeutigen Kompetenzen, klaren 
Projektaufträgen, handhabbaren Zielen, geregelten Ressourcen und transparenten 
Berichtspflichten. Erfolgreiche Kooperationen benötigen somit nicht nur gute Absichten, 
sondern auch eine Organisationsform des Prozesses, die Dialog, Beteiligung und 
nachvollziehbare Entscheidungen ermöglicht. Die Einbindung externer Beratung und 
Moderation kann eine unterstützende Rahmenbedingung sein, insbesondere dann, wenn der 
Interessenausgleich schwierig ist. Wirth und Hack heben hervor, dass in diesen 
Konstellationen externe Moderatorinnen und Moderatoren Prozesse versachlichen, 
beschleunigen und konfliktanfällige Situationen besser begleiten können. 

 Förderung und Unterstützung: Auch frühere Auseinandersetzungen mit IKZ heben die große 
Bedeutung der Bundesländer beim Ausbau interkommunaler Zusammenarbeit heraus. 
Erfolgversprechend sind demnach insbesondere Maßnahmen zur Förderung des Wissens- 
und Erfahrungsaustauschs, direkte Beratungsunterstützung, finanzielle Förderung in der 
Anschubphase sowie allgemein günstige Rahmenbedingungen für Kooperationen. 
Kooperationen gelingen damit eher dort, wo Gemeinden nicht isoliert agieren müssen, 
sondern auf fachliche, organisatorische und institutionelle Unterstützung zurückgreifen 
können (Wirth, 2006b, S. 167–170; Wirth & Hack, 2006, S. 300–314). Finanzielle Unterstützung 
durch die Länder ist das eine, eine fachliche Unterstützung bei der Überwindung vieler, vor 
allem auch rechtlicher Fragen, ist das andere. Und gerade hier kommt es auf die 
Unterstützung durch Expertinnen und Experten der Länder an, um für die 
kooperationswilligen Gemeinden jeweils einen Lösungsweg zu finden. 
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 Lernen und Austauschen: Schließlich verweist die Literatur auf die Bedeutung von Lernen 
aus praktischen Beispielen und Erfahrungsaustausch. Wirth macht deutlich, dass Beispiele 
aus der Praxis keine Blaupausen darstellen, aber in frühen Phasen von 
Kooperationsprozessen einen wichtigen Beitrag leisten können. Sie zeigen, dass Probleme 
überwindbar sind, dass Kolleginnen und Kollegen bereits Erfahrungen gesammelt haben und 
dass eigene Lösungswege auf bestehendem Wissen aufbauen können. Erfolgreiche 
Gemeindekooperationen profitieren damit auch von einer Kultur des Lernens, des 
Erfahrungsaustauschs und der kritischen Auseinandersetzung mit bereits umgesetzten 
Modellen (Wirth, 2006a, S. 173–175). 

Man könnte meinen, dass diese bereits 20 Jahre alten Erfahrungen vielleicht heute nicht mehr 
relevant sind. Doch bestätigen auch neuere Publikationen der letzten Jahre diese früheren 
Einschätzungen im Wesentlichen. Auch in der jüngeren Literatur wird hervorgehoben, dass 
Gemeindekooperationen vor allem dort tragfähig sind, wo ein strukturierter Entwicklungsprozess, 
klare politische und administrative Trägerschaft, ausreichende institutionelle und pers onelle 
Kapazitäten, mehrere rechtlich abgesicherte Kooperationsoptionen sowie ein hohes Maß an 
Vertrauen zwischen den beteiligten Gemeinden gegeben sind (SIGMA, 2024).  

Zugleich wird stärker als in älteren Beiträgen betont, dass positive Wirkungen von Kooperationen 
nicht automatisch eintreten. Ob Kooperationen tatsächlich zu Effizienzgewinnen, 
Qualitätsverbesserungen oder besserer Koordination führen, hängt wesentlich von 
Größenvorteilen, Transaktionskosten und den jeweiligen Governance-Arrangements ab 
(Bel & Sebő, 2019). Auch rücken Fragen demokratischer Legitimation, Transparenz und 
Verantwortungszurechnung deutlicher als früher in den Vordergrund. 

Neuere Arbeiten zur Kooperation verweisen ferner darauf, dass interkommunale Kooperationen 
zwar funktional sinnvoll sein können, zugleich aber institutionelle Komplexität erhöhen, 
demokratische Kontrolle erschweren und politische Verantwortlichkeit weniger klar zuordenbar 
machen können (SIGMA, 2024; Veenendaal, 2024). Dieser Umstand begründet somit die 
nachfolgend angeführte Empfehlung einer Enttabuisierung von Fusionen. 

Auch die politische und gesellschaftliche Akzeptanz interlokaler Kooperation wird in jüngeren 
Studien stärker beachtet. Dabei zeigt sich, dass Einstellungen zu Kooperationen nicht allein 
funktional geprägt sind, sondern auch von ideologischen Grundüberzeugungen sowie von der 
emotionalen und politischen Bindung an lokale Selbstbestimmung beeinflusst werden  
(Strebel & Kübler, 2021). Die jüngere Literatur bestätigt damit die grundlegende Bedeutung der 
bereits in der älteren Literatur hervorgehobenen Erfolgsfaktoren, ergänzt diese jedoch um eine 
stärkere Sensibilität für Governance-Fragen, demokratische Steuerbarkeit und politische 
Legitimation. 

Ob und in welcher Weise sich diese in der Literatur beschriebenen Erfolgsfaktoren und 
Begrenzungen in der kommunalen Praxis wiederfinden, wird im weiteren Verlauf anhand der 
untersuchten Fallbeispiele betrachtet. 
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2.3.2 Restriktionen auf dem Weg zur Kooperation 
Gemeindekooperationen sind ein fixer Bestandteil der kommunalen Leistungserbringung 
geworden. Dennoch bestehen deutliche Hemmfaktoren. In der österreichischen Literatur wird 
betont, dass Effizienzverbesserungen zwar durch Kooperationen erreichbar sein können, dafür 
aber die Kooperationsanreize verbessert werden müssten, die fiskalische Verantwortlichkeit 
gestärkt und vor allem der rechtliche Rahmen interkommunaler Zusammenarbeit 
weiterentwickelt werden müsste. Ebenso wird darauf hingewiesen, dass 
Gemeindekooperationen keine Routinevorgänge sind, sondern rechtliches, organisatorisches 
und ökonomisches Spezialwissen erfordern, das in Gemeinden nicht immer ohne Weiteres 
verfügbar ist (Pitlik & Wirth, 2012). 

Ein wesentliches Hemmnis liegt in den Transaktions- und Koordinationskosten, die 
Kooperationen selbst erzeugen. Während Zusammenarbeit auf den ersten Blick häufig mit 
Effizienz und Ressourcenschonung verbunden wird, weist die Literatur darauf hin, dass mit  
wachsender organisatorischer Größe auch Informations -, Abstimmungs- und Kontrollkosten 
steigen können. Die Autoren verweisen darauf, dass hohe Transaktionskosten sowie Anlauf- und 
Umstellungskosten Reformen politisch erschweren können, insbesondere wenn kurzfristige 
Belastungen sofort sichtbar sind, während mögliche Vorteile erst später eintreten  
(Pitlik & Wirth, 2012). Ähnlich zeigt die internationale Forschung, dass finanzielle Engpässe, 
fehlende staatliche Unterstützung, Personalmangel, unterschiedliche Bereitschaft zur Investition 
in Kooperationen und mangelnde rechtliche Beratung zu den wichtigsten wahrgenommenen 
Barrieren zählen (SIGMA, 2024). Hinzu kommt, dass vielerorts belastbare Vergleichsdaten fehlen, 
also oft unklar bleibt, ob und in welchem Umfang eine Kooperation im konkreten Aufgabenfeld 
tatsächlich günstiger oder besser wäre als andere Organisationsformen. Gerade diese 
Unsicherheit schwächt die politische und administrative Bereitschaft, Umstellungsaufwand und 
Konfliktkosten auf sich zu nehmen (Bel & Sebő, 2019; SIGMA, 2024). 

Hinzu kommt, dass die ökonomischen Erwartungen an Kooperationen in der Literatur selbst 
differenziert betrachtet werden. Zwar gehören Kostensenkung, bessere Qualität und verbesserte 
Koordination zu den häufigsten Motiven interkommunaler Zusammenarbeit, doch zeigen 
Überblicksarbeiten und Metaanalysen, dass die empirischen Ergebnisse zu tatsächlichen 
Kosteneffekten keineswegs einheitlich sind. Bel und Sebő halten ausdrücklich fest, dass die 
Ergebnisse zu den mit Kooperation verbundenen Kosten divergieren und stark von 
Größenvorteilen, Transaktionskosten und Governance-Arrangements abhängen. Kooperationen 
haben also nicht automatisch oder unter allen Bedingungen positive wirtschaftliche Effekte. 
Gerade dort, wo Entscheidungswege komplexer werden, der Abstimmungsaufwand steigt oder 
Governance-Strukturen unklar bleiben, können erwartete Effizienzgewinne teilweise wieder 
aufgezehrt werden. Diese Uneindeutigkeit trägt dazu bei, dass Kooperationen politisch oft mit 
Zurückhaltung betrachtet werden. Sie erscheinen dann  nicht als eindeutig überlegenes Modell, 
sondern als Option mit Chancen, aber auch mit nicht unerheblichen Unsicherheiten  
(Bel & Sebő, 2019). 

Ein weiterer, häufig unterschätzter Grund für die begrenzte Verbreitung von Kooperationen liegt in 
den Herausforderungen bezüglich der demokratischen Legitimation, der Transparenz und der 
Verantwortungszurechnung. Internationale Arbeiten weisen darauf hin, dass interkommunale 
Kooperationen zwar funktional sinnvoll sein können, zugleich aber neue institutionelle 
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Komplexität erzeugen. SIGMA hebt hervor, dass Kooperation Entscheidungsprozesse 
verlangsamen und Verantwortlichkeit komplizierter machen kann (SIGMA, 2024). Darüber hinaus 
wird in Fallanalysen auf Probleme geringer Transparenz, komplexer Institutionen und unklarer 
Zuständigkeitszuordnungen hingewiesen. Eine neuere Studie zu interkommunalen 
Partnerschaften in den Niederlanden spricht sogar von einem beträchtlichen demokratischen 
Defizit und verweist auf mangelnde demokratische Aufsicht, fehlende Transparenz, 
Rollenvervielfachung bei Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern sowie die starke Bedeutung 
informeller Netzwerke (Veenendaal, 2024). Auch wenn solche Befunde nicht eins zu eins auf 
jeden nationalen Kontext übertragbar sind, machen sie deutlich, warum Kooperationen politisch 
nicht nur als Effizienzmodell, sondern auch als potenzielle Herausforderung für Klarheit, 
Sichtbarkeit und demokratische Steuerbarkeit wahrgenommen werden. 

Eng damit verbunden ist die Frage von Vertrauen, Autonomie und politischer Kultur. Erfolgreiche 
Kooperationen setzen, so betont SIGMA, ein ermöglichendes institutionelles Umfeld, mehrere 
rechtliche Kooperationsoptionen und ein hohes Maß an Vertrauen zwischen lokalen Regierungen 
voraus. Wo dieses Vertrauen fehlt, werden Kooperationen deutlich schwieriger (SIGMA, 2024). In 
der politischen Praxis ist die Sorge verbreitet, dass gemeinsame Strukturen zu Abhängigkeiten 
führen, die eigene kommunale Handlungsspielräume verringern. Eine westeuropäische 
Befragungsstudie zeigt zudem, dass Einstellungen zur interlokalen Kooperation nicht nur 
sachlich, sondern auch ideologisch geprägt sind. Unterstützung oder Ablehnung hängen mit den 
politischen Grundüberzeugungen zur Verteilung politischer Autorität über verschiedene Ebenen 
zusammen. Strebel und Kübler zeigen dabei, dass Unterstützerinnen und Unterstützer lokaler 
Autonomie und Befürworter interlokaler Kooperation nicht notwendigerweise dieselben Gruppen 
sind und dass ihre Einstellungen von ihrer ideologischen und emotionalen Bindung an das Lokale 
geprägt werden (Strebel & Kübler, 2021). Kooperation hat damit nicht nur eine funktionale, 
sondern auch eine symbolische Dimension. Sie berührt Fragen lokaler Selbstbestimmung, 
regionaler Identität und politischer Kontrolle. Gerade deshalb ist ihr Bild in Politik und 
Öffentlichkeit häufig ambivalent. 

Schließlich zeigt die Literatur, dass Kooperationen dort besonders schwer zustande kommen, wo 
Bund oder Länder sie zwar politisch einfordern, aber institutionell nicht hinreichend ermöglichen. 
SIGMA hält fest, dass interkommunale Kooperation kein Selbstläufer und keine magische Lösung 
für alle Probleme ist, sondern zentrale Unterstützung durch übergeordnete Ebenen braucht 
(SIGMA, 2024). Pitlik argumentiert ähnlich, dass rechtliche Hindernisse durch 
transaktionskostensparende Rahmenbedingungen möglichst beseitigt werden sollten. Dazu 
zählen ein klarer Rechtsrahmen, verlässliche Beratungs- und Genehmigungsstrukturen sowie 
gegebenenfalls befristete und gut begründete Anschubfinanzierungen (Pitlik & Wirth, 2012). 
Fehlen solche Voraussetzungen, bleibt Kooperation stark von Einzelpersonen, Zufällen, lokaler 
Problemlage und informellen Vertrauensbeziehungen abhängig. Genau das erklärt, warum 
interkommunale Kooperation trotz ihrer erkennbaren Potenziale vielerorts noch nicht als 
selbstverständliche oder durchwegs positiv bewertete Standardlösung etabliert ist. Sie erscheint 
funktional oft plausibel, institutionell und politisch aber als deutlich anspruchsvoller, 
konfliktträchtiger und voraussetzungsreicher, als es die Grundidee gemeinsamer 
Aufgabenerfüllung zunächst vermuten lässt. 
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2.4 Regionale Koordinations- und Kooperationsstrukturen 
Neben klassischen Gemeindekooperationen zwischen einzelnen Gemeinden gewinnen in den 
letzten Jahren vermehrt auch neue regionale Koordinations- und Kooperationsstrukturen an 
Bedeutung. Hervorzuheben ist hier, dass bei diesen Kooperationsmodellen vor allem die 
Bundesländer eine nicht nur koordinierende/unterstützende, sondern auch strukturierende Rolle 
übernehmen. 

 Einerseits indem Länder regionale Planungs- oder Koordinationsräume definieren, in denen 
Bedarfe, Angebote und Ressourcen gemeindeübergreifend betrachtet und abgestimmt 
werden. Ein konkretes Beispiel dafür sind regionale Planungsansätze im Bereich der 
Elementarpädagogik, etwa in Osttirol, wo Kinderbildungs- und Betreuungsangebote nicht nur 
aus der Perspektive einzelner Gemeinden, sondern in einem größeren regionalen 
Versorgungszusammenhang betrachtet werden (Land Tirol, 2023; MeinBezirk, 2024). 

 Andererseits können Länder – wie das Beispiel des Gemeinde-Servicezentrums in Kärnten 
zeigt – auch die Entstehung/Schaffung von überregional wirksamen Serviceeinrichtungen 
fördern/unterstützen. Das Beispiel des Gemeinde-Servicezentrums Kärnten macht dies sehr 
deutlich, werden die Gemeinden doch in komplexen Aufgabenbereichen des Dienst- und 
Besoldungsrecht, der Personalverrechnung, der Informationstechnologie, der 
Personalauswahl, der Lehrlingsausbildung und aktuell auch durch die Bereitstellung eines 
eigenen Personalpools für Kindergärten unterstützt (auf dieses Beispiel wird im späteren 
Verlauf noch näher eingegangen). 

Typische Anwendungsfelder solcher Strukturen sind einerseits Aufgaben mit hohem 
Koordinationsbedarf, erheblichem Personalaufwand oder besonderem Spezialwissensanteil. 
Dazu zählen etwa Personal- und Verwaltungsleistungen, Informationstechnologie und 
Digitalisierung, Förderabwicklung, regionale Bedarfsplanung, Angebotskoordination oder 
fachliche Unterstützungsleistungen in stark regulierten Aufgabenbereichen. Andererseits eignen 
sich diese Ansätze auch dort, wo Infrastrukturen und Personalkapazitäten regional  abgestimmt 
werden müssen, etwa bei Standorten, Auslastungen, Vertretungsregelungen oder der 
Sicherstellung von Angeboten über Gemeindegrenzen hinweg. 

Im Vergleich zu klassischen Gemeindekooperationen weisen solche Koordinations- und 
Kooperationsstrukturen einige spezielle Vorteile auf: 

 Gemeinden werden sehr weitreichend fachlich und organisatorisch entlastet und müssen 
dafür keine eigene Kooperationsstruktur aufbauen. Gerade kleinere Gemeinden können 
davon profitieren, weil sie auf gebündeltes Fachwissen, standardisierte Prozesse oder 
zentrale Serviceleistungen zugreifen können, ohne selbst dauerhaft entsprechendes 
Personal oder Spezialkompetenz vorhalten zu müssen (Wirth, 2006; SIGMA/OECD, 2024). Auf 
der anderen Seite kritisieren – wie hier beobachtet werden konnte –vor allem kleine 
Gemeinden die damit verbundenen höheren Kosten, weil mit der Bündelung von Aufgaben 
auch deren Professionalisierung einhergeht und sich das v. a. in den Kosten niederschlägt 
(Mitterer et al., 2025). 

 Ein weiterer Vorteil dieser Strukturen kann in der Entwicklung und Durchsetzung regionaler 
oder landesweiter Standards liegen. Dies kann insbesondere dort von Bedeutung sein, wo 
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rechtliche Vorgaben komplex sind oder eine einheitliche Qualität der Leistungserbringung 
durch das Land selbst angestrebt wird. Im Gegensatz zu klassischen, selbst entwickelten 
Gemeindekooperationen können die Länder die Gemeinden dadurch entlasten, dass die 
oftmals hohen Gestehungskosten auf eine größere Gruppe aufgeteilt oder gänzlich vom Land 
getragen werden. 

Den genannten Vorteilen stehen jedoch auch einige Nachteile gegenüber. Im Unterschied zu 
klassischen Gemeindekooperationen reduziert sich der Steuerungs- und Gestaltungsspielraum 
der Gemeinden. Auch wird es schwierig, im hierarchischen Staatsaufbau Kooperation auf 
Augenhöhe zu verwirklichen. Zudem ersetzen solche neuen Institutionen eine klare Aufgaben- 
und Finanzierungsverantwortung zwischen Land und Gemeinden nicht. Sie können Gemeinden 
entlasten, sie können aber strukturelle Finanzierungsprobleme nicht kompensieren. 

Zusammenfassend zeigt sich, dass die angesprochenen regionalen Koordinations- und 
Kooperationsstrukturen eine sinnvolle Ergänzung zur interkommunalen Kooperation darstellen 
und insbesondere dann zum Tragen kommen sollten, wenn 

 eine hohe Komplexität der Materie sowie die Leistungsmengen größere regionale Strukturen 
wirtschaftlicher und wirksamer machen als kleinere 

 landeseinheitliche Strukturen und Standards den unterschiedlichen kleineren und vielleicht 
zufällig entstehenden Lösungen vorzuziehen sind. 

Für größere regionale Strukturen eigenen sich – wie das Beispiel Kärnten zeigt – gerade die 
Bereiche Personalverrechnung, Dienstrecht, Informationstechnologie, Digitalisierung, 
Förderabwicklung, Beratung, Bedarfsplanung oder Personalpools. Auch für Aufgaben mit stark 
schwankendem Bedarf oder hohem Spezialwissensanteil können solche Strukturen eine 
geeignete Lösung darstellen. 
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2.5 Gemeindefusionen 
Gemeindefusionen an sich sind in Österreich bundesverfassungsrechtlich im 
Bundesverfassungsgesetz verankert. Die konkrete Ausgestaltung liegt jedoch in der 
Gesetzgebungskompetenz der Länder, weshalb Vereinigungen, Teilungen oder Änderungen von 
Gemeindegebieten jeweils durch Landesgesetz erfolgen. In der Praxis wird in der Regel zwischen 
zwei Formen der Fusion unterschieden: Die freiwilligen Vereinigungen, die von den Gemeinden 
selbst angestoßen werden und die gesetzlich angeordneten Fusionen, die im Rahmen 
übergreifender Strukturreformen durch die Länder erfolgen. Freiwillige Vereinigungen genehmigt 
das jeweilige Land durch Gesetz oder Verordnung. Per Landesgesetz angeordnete Vereinigungen 
sind typischerweise Teil einer übergreifenden Strukturreform eines Bundeslandes. Eine 
Zustimmung der betroffenen Gemeinden kann, muss aber nicht vorgesehen sein. Daneben 
existieren auch Eingemeindungen, bei denen eine kleinere Gemeinde in eine andere eingeglie dert 
wird. Diese Form wird hier jedoch nicht weiter vertieft. 

In mehreren Bundesländern gab es in der jüngeren und älteren Vergangenheit 
Strukturreformprozesse, die mit gesetzlich angeordneten Fusionen verbunden waren. Bereits in 
den 1960er- und 1970er-Jahren kam es im Burgenland, in Niederösterreich, Kärnten und der 
Steiermark zu Reformen, in deren Folge die Zahl der Gemeinden in Österreich deutlich reduziert 
wurde. Die letzte größere Gemeindestrukturreform wurde in der Steiermark zwischen 2013 und 
2015 umgesetzt. Dabei verringerte sich die Zahl der Gemeinden von 542 auf 287. Ein Teil der 
Zusammenschlüsse erfolgte freiwillig, ein anderer Teil wurde gesetzlich angeordnet. Darüber 
hinaus kam es auch außerhalb dieser Reform vereinzelt zu freiwilligen Fusionen, etwa in 
Oberösterreich, Tirol und der Steiermark. Die jüngere Entwicklung zeigt damit, dass Fusionen in 
Österreich keineswegs nur ein historisches Phänomen sind, sondern weiterhin als Instrument 
kommunaler Strukturpolitik eingesetzt werden, wenn auch deutlich seltener und politisch 
zurückhaltender als in früheren Reformphasen. 

2.5.1 Gemeindefusionen als politisch stark umstrittenes 
Organisationskonzept 

In der kommunalwissenschaftlichen und kommunalpolitischen Diskussion in Österreich werden 
Gemeindefusionen seit vielen Jahren mit deutlich mehr Skepsis betrachtet als interkommunale 
Kooperationen. Während Kooperationen meist als pragmatische und vergleichsweise flexible 
Lösung gelten, erscheinen Fusionen vielfach als tiefgreifender Eingriff in gewachsene politische, 
soziale und institutionelle Strukturen. Sie gelten daher häufig als politisch besonders 
konfliktträchtig. 

Ein zentrales Argument gegen Fusionen betrifft den Verlust lokaler Identität. Gemeinden werden 
nicht nur als Verwaltungseinheiten verstanden, sondern auch als historisch gewachsene soziale 
Räume mit eigenen Traditionen, Ortsnamen und symbolischen Bezugspunkten. Fusionen werden 
in diesem Zusammenhang häufig als Eingriff in lokale Zugehörigkeiten wahrgenommen.  

In der Literatur ist dabei mitunter von Identitätskosten oder symbolischen Verlusten die Rede. 
Daran knüpft die Sorge an, dass sich Bürgerinnen und Bürger mit größeren Einheiten weniger stark 
identifizieren und sich dies auch nachteilig auf Partizipation und ehrenamtliches Engagement 
auswirken könnte. 
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Eng damit verbunden ist das Argument demokratischer Distanz. Größere Gemeinden gelten in der 
Kritik häufig als weniger bürgernah. Mit der Verringerung der Zahl politischer Mandate und 
Funktionen sinkt aus dieser Perspektive auch die unmittelbare Repräsentation lokaler Interessen. 
Teilweise wird in diesem Zusammenhang auf geringere Wahlbeteiligung, geringere politische 
Beteiligung oder weniger politische Konkurrenz verwiesen. Dahinter steht die Annahme, dass 
kleinere politische Einheiten näher an der Bevölkerung und demokratisch lebendiger seien. 

Hinzu kommen Zweifel an den ökonomischen Effekten von Fusionen. Die Erwartung, dass sich 
durch Zusammenlegungen automatisch erhebliche Einsparungen erzielen lassen, wird in der 
Literatur regelmäßig relativiert. Fixkosten sinken nicht proportional, Personalreduktionen sind 
rechtlich und politisch oft schwierig, und die Harmonisierung von Standards führt in der Praxis 
nicht selten eher zu Mehrkosten als zu Einsparungen. Studien, insbesondere im Zusammenhang 
mit der steirischen Gemeindestrukturreform, verweisen vielfach auf kurzfristige 
Transformationskosten und auf das Fehlen eindeutig nachweisbarer langfristiger Einsparungen. 
Werden Fusionen als Instrument der Haushaltskonsolidierung kommuniziert, ist daher Vorsicht 
geboten. Die Praxis zeigt, dass sie nicht als verlässliches oder kurzfristig wirksames 
Konsolidierungsinstrument betrachtet werden können. 

Ein weiteres Argument lautet, dass Größe für sich genommen kein Garant für Effizienz ist. Die 
Leistungsfähigkeit einer Verwaltung hängt nicht allein von ihrer Größe ab, sondern ebenso von 
Führungsqualität, Organisationskultur, Digitalisierung, interner Steuerung und der Qualität 
bestehender Kooperationsbeziehungen. Professionalisierung und Effizienzsteigerung lassen sich 
daher grundsätzlich auch ohne formale Fusion erreichen.  

Schließlich werden Fusionen häufig mit Machtverschiebungen zulasten kleinerer Ortsteile in 
Verbindung gebracht. Es wird befürchtet, dass politische und administrative Entscheidungen sich 
im Kernort konzentrieren, während kleinere Gemeinden oder Ortsteile an Einfluss verlieren. Dies 
kann die Sorge verstärken, dass Investitionen, Aufmerksamkeit und Entwicklungsperspektiven 
ungleich verteilt werden und bestehende Zentrum-Peripherie-Unterschiede zunehmen. Darüber 
hinaus führt die Verringerung politischer Funktionen regelmäßig zu Widerstand in lokalen 
Parteien, Netzwerken und Interessenvertretungen. Der Wegfall von Bürgermeisterinnen- und 
Bürgermeisterämtern, Gemeinderatsmandaten und lokalen Führungsrollen macht Fusionen oft 
zu hoch emotionalisierten politischen Konflikten. 

Alle diese Argumente sind für sich genommen plausibel und nachvollziehbar. Auch die 
internationale Forschung kommt zu keinem eindeutigen Ergebnis hinsichtlich der Effizienz oder 
den Demokratiewirkungen von Fusionen. Gerade deshalb werden sie in der Reformdiskussion 
häufig mit großer Zurückhaltung behandelt. Weniger ökonomische Überlegungen als vielmehr 
Fragen von Identität, Macht, Repräsentation und politischer Steuerbarkeit scheinen dabei oft 
ausschlaggebend zu sein. Fusionen sind damit ein politisch sensibles Instrument, das vielfach 
als ungeliebtes Kind der Gemeindestrukturentwicklung erscheint. 
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2.5.2 Ökonomische Effekte von Gemeindefusionen 
Gemeindefusionen werden in der Reformdiskussion häufig mit der Erwartung verbunden, dass 
größere kommunale Einheiten Leistungen wirtschaftlicher erbringen können. Dieser Erwartung 
liegt vor allem die Annahme zugrunde, dass Fixkosten für Verwaltung, Infrastruktur, 
Informationstechnologie, Gebäude oder Fuhrpark auf eine größere Einwohnendenzahl verteilt 
werden können. Zugleich wird davon ausgegangen, dass größere Gemeinden Spezialisierung 
erleichtern, Vertretungsregelungen verbessern und Investitionen professioneller steuern können. 
Die internationale Literatur zeigt jedoch, dass solche Effekte keineswegs automatisch eintreten. 
Fusionen verursachen zunächst erhebliche Transaktions- und Umstellungskosten, etwa durch 
die Harmonisierung von Standards, die Zusammenführung von Verwaltungssystemen, die 
Integration des Personals, die Klärung von Standortfragen und die Abstimmung politischer 
Entscheidungsprozesse. Ob sich daraus tatsächlich Einsparungen ergeben, hängt daher 
maßgeblich von der Ausgangslage, der Gemeindegröße, der Aufgabenstruktur, der politischen 
Umsetzung und den finanziellen Rahmenbedingungen ab.  

Ganz generell ist die Faktenlage hinsichtlich der positiven wirtschaftlichen Effekte von Fusionen 
– auch und gerade zu den letzten größeren Projekten in der Steiermark – stark eingeschränkt und 
keinesfalls eindeutig. 

Allers und Geertsema (2016) untersuchten niederländische Gemeindefusionen und fanden keine 
signifikanten Effekte auf die Gesamtausgaben oder die Steuerbelastung, wohl aber Hinweise auf 
reduzierte Verwaltungsausgaben. Damit wird deutlich, dass Fusionen zwar in einzelnen 
Aufgabenbereichen Effizienzgewinne ermöglichen können, diese auf gesamtbudgetärer Ebene 
jedoch durch gegenläufige Entwicklungen wieder relativiert werden können. Auch Blom-Hansen 
et al. (2016) kommen auf Basis der dänischen Kommunalreform zu einem ähnlichen Ergebnis. 
Dort wurden Einsparungen in einzelnen Bereichen durch Mehrausgaben oder 
Verschlechterungen in anderen Bereichen ausgeglichen. 

Ein abweichender Befund zeigt sich für das deutsche Bundesland Brandenburg. Blesse und 
Baskaran (2016) weisen dort signifikante ausgabensenkende Effekte von Gemeindefusionen 
nach, insbesondere bei verpflichtenden Zusammenschlüssen. Bei freiwilligen Fusione n zeigen 
sich schwächere, teilweise jedoch ebenfalls negative Ausgabeneffekte. 

Für Österreich liegt mit der Analyse von Mitterer et al. (2026) eine Einschätzung zu den steirischen 
Gemeindefusionen vor. Sichtbar wird, dass bei fusionierten Gemeinden Effizienzgewinne 
insbesondere im Bereich der Sachausgaben entstanden sind (etwa infolge der Zusammenlegung 
von Infrastrukturen). Im Vergleich zu nicht fusionierten Gemeinden entwickelte sich die 
Kostenstruktur der Fusionsgemeinden insgesamt günstiger. Bei den Personalausgaben zeigen 
sich hingegen noch keine größeren Einsparungen, was letztlich damit zusammenhängen dürfte, 
dass Personalstrukturen in Gemeinden nur in langen Entscheidungszeiträumen und vielfach 
primär über natürliche Abgänge angepasst werden können. Kurzfristige Personalreduktionen – 
und mithin damit kurzfristige Einsparungen – sind im öffentlichen Berich nur sehr eingeschränkt 
möglich. 
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Die an sich positiven Effekte auf der Ausgabenseite wurden in der Steiermark jedoch durch die 
Entwicklung der Transfers relativiert. So entwickelten sich Förderungen des Landes bei 
fusionierten Gemeinden deutlich schwächer als bei nicht fusionierten Gemeinden. Dies betrifft 
sowohl laufende als auch investive Transfers, weshalb es in der politischen Diskussion auch zu 
merklichen Irritationen bezüglich des Nutzens von Fusionen kam. Konkret machte diese 
Entwicklung deutlich, dass das Transfersystem zwischen Land und Gemeinden zwingend an die 
neuen Gemeindestrukturen angepasst werden muss, um zu verhindern, das fusionierte (und 
auch zukünftig fusionsbereite) Gemeinden aufgrund der Verteilungslogik im Transfersystem 
benachteiligt werden und Effizienzgewinne der neuen Strukturen dadurch überlagert oder sogar 
neutralisiert werden. 

2.5.3 Chancen von Fusion erkennen – bisherige Tabus überdenken 
Auch wenn Gemeindefusionen in der kommunalpolitischen Diskussion seit Jahren mit großer 
Skepsis betrachtet werden und Kooperationen vielfach als vorzugswürdige Alternative gelten, 
sollten Fusionen differenzierter und offener betrachtet werden. Eine solche Neubewertung 
bedeutet nicht, Fusionen pauschal zu befürworten oder ihre Risiken zu relativieren. Sie bedeutet 
vielmehr, sie als legitime Reformoption ernsthaft mitzudenken und nicht von vornherein aus dem 
kommunalpolitischen Instrumentarium auszuschließen. 

Für eine offenere Diskussion spricht zum einen die weiterhin angespannte finanzielle Lage vieler 
Gemeinden. Zum anderen zeigt sich, dass insbesondere sehr kleine Gemeinden in ihrer 
Handlungsfähigkeit zunehmend eingeschränkt sind, auch in bislang wirtschaftlich starken 
Regionen. Darüber hinaus haben zuletzt auch Institutionen wie der Landesrechnungshof 
Oberösterreich (2025) und der Landesrechnungshof Vorarlberg (ORF Vorarlberg, 2026) für eine 
sachlichere Diskussion über Gemeindefusionen plädiert.  

Kooperationen sind zweifellos wertvolle Instrumente kommunaler Aufgabenerfüllung. Sie können 
Leistungen flexibel organisieren und lokale Identitäten erhalten. Zugleich wird jedoch häufig 
übersehen, dass eine große Zahl an Kooperationen auch neue Komplexität erzeugen kann. Wenn 
viele Aufgaben in unterschiedlichen Kooperationsstrukturen organisiert werden, steigt der 
Abstimmungs- und Koordinationsaufwand, Entscheidungswege werden länger und 
Verantwortlichkeiten verteilen sich auf verschiedene Gremien und Organisationen. Dies kann die 
Steuerung der Aufgabenerfüllung erschweren und die Übersichtlichkeit der kommunalen 
Organisation vermindern. 

Fusionen können demgegenüber Kompetenzen in einer Organisation bündeln, Parallelstrukturen 
reduzieren und Zuständigkeiten klarer zuordnen. Daraus können Vorteile für die institutionelle 
Handlungsfähigkeit entstehen. Auch im Hinblick auf fiskalische Transparenz und 
Budgetverantwortung lassen sich Argumente für eine offenere Betrachtung von Fusionen 
anführen. In einer fusionierten Gemeinde werden Einnahmen und Ausgaben in einem 
gemeinsamen Haushalt beschlossen und politisch verantwortet. In Kooperationsstrukturen, 
insbesondere in eigenständigen Verbänden, verteilen sich finanzielle Entscheidungen dagegen 
oft auf unterschiedliche Budgets, Umlagen und Teilzuständigkeiten. Dadurch kann die 
Gesamtverantwortung weniger klar sichtbar sein. 

Auch demokratietheoretisch ist die Diskussion nicht so eindeutig, wie sie in der politischen Praxis 
oft erscheint. Während Kooperationen häufig als demokratisch weniger problematisch gelten, ist 
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zu berücksichtigen, dass viele ausgelagerte Strukturen nur mittelbar legitimiert sind. 
Entscheidungen werden dort vielfach in Gremien getroffen, die nicht direkt gewählt werden und 
außerhalb der unmittelbaren kommunalen Öffentlichkeit operieren. Fusionen schaffen 
demgegenüber eine größere, aber klar legitimierte Gemeindevertretung, in der politische 
Verantwortung eindeutiger zugeordnet werden kann. Das kann Transparenz, Öffentlichkeit und 
demokratische Nachvollziehbarkeit durchaus stärken. 

All dies spricht nicht dafür, Fusionen zu idealisieren. Sie sind keine Selbstläufer, und ihre 
Potenziale müssen institutionell und politisch oft erst mühsam erarbeitet werden. Gleichwohl 
erscheint es sinnvoll, Fusionen nicht länger nur als problematisches Ausnahmeinstrument zu 
behandeln. Vielmehr sollten sie dort, wo Kooperationen an strukturelle Grenzen stoßen oder wo 
sehr komplexe und dauerhaft verflochtene Aufgaben zu bewältigen sind, als ernsthafte und 
legitime Reformoption in Betracht gezogen werden. Gerade im Verhältnis zu umfangreichen 
Kooperationsmodellen wäre daher eine offenere und weniger emotionalisierte Diskussion 
darüber sinnvoll, wie Fusionen im Hinblick auf Handlungsfähigkeit, fiskalische Transparenz, 
demokratische Repräsentation und Steuerbarkeit einzuordnen sind. 

2.5.4 Das Fallbeispiel Trofaiach im Kontext der Gemeindefusion 
Basierend auf einem Interview werden nachfolgend die Hintergründe und die Entwicklungen der 
Gemeindefusion Trofaiach mit den beiden Umlandgemeinden Gai und Hafning mit 1.1.2013 
dargestellt. 

Der Fusionsprozess in Trofaiach entstand vor dem Hintergrund einer strukturell schwierigen 
finanziellen Ausgangslage. Alle drei später fusionierten Gemeinden waren Abgangsgemeinden 
und standen vor erheblichen budgetären Herausforderungen. Bereits zuvor bestanden 
verschiedene Kooperationen, etwa im Standesamts und Abwasserbereich, bei Friedhöfen, 
Infrastruktureinrichtungen oder im Vereinswesen. Diese Zusammenarbeit war über Jahre 
gewachsen und funktionierte im Alltag gut. Gleichzeitig zeigte sich aus Sicht der Beteiligten 
deutlich, dass Kooperationen bei weitergehenden strukturellen Fragen an Grenzen stießen. 
Sobald es um Personalorganisation, gemeinsame Finanzgebarung oder strategische 
Schwerpunktsetzungen ging, waren echte Synergien nur noch begrenzt möglich. In diesem 
Zusammenhang wurde die Fusion als Chance für eine grundlegendere strukturelle 
Neuaufstellung verstanden. 

Ein zentrales Ziel war von Beginn an die Überschreitung der Zehntausend-Einwohnenden-
Schwelle, die im Finanzausgleich als vorteilhaft angesehen wurde. Damit verbunden war eine 
nachhaltige Verbesserung der finanziellen Rahmenbedingungen. Die zusätzlichen Mittel beliefen 
sich zunächst auf rund 1,5 Millionen Euro pro Jahr und liegen inzwischen bei etwa 1,8 Millionen 
Euro jährlich. Diese Mehreinnahmen werden vor Ort als dauerhafte und tragende Säule der 
finanziellen Stabilität bewertet. Die Fusion war damit nicht nur institutionell, sondern auch 
fiskalisch von erheblicher Bedeutung.  
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Neben der finanziellen Perspektive spielte die qualitative Weiterentwicklung der Verwaltung eine 
wichtige Rolle. Ziel war nicht bloße Einsparung, sondern die Schaffung einer leistungsfähigeren 
und zukunftsfähigen Struktur. Der Prozess wurde strukturiert vorbereitet und vom Land 
Steiermark rechtlich und organisatorisch begleitet. Rückblickend wird insbesondere die 
Einbindung der Bevölkerung als zentraler Erfolgsfaktor hervorgehoben. Workshops mit Vereinen, 
Feuerwehren, Schulen und weiteren Initiativen ermöglichten es, Erwartungen und Bedenken 
frühzeitig aufzunehmen und in verbindliche Vereinbarungen zu überführen. Die Kommunikation 
setzte bewusst auf die Idee eines gemeinsamen Neuanfangs und vermied die Darstellung einer 
Übernahme oder Dominanz einzelner Gemeinden. 

Auch innerhalb der Verwaltung wurde die Zusammenführung intensiv vorbereitet. Wöchentliche 
Abstimmungen der Amtsleitungen, klare Rollenverteilungen und die frühzeitige Einbindung der 
Mitarbeitenden trugen wesentlich zur Vertrauensbildung bei. Allen Beschäftigten wurde eine 
Arbeitsplatzgarantie zugesichert. Individuelle Entwicklungswünsche wurden aktiv berücksichtigt. 
Auf diese Weise konnte Ängsten vor Statusverlust oder Verdrängung entgegengewirkt werden. 
Nach einem etwa einjährigen Entscheidungsprozess bestätigten Volksbefragungen in den 
beteiligten Gemeinden das Projekt. Im nächsten Schritt wurde auf Basis eines breit angelegten 
Fragebogens, an dem sich rund 40 Prozent der Bevölkerung beteiligten, ein zehnjähriges Leitbild 
für die Entwicklung der neuen und größeren Stadt erarbeitet und in der Folge konsequent 
umgesetzt. Inzwischen liegt bereits ein zweites Leitbild vor.  

Im Rückblick werden mehrere organisatorische Verbesserungen besonders hervorgehoben: 
Professionelle Vertretungsregelungen ersetzten die bisherigen Einzelzuständigkeiten, die 
Spezialisierung steigerte Qualität und Effizienz, während die Teamarbeit die Arbeitszufriedenheit 
stärkte. Auch im Bauhofbereich verbesserten sich Arbeitssicherheit und fachliche Abstimmung. 
Die Fusion führte zwar zunächst zu einer neuen und anspruchsvolleren politischen Konstellation, 
entwickelte sich jedoch in eine konstruktive Form der Zusammenarbeit. Heute wird die politische 
Integration als gelungen bewertet. 

Finanziell und strukturell zeigte sich die Wirkung der Fusion nicht nur in den zusätzlichen Mitteln 
aus dem Finanzausgleich, sondern auch in einer höheren Investitionskraft und Krisenresistenz. 
Personaleinsparungen standen nicht im Vordergrund. Vielmehr konnten bestehende strukturelle 
Defizite behoben und neue Aufgaben, insbesondere im Bildungs- und Betreuungsbereich, besser 
bewältigt werden. In der Gesamtbewertung überwiegt aus Sicht der Beteiligten klar der 
strukturelle Mehrwert. Das Fallbeispiel Trofaiach zeigt damit, dass Fusionen unter bestimmten 
Bedingungen ein erfolgreiches Modell für nachhaltige kommunale Entwicklung sein können, 
wenn sie professionell vorbereitet, transparent kommuniziert und politisch wie organisatorisch 
konsequent begleitet werden. 

  



 

 
 

 

 

Gemeindekooperationen – gemeinsam handlungsfähig bleiben 41 

2.6 Regionsgemeinden 
Die Regionsgemeinde stellt einen weiterführenden Reformansatz dar, der zwischen klassischer 
Gemeindekooperation und Gemeindefusion einzuordnen ist. Er versucht, den Spagat zwischen 
Effizienzsteigerung durch größere Einheiten einerseits und der Beibehaltung lokaler Identität 
andererseits zu schaffen. Während Fusionen aus politischen Gründen oftmals abgelehnt werden, 
entstehen bei Gemeindekooperationen ohne Eingriff in die Gemeindestrukturen eine höhere 
Komplexität und damit nur eingeschränkte Effizienzgewinne. Die Regionsgemeinde versucht, 
beide Probleme zu lösen: Sie schafft eine größere, dauerhaft handlungsfähige kommunale 
Einheit, ohne die bisherigen Ortsgemeinden vollständig aufzulösen. 

Verfassungsrechtlich knüpft das Modell an Art. 120 B-VG an, der die Zusammenfassung von 
Ortsgemeinden zu Gebietsgemeinden nach dem Muster der Selbstverwaltung grundsätzlich 
vorsieht. Diese Option wurde in Österreich bislang jedoch nicht politisch umgesetzt. Vor diesem 
Hintergrund hat das KDZ das Modell der Regionsgemeinde entwickelt, das nachfolgend 
dargestellt wird (Biwald et al., 2026).  

Das Konzept der Regionsgemeinde 

Die Regionsgemeinde ist ein Zusammenschluss mehrerer rechtlich eigenständiger 
Ortsgemeinden zu einer regionalen Ebene mit eigener Rechtspersönlichkeit und politischen 
Organen (Abbildung 2). Die Aufgaben werden klar aufgeteilt:  

 Überörtliche Aufgaben, die in größeren Einheiten effizienter erbracht werden können, werden 
bei der Regionsgemeinde gebündelt (z. B. Standesamt, Bau- und Raumordnung, Schulen, 
Kinderbetreuung etc.). 

 Lokale Aufgaben, die für die lokale Identität wichtig sind, bleiben bei den einzelnen 
Ortsgemeinden (z. B. Vereins-/Sportförderung, Gestaltung öffentlicher Räume, Jugend- und 
Seniorenarbeit etc.). 

Damit blieben die Ortsgemeinden erhalten, diese geben jedoch überörtliche und strategische 
Aufgaben an die Regionsgemeinde ab. Zentral ist daher eine klare und verbindliche 
Aufgabenteilung. 

Ein wesentliches Merkmal der Regionsgemeinde liegt in ihrer politischen Struktur. Es gibt einen 
gewählten Regionsgemeinderat sowie eine Regionsbürgermeisterin bzw. einen 
Regionsbürgermeister. Gleichzeitig bleiben die Ortsgemeinden mit eigenen politischen 
Strukturen erhalten. Das Modell möchte damit die Möglichkeit eröffnen, demokratische 
Legitimation direkter auszugestalten als bei vielen Verbandslösungen, bei denen Entscheidungen 
häufig nur mittelbar über entsandte Vertretende getroffen werden. 

Auch finanziell würde die Regionsgemeinde über die bisherigen Kooperationsmodelle 
hinausgehen. Grundsätzlich sollen Einnahmen, Ausgaben, Vermögen, Schulden und laufende 
Verpflichtungen auf Ebene der Regionsgemeinde gebündelt werden. Die Einnahmen aus dem 
Finanzausgleich sowie gemeindeeigene Steuern, Gebühren und Leistungserlöse würden der 
Regionsgemeinde zufließen und von dieser verwaltet. Für Aufgaben der Ortsgemeinden sind 
eigene Ortsbudgets vorgesehen, die nach vorab definierten Schlüsseln dotiert werden. Dadurch 
ließe sich eine gemeinsame Budgetverantwortung für regionale Aufgaben mit lokalen 
Gestaltungsspielräumen verbinden. 
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Abbildung 2: Zentrale Eckpunkte einer Regionsgemeinde 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 

Vor- und Nachteile von Regionsgemeinden 

Die Regionsgemeinde verbindet zentrale Vorteile von Gemeindekooperationen und  
Gemeindefusionen. Sie schafft Handlungs- und Steuerungsräume für überörtliche Aufgaben, 
ohne die lokale Identität der bisherigen Gemeinden vollständig aufzugeben. Damit kann sie 
insbesondere dort eine Alternative darstellen, wo klassische Kooperationen zu kleinteilig, zu 
wenig verbindlich oder durch mehrere parallele Verbandsstrukturen zu unübersichtlich werden, 
eine vollständige Gemeindefusion politisch jedoch nicht tragfähig erscheint. 

Ein wesentlicher Vorteil liegt in der Bündelung regional bedeutsamer Aufgaben: Raumplanung, 
Infrastrukturentwicklung, Standortpolitik, Daseinsvorsorge oder zentrale Verwaltungsleistungen 
können in einer Regionsgemeinde gesamthaft geplant und gesteuert werden. Dadurch entstehen 
Potenziale für Effizienzgewinne, eine bessere Auslastung der Infrastruktur, eine professionellere 
Verwaltung und eine einheitlichere Leistungsqualität. Gleichzeitig bleibt durch Ortsgemeinden, 
Ortsbürgermeisterinnen bzw. Ortsbürgermeister und lokale Vertretungsstrukturen eine politische 
und identitätsstiftende Verankerung vor Ort erhalten. 

Abbildung 3 zeigt die Regionsgemeinde als Modell mit erheblichen Potenzialen, aber auch mit 
anspruchsvollen Umsetzungsvoraussetzungen. Zu den Vorteilen zählen insbesondere 
Effizienzgewinne, Qualitätssteigerungen, eine koordinierte Regionalentwicklung, klarere 
Entscheidungsstrukturen, demokratische Legitimation auf regionaler und lokaler Ebene sowie 
der Erhalt lokaler Identität. Auf der anderen Seite stehen ein derzeit noch fehlender konkreter 
Rechtsrahmen, ein komplexer Gründungsprozess, Fragen der politischen Akzeptanz sowie die 
Notwendigkeit, eine faire demokratische Balance zwischen den Ortsgemeinden sicherzustellen. 
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Abbildung 3: Vor- und Nachteile von Regionsgemeinden 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 

Die Regionsgemeinde ist daher ein grundlegender institutioneller Reformansatz. Ihr Mehrwert 
liegt vor allem darin, regionale Aufgaben verbindlicher und strategischer zu organisieren und 
zugleich Bürgernähe und lokale Mitsprache zu erhalten. Voraussetzung dafür sind klare rechtliche 
Grundlagen, eine transparente Aufgaben- und Finanzierungsverteilung sowie ein gut begleiteter 
Umsetzungsprozess. 

Ein zentraler Knackpunkt für die Umsetzung der Regionsgemeinde liegt jedoch noch in den 
verfassungsrechtlichen Grundlagen. Das Modell knüpft zwar an Art. 120 B-VG und die dort 
angelegte Möglichkeit der Zusammenfassung von Ortsgemeinden zu Gebietsgemeinden an; 
diese Option wurde bislang jedoch nicht konkret umgesetzt. Für eine praxistaugliche 
Regionsgemeinde braucht es daher eine klare bundesverfassungsrechtliche Ermächtigung bzw. 
Präzisierung sowie darauf aufbauende landesgesetzliche Ausführungsregelungen.  
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3 Kooperationen in der kommunalen Praxis – 
Einschätzungen auf Basis ausgewählter Beispiele 

Das vorliegende Kapitel richtet den Blick auf die kommunale Praxis und widmet sich 
ausgewählten Beispielen interkommunaler Zusammenarbeit. Ziel des Kapitels ist es, die zuvor 
dargestellten rechtlichen, organisatorischen und konzeptionellen Überlegungen anhand 
konkreter Umsetzungsfälle aus Städten und Gemeinden zu veranschaulichen und dadurch ein 
vertieftes Verständnis für die praktische Ausgestaltung interkommunaler Kooperationen zu 
gewinnen. Im Mittelpunkt steht dabei die Frage, wie Kooperationen unter unterschiedlichen 
institutionellen, fachlichen und regionalen Rahmenbedingungen tatsächlich ausgestaltet 
werden, welche Logiken ihrer Entstehung zugrunde liegen und welche Herausforderungen, 
Wirkungen und Entwicklungsperspektiven sich in der Praxis zeigen.  

3.1 Überblick über die untersuchten Beispiele 
Die nachfolgend dargestellten Beispiele dienen dazu, die zuvor skizzierten Formen 
interkommunaler Zusammenarbeit anhand konkreter kommunaler Praxis zu veranschaulichen. 
Die Auswahl der unterschiedlichen Kooperationsmodelle verfolgt das Ziel, die Vielfalt 
interkommunaler Zusammenarbeit in der kommunalen Praxis möglichst anschaulich und 
differenziert abzubilden. Es ging dabei nicht darum, einzelne Modelle normativ als allgemein 
überlegen zu bewerten, sondern unterschiedliche Formen gemeinsamer Aufgabenerfüllung in 
ihrer jeweiligen institutionellen, fachlichen und regionalen Einbettung sichtbar zu machen. 
Berücksichtigt wurden daher Beispiele, die in der Praxis als tragfähig gelten und zugleich 
verschiedene Wege interkommunaler Zusammenarbeit repräsentieren. 

Die Auswahl umfasst institutionalisierte Verbandslösungen ebenso wie funktional ausgerichtete 
Kooperationen, zentralisierte Serviceeinrichtungen und mit Trofaiach (siehe Kapitel 2.5.4) auch 
einen Sonderfall struktureller Neuordnung in Form einer Fusion. Auf diese Weise soll die 
Bandbreite möglicher Organisationsformen nicht nur beschrieben, sondern auch in ihrer 
praktischen Logik und in ihren jeweiligen Einsatzfeldern nachvollziehbar gemacht werden. Die 
ausgewählten Beispiele stehen damit exemplarisch für unterschiedliche institutionelle, 
funktionale und räumliche Ausprägungen interkommunaler Kooperation und eröffnen einen 
differenzierten Zugang zu ihren jeweiligen Entstehungsbedingungen, Organisationslogiken und 
Wirkungen. 

Die folgende Abbildung dient einer ersten Orientierung und verortet die ausgewählten Beispiele 
nach ihrer Organisationsform und ihrem jeweiligen Aufgabenbereich. Dabei ist zu 
berücksichtigen, dass einzelne Beispiele mehrere Aufgabenfelder berühren und sich daher nicht 
immer eindeutig einer einzelnen Kategorie zuordnen lassen. 
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Abbildung 4: Ausgewählte Praxisbeispiele im Überblick 
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Quelle: Eigene Darstellung (2026). 

Ergänzend zur grafischen Einordnung werden in der folgenden Tabelle die inhaltlichen 
Schwerpunkte der einzelnen Fallbeispiele zusammengefasst. Dadurch wird sichtbar, welchen 
Beitrag die jeweiligen Beispiele zur Analyse unterschiedlicher Kooperations - und 
Unterstützungsformen leisten können. 

Tabelle 9: Praxisbeispiele im Überblick – Kurzbeschreibung und Erkenntnisfokus 

Praxisbeispiel Kurzbeschreibung Ausgewählter Erkenntnisfokus 

Verein „NÖ 
Kinderbetreuung“ 
Waldviertel 

Gemeinnütziger 
Trägerverein zur 
Organisation von 
Kinderbetreuung an 
mehreren Standorten 

Regionale Trägerstruktur, Abstimmung 
von Personalressourcen, zentrale 
Personal- und Förderabwicklung 

Bauhofkooperation 
Aschachtal 

Gemeinsame Organisation 
von Bauhof- und 
Wirtschaftshofleistungen 

Bündelung operativer Leistungen, 
gemeinsame Nutzung von Personal, 
Fahrzeugen und Geräten 

Gemeindeverband 
Jagdberg 

Gemeinsame Organisation 
der Kinderbetreuung 
mehrerer Gemeinden 

Gemeindeverband als Träger eines 
ganzen Aufgabenfeldes am Beispiel 
Kinderbetreuung 

Mehrzweckverband 
Krems 

Verband mit Aufgaben in 
Abfallwirtschaft, Abgaben 
und kommunalen Services 

Verknüpfung mehrerer Zwecke in einem 
Gemeindeverband mit Potenzial zur 
Erweiterung des Aufgabenportfolios 

Regio Vorderland - 
Feldkirch 

Weitgehende gemeinsame 
Leistungserbringung in 
mehreren Bereichen wie 
Bau, Raumordnung und 
Datenmanagement 

Aufbau regionaler Fachkompetenz für 
Gemeinden in einer Vielzahl an 
Aufgabenfeldern 

Gemeinde-
Servicezentrum Kärnten 

Landesgesetzlich 
eingerichtete 
Serviceorganisation für 
Gemeinden 

Landesgetragene Service- und 
Unterstützungsstruktur, v. a. 
Administrationsunterstützung und 
Personalpool 

Gemeindefusion 
Trofaiach 

Zusammenführung von drei 
Gemeinden zu einer neuen 
Gemeinde 

Grundlegende Reorganisation, 
Zusammenführen mehrerer 
Verwaltungen zu einer Verwaltung 

Quelle: Eigene Darstellung (2026). 
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3.2 Steckbriefe der untersuchten Beispiele 
Um eine vergleichbare erste Einordnung zu ermöglichen, werden die Beispiele zunächst in 
tabellarischer Form entlang zentraler Merkmale überblicksartig dargestellt. Die anschließende 
vertiefte Analyse richtet den Blick auf Ausgangslagen und Motive, die organisatorische und 
rechtliche Ausgestaltung, Finanzierungslogiken, Formen der Steuerung sowie auf 
wahrgenommene Wirkungen und Mehrwerte. Auf diese Weise sollen nicht nur die Besonderheiten 
der einzelnen Fälle herausgearbeitet, sondern auch übertragbare Erkenntnisse für die 
Weiterentwicklung interkommunaler Zusammenarbeit gewonnen werden.  

Verein „NÖ Kinderbetreuung“ im Waldviertel 

Der Verein „NÖ Kinderbetreuung“ ist ein gemeinnütziger regionaler Trägerverein zur Organisation 
von Kinderbetreuung an mehreren Standorten im Waldviertel sowie in Furth bei Göttweig. Der 
Verein übernimmt unter anderem Personalaufnahme, Personalverrechnung, Förderabwicklung 
und standortübergreifende Koordination. 

Tabelle 10: Eckpunkte Verein „NÖ Kinderbetreuung“ im Waldviertel 

VEREIN „NÖ KINDERBETREUUNG“ 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Gemeinnütziger, regional organisierter Trägerverein zur 
gemeindeübergreifenden Organisation von Kinderbetreuung im 
Waldviertel. 

 Entstehung ab 2014/2015 aus einer regionalen Bedarfserhebung 
in einer Kleinregion mit 14 Gemeinden. 

 Start mit vier Standorten; Ausbau auf mittlerweile 17 Standorte 
in vier Bezirken. 

 Ziel war ein leistbares, flexibles und bedarfsorientiertes 
Betreuungsangebot im ländlichen Raum. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Gemeinnütziger Verein. 
 Ursprünglich im Rahmen einer GmbH bzw. regionalen 

Entwicklungsstruktur aufgebaut. 
 Spätere Ausgliederung in einen Verein aus organisatorischen 

und steuerrechtlichen Gründen. 
 Gemeinden sind durch die Bürgermeister*innen über den 

Vorstand eingebunden. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Bürgermeister*innen der beteiligten Gemeinden als zentrale 
Initiatoren. 

 Regionale Geschäftsführung als wichtiger Impulsgeber in der 
Startphase. 

 Land Niederösterreich als Unterstützer in der Aufbauphase. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Leistbare Kinderbetreuung im ländlichen Raum sicherstellen. 
 Flexible Betreuung auch bei kleinteiligem Bedarf ermöglichen. 
 Gemeinden organisatorisch entlasten. 
 Personalressourcen regional besser nutzen. 
 Ausfallsicherheit erhöhen. 



 

 
 

 

 

Gemeindekooperationen – gemeinsam handlungsfähig bleiben 48 

VEREIN „NÖ KINDERBETREUUNG“ 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Organisation von Kinderbetreuung an 17 Standorten. 
 Zentrale Personalaufnahme, Personalverrechnung und 

Förderabwicklung. 
 Standortübergreifender Personaleinsatz bei Ausfällen 

(basierend auf Freiwilligkeit). 
 Flexible Betreuung, auch stundenweise. 
 Nutzung anderer Vereinsstandorte bei Bedarf möglich. 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Anschubfinanzierung in der Aufbauphase. 
 Laufende Trägerförderung je Standort. 
 Förderung abhängig von Kinderzahl, Öffnungszeiten und VIF1-

Konformität. 
 Ergänzende Finanzierung über Elternbeiträge und 

Gemeindebeiträge. 
 Verein wird als gemeinnütziges Nullsummenmodell geführt. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Verein „NÖ-Kinderbetreuung“ (Februar 2026). 

  

 
1 Vereinbarkeitsindikator für Familie und Beruf; beschreibt Betreuungsangebote mit besonders 
berufsfreundlichen Öffnungszeiten. 
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Bauhofkooperation Aschachtal 

Die Bauhofkooperation Aschachtal umfasst die gemeinsame Organisation operativer Bauhof- 
und Wirtschaftshofleistungen mehrerer Gemeinden. Personal, Fahrzeuge, Geräte und laufende 
Aufgaben wie Winterdienst, Straßenerhaltung und Grünraumpflege werden in einer  gemeinsamen 
Struktur gebündelt. 

Tabelle 11: Steckbrief Bauhofkooperation Aschachtal 

BAUHOFKOOPERATION ASCHACHTAL 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Die Kooperation wurde von den Gemeinden Aschach, Pupping, 
Hartkirchen und Stroheim gegründet. 

 Sie entstand vor dem Hintergrund kleinteiliger Bauhofstrukturen 
und zunehmender Schwierigkeiten, kommunale Leistungen in 
kleinen Gemeinden verlässlich sicherzustellen. 

 Ausgangspunkt war die Überlegung, durch einen gemeinsamen 
Wirtschaftshof die Leistungsfähigkeit im Verbund dauerhaft 
abzusichern. 

 Die Kooperation wurde in Form eines Gemeindeverbands nach 
dem oberösterreichischen Verbändegesetz organisiert. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Gemeindeverband nach dem oberösterreichischen 
Verbändegesetz. 

 Gemeinsame Organisation der Mitgliedsgemeinden für 
operative Leistungen im Bauhofbereich. 

 Die Gemeinden beauftragen Leistungen; der Wirtschaftshof 
setzt diese um. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Die Gemeinden Aschach, Pupping, Hartkirchen und Stroheim. 
 Die Bürgermeister*innen und Gemeindeverwaltungen der 

beteiligten Gemeinden. 
 Die Mitarbeitenden der früheren Gemeindebauhöfe bzw. des 

gemeinsamen Wirtschaftshofs. 
 Das Land Oberösterreich als wichtiger Fördergeber und 

unterstützender Partner. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Bereiche wie Winterdienst, Straßenerhaltung und 
Grünraumpflege betreuen. 

 Bündelung personeller, technischer und organisatorischer 
Ressourcen mehrerer Gemeinden. 

 Schaffung einer tragfähigen, stabilen und zukunftsfähigen 
Struktur für den Bauhofbereich. 

 Erhöhung der Flexibilität und Ausfallsicherheit bei personellen 
Engpässen. 

 Ermöglichung gemeinsamer Investitionen in moderne 
Fahrzeuge, Geräte und Infrastruktur. 

 Verbesserung von Qualität, Effizienz und rechtlicher 
Absicherung der Leistungserbringung. 
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BAUHOFKOOPERATION ASCHACHTAL 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Winterdienst. 
 Straßenerhaltung. 
 Grünraumpflege. 
 Allgemeine Bauhof- und Wirtschaftshofleistungen für die 

Mitgliedsgemeinden. 
 Einsatz und Koordination von Personal, Fahrzeugen und 

Geräten für operative Gemeindeleistungen. 
 Dokumentation und Nachweis der Leistungserbringung, etwa 

durch digitale Systeme und GPS-gestützte Erfassung. 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Errichtung des Wirtschaftshofs mit Gesamtinvestitionen von 
rund drei Millionen Euro für Gebäude und Grundstück. 

 Hohe Förderung durch das Land Oberösterreich, laut Interview 
rund 90 % der Investitionskosten. 

 Weitere Förderungen, insbesondere für Fahrzeuge und Geräte. 
 Eigenmittel der Gemeinden, teilweise auch durch Veräußerung 

bisheriger Bauhofstandorte. 
 Kostenaufteilung nach klar definierten Schlüsseln, etwa nach 

Einwohnendenzahl, Straßennetz oder spezifischen Leistungen 
wie dem Winterdienst. 

 Jährlicher Ausgleich nach tatsächlichem Aufwand. 
 Schlanke Verwaltung durch Nutzung bestehender 

Gemeindestrukturen, etwa bei Buchhaltung und 
Lohnverrechnung. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Bauhofkooperation Aschachtal (Februar 2026). 
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Gemeindeverband Jagdberg Kinderbetreuung 

Der Gemeindeverband Jagdberg organisiert Aufgaben der Kinderbildung und -betreuung für 
mehrere Gemeinden. Dazu zählen insbesondere Verwaltungs-, Personal- und 
Organisationsaufgaben sowie die Koordination des Betreuungsangebots innerhalb der beteiligten 
Gemeinden. 

Tabelle 12: Steckbrief Gemeindeverband Jagdberg Kinderbetreuung 

GEMEINDEVERBAND JAGDBERG KINDERBETREUUNG  

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Prozessbeginn Mitte 2021, formelle Gründung im Jänner 2023. 
 Entstanden vor dem Hintergrund des stufenweise eingeführten 

Versorgungsauftrags in der Kinderbildung und -betreuung. 
 Beteiligt sind 6 Gemeinden: Düns, Dünserberg, Röns, Satteins, 

Schlins und Schnifis. 
 Der Verband zeichnet für die Kinderbetreuung bis Ende der 

Volksschule verantwortlich; seit Herbst 2025 zählt auch die 
außerschulische Schulkindbetreuung zu seinen Aufgaben. 

 Ziel ist, den Versorgungsauftrag für alle Gemeinden zu erfüllen 
und gleichzeitig die bestehenden Standorte möglichst zu 
erhalten. 

 Grundangebot an allen Standorten, erweitertes Angebot an 
größeren Standorten. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Gemeindeverband. 
 Öffentlicher Träger mit ähnlichen Strukturen wie eine Gemeinde. 
 Personalrechtlich für die Beschäftigten weitgehend an die 

bisherigen kommunalen Regelungen anschlussfähig. 
 Gegenüber loseren Kooperationsformen auch steuerrechtlich 

als einfacher eingeschätzt. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Die 6 beteiligten Gemeinden der Region Jagdberg. 
 Die Bürgermeister der Gemeinden bilden den Verbandsvorstand; 

ein Bürgermeister fungiert als Obmann. 
 Koordinationsstelle des Gemeindeverbandes als zentrale 

operative Einheit. 
 Leitungen der Einrichtungen, Mitarbeitende sowie 

Schuldirektor*innen wurden in den Aufbauprozess eingebunden. 
 Externe Begleitung im Aufbau- und Umsetzungsprozess. 
 Beratung und Unterstützung durch den Vorarlberger 

Gemeindeverband. 
 Das Land war vor allem über Förderungen und punktuell bei 

rechtlichen bzw. fachlichen Fragen eingebunden. 
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GEMEINDEVERBAND JAGDBERG KINDERBETREUUNG 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Erfüllung des Versorgungsauftrags auch für Klein- und 
Kleinstgemeinden, für die ein eigenständiger Ausbau kaum 
leistbar wäre. 

 Sicherung eines wohnortnahen Grundangebots bei gleichzeitiger 
Bündelung erweiterter Angebote an größeren Standorten. 

 Entlastung der Gemeindeämter durch eine zentrale fachliche 
und organisatorische Ansprechstelle. 

 Effizientere Verwaltung und bessere Nutzung gemeinsamer 
Personalressourcen. 

 Langfristige gemeinsame Personalorganisation, um das 
bestehende Personal nicht zu überfordern. 

 Einheitliche Qualitätsstandards, rechtssichere Abläufe und 
stärkere Professionalisierung in der Elementarpädagogik. 

 Zentrale Koordination für Kinderbetreuung von der 
Kleinkindbetreuung bis zur außerschulischen Betreuung im 
Volksschulalter. 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Übernahme aller wesentlichen Verwaltungs-, Organisations-, 
Personal- und pädagogischen Agenden der Kinderbildung und 
-betreuung. 

 Zentrale Anmeldung und Platzvergabe über die 
Koordinationsstelle. 

 Personalverwaltung und Anstellung des Großteils des Personals 
über den Gemeindeverband. 

 Einheitliches pädagogisches Konzept, Kinderschutzkonzept und 
interne Fortbildungen. 

 Unterstützung der Einrichtungen bei fachlichen, 
organisatorischen und personellen Fragen. 

 Organisation der außerschulischen Schulkindbetreuung bis 
Ende der Volksschule. 

 Sicherstellung eines gemeindeübergreifenden 
Versorgungsangebots innerhalb der regionalen 
Erreichbarkeitsvorgaben. 

 Nicht übertragen wurden die Erhaltung der Gebäude; dafür 
bleiben die Gemeinden zuständig. 
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GEMEINDEVERBAND JAGDBERG KINDERBETREUUNG 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Finanzierung als Mischmodell aus Landesförderungen, 
Elternbeiträgen und Gemeindebeiträgen. 

 Für das Personal in den Einrichtungen besteht grundsätzlich eine 
Personalkostenförderung des Landes von 60 Prozent; für kleine 
finanzschwache Gemeinden fällt diese auch höher aus. 

 Zusätzlich gab es eine befristete Anschub- bzw. 
Prozessförderung für die Aufbauphase, auch für externe 
Beratung und die Koordinationsstelle. 

 Die Förderung für die Koordinationsstelle läuft degressiv aus. 
 Eltern leisten Beiträge für Betreuung, Mittagessen und Material; 

insbesondere das Mittagessen ist relevanter Kostenfaktor. 
 Alles, was eindeutig einer Gemeinde zuordenbar ist, wird direkt 

dieser Gemeinde verrechnet. 
 Allgemeine Overheadkosten des Verbandes werden nach einem 

Schlüssel, insbesondere nach Einwohnendenzahl, auf die 
Gemeinden aufgeteilt. 

 Ein allfälliger Abgang wird von den Gemeinden nach diesem 
Schlüssel gedeckt. 

 Das Modell entlastet die Gemeinden organisatorisch deutlich, 
auch wenn sich Effizienzgewinne nicht einfach in Zahlen 
ausdrücken lassen. 

 Die finanzielle Abwicklung erfolgt über das 
Finanzleistungszentrum Walgau West. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Gemeindeverband Jagdberg (Februar 2026). 

  



 

 
 

 

 

Gemeindekooperationen – gemeinsam handlungsfähig bleiben 54 

Gemeindedienstleistungsverband Krems 

Der Gemeindeverband Krems ist eine über längere Zeit gewachsene Verbandsstruktur mit  
mehreren Aufgabenbereichen. Diese umfassen unter anderem Abfallwirtschaft, 
Abgabeneinhebung sowie weitere kommunale Serviceleistungen für die beteiligten Gemeinden. 

Tabelle 13: Steckbrief Gemeindedienstleistungsverband Krems  

UMWELTVERBÄNDE NÖ – GEMEINDEDIENSTLEISTUNGSVERBAND – KREMS 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Ursprünge reichen bis in die 1970er-Jahre 
(Grundsteuereinhebungsgesetz). 

 Gemeinden im Bezirk Krems entschieden sich früh, die 
Abgabeneinhebung gemeinsam zu organisieren. 

 In den 1990er-Jahren entstanden ein Abgabenverband und ein 
Umweltverband parallel. 

 2002 wurden beide Verbände politisch zusammengeführt. 
 Der heutige Gemeindeverband ist eine Körperschaft öffentlichen 

Rechts. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Körperschaft öffentlichen Rechts. 
 Gemeindeverband mit hoheitlichen Aufgaben (insbesondere 

Abgabeneinhebung). 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Rund 30 Gemeinden im Bezirk Krems (ohne Statutarstadt Krems) 
– überwiegend kleine und mittlere Gemeinden. 

 Der Verband agiert als eigenständige Körperschaft öffentlichen 
Rechts. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Gemeinsame Erledigung komplexer, personalintensiver und oft 
unpopulärer Aufgaben. 

 Entlastung der Gemeinden, insbesondere kleiner und mittlerer 
Gemeinden. 

 Sicherstellung einer professionellen, rechtssicheren und 
stabilen Aufgabenerfüllung. 

 Erhöhung der Ausfallsicherheit bei personellen Engpässen. 
 Bündelung von Know-how und Aufbau spezialisierter 

Kompetenzen. 
 Schaffung effizienter Backoffice-Strukturen als Alternative zu 

Gemeindefusionen. 
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UMWELTVERBÄNDE NÖ – GEMEINDEDIENSTLEISTUNGSVERBAND – KREMS 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Abfallwirtschaft (hoheitlich): 
– Erfüllung der abfallwirtschaftlichen Aufgaben im Auftrag der 

Gemeinden. 
– Stoffstrommanagement und Organisation der 

Abfalltrennung. 
– Errichtung und Betrieb von Sammelzentren. 

 Abgabeneinhebung (hoheitlich): 
– Grundsteuer, Kommunalsteuer. 
– Wasser- und Kanalgebühren. 
– Tourismusabgaben und Seuchenvorsorgeabgaben. 
– Tätigkeit als Abgabenbehörde auf Basis von 

Gemeinderatsbeschlüssen. 
 Privatwirtschaftliche Leistungen: 

– Lohnverrechnung für ca. 700 Lohnkonten. 
– Flächenermittlung für Wasser- und Kanalgebühren (inkl. 

Nacherhebungen). 
– Bereitstellung bautechnischer Sachverständiger. 
– Datenschutzbeauftragter. 
– Gemeinsamer Streusalzeinkauf. 
– Organisation der Rattenbekämpfung. 

 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Abfallwirtschaft: Selbstfinanzierung über eigene 
Gebührenvorschreibung. 

 Abgabeneinhebung: Verwaltungskostenanteil von ca. 2–5 % der 
tatsächlich eingehobenen Beträge. 

 Privatwirtschaftliche Leistungen: Abrechnung über 
Stundensätze oder pauschal (z. B. pro Mitarbeitenden oder 
Einwohnenden). 

 Datenschutzleistungen werden kostenlos bereitgestellt. 
 Förderungen: 
 Land Niederösterreich, insbesondere im Abfallbereich (z. B. 

Sammelzentren). 
 Historisch: Förderungen für Behälterankauf. 
 Bedarfszuweisungen für Gemeinden bei 

Aufgabenübertragungen an den Verband. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Mehrzweckverband Krems (März 2026). 
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Regio Vorderland - Feldkirch 

Die Regio Vorderland - Feldkirch ist als gemeindeübergreifende Struktur für fachliche und 
operative Unterstützungsleistungen eingerichtet. Die Aufgaben liegen insbesondere in den 
Bereichen Bau, Raumordnung, Ortsentwicklung, Digitalisierung, Datenmanagement und 
Katastrophenvorsorge. 

Tabelle 14: Steckbrief Regio Vorderland - Feldkirch 

REGIO VORDERLAND – FELDKIRCH 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Operativer Start 2021 als Pilotlösung nach Kündigung des 
Bauamtsleiters in Sulz. 

 Ausgangspunkt war die Entscheidung, die Stelle nicht klassisch 
nachzubesetzen, sondern über Rankweil eine 
gemeindeübergreifende Lösung aufzubauen. 

 Formelle Gründung verzögerte sich infolge rechtlicher und 
aufsichtsrechtlicher Klärungen um rund 1,5 bis 2 Jahre. 

 Die Kooperation besteht aus insgesamt  13 Mitgliedsgemeinden 
welche die 7 Gründungsgemeinden, Göfis, Klaus, Röthis, Sulz, 
Übersaxen, Zwischenwasser und Rankweil, beinhalten.  

 Eine konkrete Anfrage einer Gemeinde außerhalb der Region liegt 
aktuell vor. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Mehrzweckverband in Form eines Gemeindeverbandes. 
 Konstruktion als gemeinsamer „Hilfsapparat“ für die beteiligten 

Gemeinden. 
 Politische Entscheidungen verbleiben bei den Gemeinden; der 

Verband stellt Personal und operative Leistungsfähigkeit bereit. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Die 7 beteiligten Gemeinden Göfis, Klaus, Röthis, Sulz, 
Übersaxen, Zwischenwasser und Rankweil. 

 Zentrale Promotor*innen im Aufbau waren die Bürgermeisterin 
von Rankweil als Regio-Obfrau, der Bürgermeister von Sulz, die 
Amtsleitungen und Bauamtsverantwortlichen der beteiligten 
Gemeinden sowie Christoph Kirchengast. 

 Externe fachliche und rechtliche Begleitung, unter anderem 
durch das KDZ und juristische Expertise. 

 Einzelne lösungsorientierte Akteur*innen in Verwaltung und 
Aufsicht waren für Genehmigungsfähigkeit und Statutenarbeit 
wesentlich. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Bündelung von Fachkompetenz und personellen Ressourcen im 
Bau- und Entwicklungsbereich. 

 Professionelle und qualitativ hochwertige Aufgabenerfüllung 
auch dort, wo einzelne Gemeinden allein an Grenzen stoßen. 

 Effiziente Leistungserbringung im Rahmen der rechtlichen und 
politischen Möglichkeiten. 

 Wahrung der Gemeindeautonomie durch Beibehaltung 
politischer Entscheidungen in den Gemeinden. 

 Aufbau einer von Grund auf digital gedachten Verwaltung mit 
Datenmanagement und Digitalisierung als strategischem Kern. 
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REGIO VORDERLAND – FELDKIRCH 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Tiefbau, insbesondere Bauherrenvertretung, Projektsteuerung, 
Ausschreibung, Vergabe und Bauaufsicht. 

 Hochbau, insbesondere projektbezogene Unterstützung, 
Koordination und Standards. 

 Raumordnung und Ortsentwicklung. 
 Datenmanagement und Digitalisierung. 
 Katastrophenvorsorge und Katastrophenmanagement. 
 Aufbau einheitlicher Datenstandards sowie 

gemeindeübergreifender Verwaltungs- und Projektprozesse. 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Finanzierung auf Basis eines konservativen Vollkostenansatzes. 
 Fördermittel waren in der Aufbauphase wichtig, wurden aber 

nicht als dauerhafte Grundlage einkalkuliert. 
 Wesentliche Kostenfaktoren sind Personal sowie der Aufbau der 

Aufgabenpakete, insbesondere in Bauamt, Datenmanagement 
und Digitalisierung. 

 Datenmanagement und Digitalisierung wurden trotz 
Kürzungsdruck als inhaltliche Kernbereiche abgesichert. 

 Ein zentraler Unsicherheitsfaktor ist die Umsatzsteuerfrage, da 
eine geänderte steuerrechtliche Beurteilung die Leistungen 
deutlich verteuern könnte. 

 Den zusätzlichen Kosten stehen Qualitätsgewinne, geringere 
Folgekosten, bessere Vergaben und eine professionellere 
Projektabwicklung gegenüber. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Regio Vorderland - Feldkirch (Februar 2026). 
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Gemeinde-Servicezentrum Kärnten 

Das Gemeinde-Servicezentrum Kärnten ist eine landesgesetzlich eingerichtete 
Serviceorganisation für Gemeinden. Es erbringt zentrale Unterstützungsleistungen etwa in den 
Bereichen Personalverrechnung, Dienst- und Besoldungsrecht, IT, Personalauswahl sowie 
Lehrlingsausbildung. Aktuell wird ein Personalpool für die Kinderbetreuung aufgebaut. 

Tabelle 15: Eckpunkte Gemeinde-Servicezentrum Kärnten 

GEMEINDE-SERVICEZENTRUM KÄRNTEN 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Gründung 2012 durch Landesgesetz (Kärntner 
Gemeindemitarbeiterinnengesetz – K-GMG). 

 Entstand im Zuge der Reform des Dienst- und Besoldungsrechts 
für Gemeindebedienstete. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Gemeinnützige Anstalt öffentlichen Rechts mit eigener 
Rechtspersönlichkeit (durch Landesgesetz eingerichtet). 

 Keine Gemeindekooperation im engeren Sinne, jedoch 
funktional auf Gemeinden ausgerichtete Serviceorganisation. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Gemeinden in Kärnten (Hauptadressaten der Leistungen). 
 Land Kärnten als gesetzlicher Initiator (in den Gremien nur 

beratend). 
 Gemeindebund und Städtebund. 
 Gewerkschaft. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Unterstützung der Gemeinden bei der Umsetzung dienst- und 
besoldungsrechtlicher Vorgaben. 

 Bündelung von Fachkompetenz und Professionalisierung 
kommunaler Dienstleistungen. 

 Entlastung der Gemeinden durch zentrale Serviceleistungen. 
 Sicherstellung von Rechtssicherheit, Qualität und 

wirtschaftlicher Leistungserbringung. 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Beratung im Dienst- und Besoldungsrecht. 
 Personalverrechnung für Gemeinden und Gemeindeverbände. 
 Durchführung von Personalauswahlverfahren. 
 Verwaltung von Pensionen und Beamtenangelegenheiten. 
 IT- und Rechenzentrumsleistungen (inkl. Behördennetzwerk und 

IT-Security). 
 Zentrale Lehrlingsausbildung. 
 Personalpool für Kindergärten. 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Mehrsäuliges Finanzierungsmodell: 
 Basisfinanzierung über Vorwegabzug von kommunalen 

Ertragsanteilen (solidarische Finanzierung nach 
Einwohnendenzahl und Finanzkraft). 

 Leistungsbezogene Entgelte für Dienstleistungen nach 
Verursachungsprinzip. 

 Projektfinanzierungen für spezifische Aufgaben oder Projekte  
(z. B. Digitalisierung). 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Gemeinde-Servicezentrum (Februar 2026). 
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Gemeindefusion Trofaiach 

Bei der Gemeindefusion Trofaiach wurden drei zuvor eigenständige Gemeinden zu einer neuen 
gemeinsamen Gemeinde zusammengeführt. Die bisherigen Gemeindestrukturen gingen damit in 
einer gemeinsamen Gebietskörperschaft auf. Verwaltung, politische Organe, Haushalt und 
strategische Entwicklung werden seither auf Ebene der neuen Gemeinde organisiert. 

Nähere Hintergründe und Ausführungen zur Gemeindefusion Trofaiach können dem Kapitel 2.5.4 
entnommen werden. 

Tabelle 16: Eckpunkte Gemeindefusion Trofaiach 

GEMEINDEFUSION TROFAIACH 

ECKDATEN 
KOOPERATION 

 Gemeindefusion im Zuge der steirischen 
Gemeindestrukturreform (Umsetzungsphase etwa 2013–2015). 

 Entscheidungsprozess und Vorbereitung dauerten rund ein Jahr. 

RECHTSFORM DER 
KOOPERATION 

 Gemeindefusion zu einer neuen gemeinsamen Gemeinde. 

AKTEUR*INNEN DER 
KOOPERATION 

 Drei zuvor eigenständige Gemeinden (ursprünglich war eine 
Vierer-Fusion geplant). 

 Land Steiermark als Prozessbegleiter und Unterstützer 
(Beratung, Finanzierung). 

 Einbindung von Bevölkerung, Vereinen und Organisationen über 
Workshops und Volksbefragungen. 

ZIELE DER 
KOOPERATION  

 Überschreitung der 10.000-Einwohnenden-Schwelle im 
Finanzausgleich und Verbesserung der finanziellen 
Rahmenbedingungen. 

 Professionalisierung der Verwaltung durch Bündelung 
personeller Ressourcen. 

 Verbesserung der organisatorischen Leistungsfähigkeit und 
Krisenresilienz. 

 Schaffung langfristig tragfähiger Verwaltungsstrukturen. 

LEISTUNGEN DER 
KOOPERATION 

 Zusammenführung der Verwaltungen zu einer gemeinsamen 
Organisationsstruktur. 

 Einführung klarer Führungsstrukturen und Vertretungssysteme. 
 Stärkere Spezialisierung innerhalb der Verwaltung. 
 Verbesserungen in Bauhoforganisation und Arbeitssicherheit. 
 Entwicklung eines langfristigen Leitbildes als strategisches 

Arbeitsprogramm. 

FINANZIERUNG & 
KOSTENFAKTOR 

DER KOOPERATION 

 Dauerhafte Mehreinnahmen aus dem Finanzausgleich durch 
Überschreiten der 10.000-Einwohnenden-Grenze. 

 Anfänglich rund 1,5 Mio. € jährlich, aktuell etwa 1,8 Mio. € pro 
Jahr. 

 Prozessbegleitung und Beratung teilweise durch das Land 
Steiermark finanziert. 

Quelle: Eigene Darstellung (2026) auf Basis von Interview Gemeinde Trofaiach (Februar 2026). 
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3.3 Analyse zentraler Umsetzungsaspekte anhand der 
ausgewählten Beispiele 

Die überblicksartige Darstellung der ausgewählten Fallbeispiele bildet die Grundlage für die 
nachfolgende vergleichende Auswertung der geführten Interviews. Im Mittelpunkt steht dabei 
nicht mehr der einzelne Fall für sich, sondern die Frage, welche übergreifenden Erkenntnisse sich 
aus der Zusammenschau der Beispiele ableiten lassen. Ziel ist es, wiederkehrende Muster, 
Unterschiede und zentrale Zusammenhänge sichtbar zu machen und auf dieser Grundlage ein 
vertieftes Verständnis für die praktische Ausgestaltung interkommunaler Zusammenarbeit zu 
gewinnen. 

Betrachtet werden dabei insbesondere die Entstehung und Vorbereitung der Kooperationen, ihre 
organisatorische Ausgestaltung, rechtliche und finanzielle Rahmenbedingungen, Formen der 
Steuerung und Entscheidungsfindung sowie die von den Beteiligten wahrgenommenen 
Wirkungen, Mehrwerte und Herausforderungen. Auf diese Weise soll herausgearbeitet werden, 
unter welchen Bedingungen Kooperationen in der Praxis tragfähig gestaltet werden können und 
welche Faktoren für ihr Gelingen oder ihre Begrenzung von besonderer Bedeutung sind.  

3.3.1 Vorbereitung und Ablauf der Kooperationsentwicklung 
Die Fallbeispiele zeigen übereinstimmend, dass Kooperationen nur selten aus einer rein 
abstrakten Reformlogik entstehen. Vielmehr beruhen sie auf einer Kombination aus 
längerfristiger Vorarbeit, konkretem Problemdruck und günstigen Gelegenheitsfenstern. Während 
in einzelnen Fällen bereits Studien, Vorüberlegungen oder frühere Kooperationsansätze vorlagen, 
wurde der tatsächliche Umsetzungsprozess meist erst durch akute personelle, finanzielle oder 
organisatorische Herausforderungen ausgelöst. Entscheidend war dabei, dass vorhandene 
Konzepte, politische Trägerpersonen und erste Vertrauensbeziehungen bereits so weit entwickelt 
waren, dass der Schritt in die Kooperation rasch vollzogen werden konnte.  

Im Fall des Gemeindeverbands Jagdberg bildete die erwartete Ausweitung des 
Versorgungsauftrags in der Kinderbetreuung einen wesentlichen Anstoß. Gerade für kleine und 
kleinste Gemeinden war absehbar, dass die neuen Anforderungen organisatorisch kaum mehr 
allein zu bewältigen sein würden. Der Prozess begann dort bereits 2021, wurde über Workshops, 
rechtliche Prüfungen und konkrete Planungen vorbereitet und mündete Anfang 2023 in die 
Gründung des Verbands. Begleitend spielten externe Beratung, wiederholte 
Abstimmungsschleifen und die Einbindung zentraler Akteurinnen und Akteure eine wichtige Rolle.  

Auch beim Verein „NÖ Kinderbetreuung“ stand am Beginn eine regionale Bedarfserhebung. 
Ausgangspunkt war eine Diskussion in der Kleinregion über den künftigen Bedarf an zusätzlichen 
Kinderbetreuungsangeboten, dem schließlich mit der Gründung des Vereins entsprochen wurde. 

Auch in Vorderland zeigt sich, dass vorbereitende Analysen allein noch keine Kooperation 
hervorbringen. Zwar lagen mit einer Machbarkeitsstudie, früheren Überlegungen aus der 
Baurechtsverwaltung und dem regionalen Prozess zur Gemeindekooperation wichtige 
Grundlagen vor, tatsächlich ausgelöst wurde die Umsetzung aber erst durch konkrete personelle 
Engpässe. Besonders die Kündigung des Bauamtsleiters in Sulz im Jahr 2021 öffnete ein 
Gelegenheitsfenster, das für einen pragmatischen Pilotstart „auf Handschlag“ genutzt wurde. Die 
Kooperation entstand damit nicht primär aus vorausschauender Einsicht, sondern aus einer 
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Situation, in der vorbereitete Konzepte auf akuten Handlungsdruck trafen. Gerade dieser 
Zusammenhang zwischen konzeptioneller Vorarbeit und situativem Mut erweist sich im Vergleich 
als wiederkehrendes Muster erfolgreicher Kooperationsentwicklung.  

Ein ähnliches Bild zeigt sich im Wirtschaftshof Aschachtal. Dort war die Ausgangslage durch 
kleinteilige, personell wenig robuste Bauhofstrukturen geprägt. Der Zusammenschluss mehrerer 
Gemeinden war nicht Ausdruck eines allgemeinen Modernisierungsprogramms, sondern die 
Antwort auf die Frage, wie zentrale Leistungen – wie etwa Winterdienst, Straßenerhaltung und 
operative Gemeindearbeit – unter veränderten Rahmenbedingungen weiterhin verlässlich 
erbracht werden können. Rückblickend wird die Planungsphase als besonders bedeutsam 
beschrieben. Gerade weil die spätere Umsetzung rasch erfolgen konnte, wurde die sorgfältige 
Vorbereitung als eigentliche Voraussetzung für die Stabilität des Modells gesehen.  

Der Gemeindeverband Krems verdeutlicht schließlich, dass Kooperationsentwicklung auch 
schrittweise und inkrementell verlaufen kann. Dort stand nicht ein einzelner Gründungsimpuls im 
Vordergrund, sondern die über Jahre gewachsene Erweiterung gemeinsamer Aufgabenfelder. 
Ausgehend von der gemeinsamen Erledigung der Grundsteuereinhebung entwickelte sich 
sukzessive ein breiteres Aufgabenportfolio, dessen Ausweitung jeweils von konkreten 
Bedürfnissen der Gemeinden ausging. Diese Bottom-up-Logik zeigt, dass Kooperationen nicht 
zwingend als einmaliger Strukturbruch entstehen müssen, sondern auch als kumulativer 
Organisationsprozess wachsen können.  

3.3.2 Aufgabenprofile und Leistungsspektren der Kooperationen 
Die Fallbeispiele unterscheiden sich nicht nur hinsichtlich ihrer Rechtsform, ihrer 
Finanzierungslogik und ihrer Governance, sondern vor allem auch im Hinblick auf die gemeinsam 
erbrachten Leistungen. Gerade in der Zusammenschau wird deutlich, dass interkommunale 
Kooperationen sehr unterschiedliche Aufgabenprofile aufweisen können. Das Spektrum reicht 
von sozial und betreuungsbezogenen Leistungen über technische und planerische Aufgaben bis 
hin zu hoheitlichen Verwaltungsleistungen, operativen Infrastrukturdiensten und zentralen 
Servicefunktionen für Gemeinden. Die Vergleichsperspektive macht damit sichtbar, dass 
Kooperationen nicht als einheitliches Modell verstanden werden können, sondern je nach 
Aufgabenfeld, Professionalisierungsbedarf und regionalem Kontext sehr unterschiedliche 
Leistungsspektren ausbilden. 

Besonders deutlich zeigt sich dies am Gemeindeverband Jagdberg. Dort wurden nahezu 
sämtliche Aufgaben im Bereich der Kinderbildung und Betreuung auf Verbandsebene gebündelt. 
Dazu zählen insbesondere die Verwaltungsprozesse, die pädagogischen Prozesse, die 
Personalagenden sowie die zentralen Kontakte mit Eltern. Bei den Gemeinden verblieben 
demgegenüber vor allem die Gebäudeerhaltung sowie Teile der finanziellen Verantwortung. Das 
Leistungsprofil des Verbands ist damit stark auf die Sicherstellung und Steuerung eines regional 
abgestimmten Betreuungsangebots ausgerichtet. Im Mittelpunkt steht weniger die gemeinsame 
Erledigung einzelner Hilfsfunktionen als vielmehr die Bündelung eines gesamten kommunalen 
Aufgabenfeldes, das sowohl organisatorische als auch fachliche Steuerung erfordert.  

Beim Verein „NÖ Kinderbetreuung“ sowie beim Personalpool für die Kinderbetreuung des 
Gemeinde-Servicezentrums Kärnten hingegen werden nur ergänzende Leistungen im 
Kinderbetreuungsbereich regional gedacht. Im Vordergrund steht nicht die Übertragung der 
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gesamten Aufgabe der Kinderbetreuung auf eine gemeinsame regionale Struktur, sondern die 
Unterstützung einzelner Teilfunktionen. Beim Verein „NÖ Kinderbetreuung“ betrifft dies 
insbesondere die Organisation flexibler Betreuungsangebote, die zentrale Personal- und 
Förderabwicklung sowie den standortübergreifenden Personaleinsatz. Beim Gemeinde -
Servicezentrum Kärnten liegt der Fokus im Bereich Kinderbetreuung auf dem Personalpool, der 
kurzfristige Personalausfälle abfedern soll. Beide Beispiele zeigen damit eine punktuelle 
regionale Bündelung unterstützender Leistungen, während die grundsätzliche Verantwortung für 
Angebot, Standortstruktur und Finanzierung weiterhin eng mit den Gemeinden verbunden bleibt.  

Das Beispiel Vorderland weist ein technisch-planerisch geprägtes Aufgabenprofil auf. Der 
Gemeindeverband Kompetenzzentrum Vorderland unterstützt die beteiligten Gemeinden in den 
Bereichen Tiefbau, Hochbau, Raumordnung und Ortsentwicklung sowie im Datenmanagement, 
in der Digitalisierung und in der Katastrophenvorsorge. Charakteristisch ist dabei, dass nicht die 
politischen Entscheidungen selbst regionalisiert werden, sondern die fachlichen und operativen 
Kapazitäten, die für eine qualitätsvolle Aufgabenerfüllung erforderlich sind. Der Verband stellt 
damit Personal, Fachwissen und organisatorische Leistungsfähigkeit bereit, während die 
politischen Entscheidungen in den Gemeinden verbleiben. Die Kooperation ist folglich auf jene 
Aufgaben ausgerichtet, die hohe Spezialisierung, laufende Abstimmung und zunehmend auch 
belastbare Datenstrukturen verlangen. 

Der Gemeindeverband Krems deckt wiederum ein besonders breites Leistungsspektrum ab. 
Seine Aufgaben reichen von der Abfallwirtschaft über die Abgabeneinhebung bis hin zu 
privatrechtlichen Leistungen wie Lohnverrechnung, Flächenermittlung, bautechnischer 
Sachverständigentätigkeit, Datenschutz oder gemeinsamen Beschaffungen. Auffällig ist hier vor 
allem die Verbindung hoheitlicher und dienstleistungsorientierter Funktionen. Der Verband 
übernimmt damit sowohl klassische Verwaltungsaufgaben als auch spezialisie rte 
Unterstützungsleistungen, die für einzelne Gemeinden nur schwer mit gleicher Professionalität 
zu organisieren wären. Das Beispiel verdeutlicht damit, dass interkommunale Kooperation nicht 
nur auf ein einzelnes Aufgabenfeld bezogen sein muss, sondern sich auch zu einer breiter 
angelegten Plattform gemeinsamer kommunaler Leistungserbringung entwickeln kann.  

Der Wirtschaftshof Aschachtal steht hingegen für eine Kooperation mit stark operativem 
Schwerpunkt. Im Zentrum stehen Leistungen des Bauhofbereichs und damit Aufgaben der 
kommunalen Infrastruktur und Daseinsvorsorge, die in kleinen Strukturen nur eingeschränkt 
ausfallsicher und wirtschaftlich zu organisieren sind. Das Beispiel zeigt, dass Kooperationen nicht 
nur Verwaltungs- und Steuerungsfunktionen bündeln können, sondern auch die gemeinsame 
praktische Leistungserbringung im laufenden Betrieb. Gerade in diesem Bereich wird sichtbar, 
dass gemeinsame Strukturen vor allem dort an Bedeutung gewinnen, wo Personalengpässe, 
Investitionsbedarf und Anforderungen an Verlässlichkeit unmittelbar in der täglichen 
Aufgabenerfüllung spürbar werden. 
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Eine Sonderstellung nimmt schließlich das Gemeinde-Servicezentrum Kärnten ein. Sein 
Leistungsprofil ist nicht auf ein einzelnes kommunales Aufgabenfeld beschränkt, sondern 
umfasst verschiedene Service und Unterstützungsfunktionen für Gemeinden. Dazu zählen 
insbesondere Leistungen im Dienst- und Besoldungsrecht, in der Personalverrechnung, im 
Pensionsbereich, in der Informations- und Kommunikationstechnologie, in der Personalauswahl, 
in der Lehrlingsausbildung sowie im Personalpool für Kindergärten. Das Geme inde-
Servicezentrum erbringt damit keine unmittelbar ortsgebundenen Gemeindedienste, sondern 
schafft eine zentrale fachliche Infrastruktur für jene Bereiche, in denen Spezialisierung, 
Standardisierung und Rechtssicherheit besonders bedeutsam sind. Gerade darin l iegt seine 
Besonderheit innerhalb der Fallbeispiele. Es steht für eine Form kommunaler Kooperation, die vor 
allem auf gebündelte Expertise und professionelle Unterstützungsleistungen ausgerichtet ist.  

3.3.3 Organisationsentwicklung und interne Umsetzung 
Die organisatorische Ausgestaltung der Kooperationen unterscheidet sich je nach Aufgabenfeld 
erheblich, folgt jedoch ähnlichen Grundmustern. In allen Fällen wurden Leistungen dort 
gebündelt, wo Spezialisierung, Standardisierung oder Ausfallsicherheit für e inzelne Gemeinden 
nur schwer zu gewährleisten gewesen wären. Die interne Umsetzung erforderte zugleich eine 
präzise Klärung von Zuständigkeiten, Schnittstellen und Kommunikationswegen. Besonders 
relevant war, dass die Kooperation nicht nur formal eingerichtet, sondern im Verwaltungsalltag 
etwa durch klare Auftragswege, zentrale Ansprechstellen, standardisierte Prozesse oder 
schrittweise Übergänge in die neue Struktur tatsächlich handhabbar gemacht wurde.  

In Jagdberg wurden nahezu sämtliche Verwaltungs- und Pädagogikprozesse im Bereich der 
Kinderbildung und -betreuung auf den Gemeindeverband übertragen, während 
Gebäudeerhaltung und Budgetverantwortung bei den Gemeinden verblieben. Dadurch entstand 
eine zentrale Ansprech- und Steuerungsstelle, die sowohl fachliche Expertise bündelt als auch 
die Gemeindeämter entlastet. Gleichzeitig zeigt sich, dass die praktische Umsetzung nicht nur 
eine juristische Übertragung von Zuständigkeiten bedeutete, sondern auch neue 
Kommunikations- und Schnittstellenanforderungen mit sich brachte, etwa gegenüber Eltern oder 
im Zusammenspiel zwischen Gemeinden und Verband.  

Im Wirtschaftshof Aschachtal war die interne Umsetzung stark auf operative Handlungsfähigkeit 
ausgerichtet. Dort wurde bewusst auf eine schlanke Verwaltungsstruktur gesetzt. Buchhaltung, 
Geschäftsführung und Lohnverrechnung wurden nicht in einer neuen Parallelorganisation 
aufgebaut, sondern auf bestehende Gemeindestrukturen verteilt. Das operative Auftragswesen 
wurde klar formalisiert, digitale Systeme für Einsatzplanung und Dokumentation wurden 
eingeführt, und gleichzeitig wurde darauf geachtet, Politik und Tagesgeschäft deutlich 
voneinander zu trennen. Bemerkenswert ist, dass die organisatorische Integration des Personals 
nicht nur formell, sondern auch kulturell verstanden wurde. Frühe Einbindung, klare 
Kommunikationswege und die schrittweise Entwicklung eines gemeinsamen 
Arbeitsverständnisses werden als zentrale Voraussetzungen genannt.  
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Auch in Krems zeigt sich, dass die organisatorische Tragfähigkeit nicht allein durch die 
Aufgabenübertragung entsteht. Vielmehr wird dort beschrieben, dass neue Aufgaben zunächst 
mit bestehenden Kapazitäten übernommen, ihre Auswirkungen beobachtet und personelle 
Erweiterungen erst dann vorgenommen werden, wenn die Belastungsgrenze tatsächlich erreicht 
ist. Kooperation erscheint damit nicht als statische Struktur, sondern als dynamisches 
Organisationsmodell, das seine Kapazitäten laufend anpassen muss. Zugleich wird deutlich, 
dass eine erfolgreiche Aufgabenerweiterung saubere Arbeitsprozesse, klare Zuständigkeiten und 
funktionierende Kommunikationswege voraussetzt. Gerade Backoffice-Bereiche wie 
Abgabeneinhebung, Lohnverrechnung oder Flächenermittlung profitieren von Standardisierung, 
Routine und Spezialisierung. 

Im Fall Vorderland zeigt sich die Organisationsentwicklung vor allem in der schrittweisen 
Ausdifferenzierung des ursprünglich als regionales Bauamt gedachten Modells zu einem breiter 
angelegten Mehrzweckverband. Die interne Umsetzung zielte dabei nicht auf  eine Verlagerung 
politischer Entscheidungen aus den Gemeinden ab, sondern auf die gemeinsame Bereitstellung 
fachlicher und personeller Kapazitäten. Charakteristisch ist, dass der Verband als operativer 
Hilfsapparat konzipiert wurde, während strategische und politisch sensible Entscheidungen 
weiterhin in der jeweiligen Gemeinde verbleiben. Die organisatorische Herausforderung bestand 
damit weniger in einer vollständigen Zentralisierung als in der Herstellung klarer Zuständigkeiten, 
funktionierender Schnittstellen und eines tragfähigen Zusammenspiels zwischen Verband und 
Gemeinden. Gerade darin zeigt sich, dass Kooperation auch dort wirksam organisiert werden 
kann, wo die operative Leistungserbringung gebündelt, die politische Verantwortung jedoch 
dezentral belassen wird. 

Organisatorisch zeigt das Beispiel Waldviertel, dass regionale Kooperation auch über einen 
gemeinnützigen Trägerverein umgesetzt werden kann. Die operative Abwicklung – insbesondere 
Personalaufnahme, Personalverrechnung, Förderabwicklung und Personaleinsatzplanung – 
erfolgt zentral über den Verein. Die beiden administrativen Mitarbeitenden verfügen über 
pädagogischen Hintergrund, was in der Umsetzung als hilfreich beschrieben wird.  

Das Gemeinde-Servicezentrum wiederum zeigt eine andere Form organisatorischer Entwicklung. 
Es wurde nicht als umfassend durchgeplantes Endmodell geschaffen, sondern ist organisch 
gewachsen. Seit seiner Gründung wurden sukzessive neue Aufgaben integriert, etwa 
Personalverrechnung, IT-Dienstleistungen, Lehrlingsausbildung oder ein Personalpool für 
Kinderbetreuung. Gerade diese Form des schrittweisen Ausbaus verweist darauf, dass 
Organisationen auf kommunaler Ebene dann tragfähig werden, wenn sie sowohl institutionelle 
Stabilität als auch Weiterentwicklungsfähigkeit verbinden.  
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3.3.4 Rechtliche und steuerrechtliche Herausforderungen in der 
Umsetzung 

Die Fallbeispiele verdeutlichen, dass die Wahl der Rechtsform nicht bloß eine juristische 
Formalie ist, sondern den strategischen Kern der Kooperation darstellt. Sie beeinflusst die 
steuerliche Behandlung, die Handlungssicherheit im Vollzug, die Anschlussfähigkeit an 
bestehende Gemeindestrukturen sowie die politische Akzeptanz des Modells. Während einzelne 
Beispiele gerade von der rechtlichen Nähe zur Gemeinde und der damit verbundenen Einfachheit 
profitieren, zeigen andere Fälle, dass Unsicherheit in umsatzsteuer- oder aufsichtsrechtlichen 
Fragen zu erheblichen Verzögerungen und politischen Hürden führen kann. Rechtliche Klarheit ist 
damit nicht nur ein Absicherungsinstrument, sondern eine zentrale Voraussetzung für die 
politische Tragfähigkeit von Kooperationen.  

Das Beispiel des Vereins „NÖ Kinderbetreuung“ verdeutlicht diese Problematik. Ursprünglich war 
das Modell im Rahmen einer GmbH umgesetzt, wurde später jedoch aus organisatorischen und 
steuerrechtlichen Gründen in einen gemeinnützigen Verein übergeführt. Gleichzeitig zeigt sich als 
Nachteil, dass mit der Vereinsstruktur Haftungsfragen für die Vereinsführung verbunden sein 
können, die beim GmbH-Modell nicht bestanden hätten. 

Beim Gemeindeverband Jagdberg wurde die Verbandsform unter anderem deshalb gewählt, weil 
sie rechtlich einer Gemeinde nahekommt und gegenüber anderen Kooperationsformen als 
steuerrechtlich einfacher eingeschätzt wurde. Es wurde insbesondere auf die 
Vorsteuerabzugsberechtigung und auf die relative Kontinuität im Dienstrecht für das Personal 
verwiesen. Die gewählte Form wurde daher weniger als radikale Neuerfindung denn als 
institutionell gut anschlussfähige Lösung beschrieben.  

Im Wirtschaftshof Aschachtal wurde die Verbandsform ebenfalls als bewusst passende 
Organisationsform hervorgehoben. Dort wird ausdrücklich betont, dass für Leistungen an die 
eigenen Mitgliedsgemeinden keine Umsatzsteuer anfällt und das oberösterreichische 
Verbandsrecht eine stabile Grundlage bietet. Rechtssicherheit wird in diesem Zusammenhang 
nicht nur abstrakt verstanden, sondern unmittelbar mit funktionierender Leistungserbringung, 
Dokumentation und Nachvollziehbarkeit verknüpft. 

Demgegenüber zeigt das Beispiel Vorderland besonders deutlich, wie sehr rechtliche und 
steuerrechtliche Unsicherheit selbst gut vorbereitete Kooperationen bremsen können. Dort 
wurde die Umsatzsteuerfrage als dauerhaftes Systemrisiko beschrieben. Zwar lag e ine Auskunft 
vor, wonach die Leistungen nicht umsatzsteuerpflichtig seien, gleichzeitig blieb aber die Sorge 
bestehen, dass eine spätere abweichende Beurteilung die gesamte Kalkulation und politische 
Tragfähigkeit des Modells gefährden könnte. Hinzu kamen Unsicherheiten im Zusammenspiel 
unterschiedlicher Rechtsmaterien, uneinheitliche Einschätzungen der Genehmigungsfähigkeit 
und die Notwendigkeit zusätzlicher Gutachten. Der Fall zeigt damit besonders anschaulich, dass 
fehlende Rechtssicherheit nicht nur ein juristisches Detailproblem ist, sondern erhebliche 
Zeitverluste, politische Irritationen und zusätzliche Ressourcenbelastungen erzeugen kann.  

Auch der Gemeindeverband Krems verdeutlicht die Bedeutung einer rechtlich tragfähigen 
Organisationsform, wenngleich die rechtlichen Fragestellungen hier weniger als akutes 
Umsetzungshemmnis, sondern stärker als Grundlage einer langfristig gewachsenen 
Verbandslösung erscheinen. Besonders relevant ist, dass der Verband nicht nur privatrechtliche 
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Leistungen, sondern auch hoheitliche Aufgaben übernimmt und damit in bestimmten Bereichen 
selbst als Abgabenbehörde tätig wird. Gerade diese Konstruktion zeigt, dass interkommunale 
Kooperation dann besonders tragfähig wird, wenn Aufgabenübertragungen rechtlich klar gefasst 
und institutionell dauerhaft abgesichert sind. Im Unterschied zu jüngeren Kooperationsmodellen 
steht im Fall Krems daher weniger die rechtliche Suchbewegung als vielmehr die bewährte 
Einbettung in eine seit langem handlungsfähige Verbandsstruktur im Vordergrund. 

Das Gemeinde-Servicezentrum nimmt auch in dieser Hinsicht eine Sonderrolle ein. Als eine 
durch das Landesgesetz errichtete gemeinnützige Anstalt öffentlichen Rechts ist es rechtlich 
verselbständigt und stellt keine klassische interkommunale Kooperation dar. Gerade diese 
Sonderkonstruktion ermöglichte jedoch eine institutionell stabile, kommunal stark verankerte 
Serviceorganisation mit klarer eigener Rechtspersönlichkeit. 

3.3.5 Finanzierungsmodelle und Fördermöglichkeiten 
In finanzieller Hinsicht zeigen die Fallbeispiele kein einheitliches Modell, wohl aber 
wiederkehrende Grundprinzipien. Häufig werden solidarische Grundfinanzierungen mit 
verursachungsgerechten Leistungsentgelten kombiniert. In anderen Fällen treten 
Gebührenmodelle, Stundensätze oder aufgabenbezogene Umlagen hinzu. Förderungen waren in 
mehreren Beispielen ein wichtiges Ermöglichungselement, insbesondere in der Aufbauphase 
oder bei investiven Vorhaben. Gleichzeitig wird deutlich, dass Fördermittel allein keine 
nachhaltige Kooperation tragen. Langfristig tragfähig sind jene Modelle, deren Finanzierungslogik 
auch nach Auslaufen von Anschubfinanzierungen konsistent bleibt und von den beteiligten 
Gemeinden als fair wahrgenommen wird. 

Beim Gemeinde-Servicezentrum erfolgt die Grundfinanzierung über einen Vorwegabzug von 
kommunalen Ertragsanteilen nach Kriterien wie Einwohnendenzahl und Finanzkraft. Hinzu 
kommen leistungsbezogene Entgelte für spezifische Dienstleistungen sowie projektbezogene 
Finanzierungsbestandteile durch die einzelnen Gemeinden. Ein laufender Finanzierungsbeitrag 
des Landes ist nicht vorgesehen. 

Im Gemeindeverband Jagdberg ist die Finanzierungslogik stärker durch Landesförderungen, 
Beiträge von Gemeinden und Elternbeiträge geprägt. Es wurde auf eine Personalkostenförderung 
des Landes, auf abnehmende Anschubfinanzierungen sowie auf eine differenzierte 
Lastenverteilung zwischen direkt zurechenbaren Kosten und gemeindeseitig nach Schlüsseln 
aufzuteilenden Overheadkosten verwiesen. Zugleich wird sichtbar, dass finanzielle Tragfähigkeit 
in diesem Feld eng mit landesrechtlichen Förderbedingungen, Tarifvorgaben und der Frage 
zusammenhängt, wie Angebotsstandards dauerhaft finanziert werden können.  

Beim Wirtschaftshof Aschachtal hatten Förderungen vor allem für die investive Umsetzung 
besondere Bedeutung. Die Förderung des Landes Oberösterreich in Höhe von rund 90  Prozent der 
Investitionskosten wird als außergewöhnlich und für das Zustandekommen zentral beschrieben. 
Gleichzeitig zeigt das Beispiel, dass Förderungen nur dann nachhaltig wirksam werden, wenn sie 
in ein tragfähiges Gesamtmodell eingebettet sind. Gerade die Kombination aus Fördermitteln, 
gemeinsam tragbaren Investitionen und der Möglichkeit, bestehende Ressourcen 
zusammenzuführen oder frühere Standorte zu verwerten, wird dort als finanzierungsseitige 
Stärke des Modells beschrieben. 
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Vorderland macht wiederum deutlich, dass Förderung zwar ein wichtiges „Zünglein an der 
Waage“ sein kann, aber nicht an die Stelle belastbarer Kostenlogik tritt. Dort wurde bewusst mit 
konservativen Vollkostenrechnungen gearbeitet und nicht auf unsichere Folgeförderungen 
gebaut. Dies verweist auf einen wichtigen Befund: Fördermittel können Kooperationen 
ermöglichen oder beschleunigen, ersetzen aber kein langfristig tragfähiges Betriebsmodell.  

Ähnliches gilt auch für den Mehrzweckverband Krems, wo je nach Aufgabenbereich 
unterschiedliche Finanzierungsformen bestehen: Von Gebührenfinanzierung über 
Verwaltungskostenanteile bis hin zu Stundensätzen und Bedarfszuweisungen. Gerade diese 
Vielfalt macht deutlich, dass Finanzierungsmodelle stets eng an Aufgabenprofil, Rechtsform und 
regionale Rahmenbedingungen gekoppelt sind.  

Für den Aufbau des Vereins „NÖ Kinderbetreuung“ war eine Anschubfinanzierung wesentlich. 
Auch im laufenden Betrieb erhält der Verein eine standortbezogene Trägerförderung durch das 
Land. Die Mittel fließen daher nicht an die Gemeinden, sondern an den Verein. Ergänzend tragen 
Elternbeiträge und Gemeindebeiträge zur Finanzierung bei.  

3.3.6 Kooperative Entscheidungsstrukturen 
Die Steuerung interkommunaler Kooperationen erfolgt zwar formal über definierte Gremien und  
Zuständigkeiten, ihr Funktionieren hängt jedoch in hohem Maß von informellen Faktoren ab. 
Regelmäßige Abstimmung, Vertrauen zwischen den Beteiligten, die Bereitschaft zum 
Interessenausgleich und die Rolle einzelner Schlüsselpersonen prägen die tatsächliche 
Entscheidungsfähigkeit oft stärker als die formale Organisationsstruktur allein. Erfolgreich 
erscheinen insbesondere jene Modelle, in denen operative Verantwortung klar gebündelt ist, 
politische Grundsatzentscheidungen aber transparent und anschlussfähig in den kommunalen 
Gremien verankert bleiben. 

Im Verein „NÖ Kinderbetreuung“ erfolgt die Steuerung über den Vereinsvorstand, in dem alle 
beteiligten Gemeinden durch ihre Bürgermeisterinnen und Bürgermeister vertreten sind. 
Strategische Entscheidungen werden im Rahmen der jährlichen Vereinssitzung getroffen; bei 
Bedarf erfolgen zusätzliche informelle Abstimmungen. Die Gemeinden sind im Verein 
gleichgestellt, bleiben aber für ihren jeweiligen Standort mitverantwortlich. 

In Jagdberg wird besonders auf Gleichrangigkeit, regelmäßige Abstimmung und Solidarität 
zwischen den Gemeinden verwiesen. Die sechs Bürgermeister bilden den Vorstand und verfügen 
über dasselbe Stimmrecht, denn die Größe und Finanzkraft der Gemeinden sollen die 
Entscheidungslogik nicht dominieren. Gleichzeitig wird deutlich, dass funktionierende 
Governance nicht allein auf formalen Stimmrechten beruht, sondern auf dialogischer Praxis, 
wechselseitiger Anerkennung und der Bereitschaft, Konflikte in kooperativen Verfahren 
auszutragen. 
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Im Aschachtal wird Governance stark durch die bewusste Trennung von politischer Ebene und 
operativem Geschäft geprägt. Verbandsversammlung, Verbandsvorstand und Obmann treffen die 
grundlegenden Entscheidungen, während das Tagesgeschäft klar in der Verwaltung und beim 
Bauhofleiter verankert ist. Diese sachorientierte Trennung wird dort ausdrücklich als Erfolgsfaktor 
gewertet. Gleichzeitig basiert das Modell in hohem Maße auf Vertrauen. Dass Geräte ohne 
detaillierte Gegenverrechnung in einen gemeinsamen Pool eingebracht wurden, wird im Interview 
als Ausdruck einer gemeinsamen Zielorientierung interpretiert. Vertrauen erscheint damit nicht 
als bloße Begleiterscheinung, sondern als zentrale informelle Ressource der Governance. 

Im Gemeindeverband Krems zeigt sich kooperative Steuerung vor allem in einer stark 
bedarfsorientierten und pragmatischen Entscheidungslogik. Neue Aufgaben entstehen dort nicht 
primär aus einer übergeordneten Reformarchitektur, sondern aus konkreten Anliege n und 
Problemlagen der Mitgliedsgemeinden. Entscheidungsprozesse beruhen entsprechend auf der 
laufenden Abstimmung darüber, welche Leistungen gemeinsam sinnvoll erbracht werden können 
und welche weiterhin in der Gemeinde verbleiben sollen. Diese Form der Governance ist weniger 
durch symbolisch hervorgehobene Leitfiguren geprägt als durch ein kontinuierliches Aushandeln 
von Zweckmäßigkeit, Zuständigkeit und Umsetzbarkeit. Der Fall zeigt damit, dass kooperative 
Entscheidungsstrukturen auch dann tragfähig sein können, wenn sie vor allem auf langjähriger 
Praxis, institutionalisierter Abstimmung und einer ausgeprägten Problemlösungsorientierung 
beruhen. 

Beim Entstehen der Regio Vorderland - Feldkirch waren auch Fragen der Steuerung und 
Koordination von Kooperationen ein wichtiger Aspekt. Dies deshalb, weil die beteiligten 
Gemeinden schon in vielen Bereichen kooperieren und die Menge an parallelen Kooperationen 
deren Steuerung insgesamt erschwert. Überlegungen hierfür eine neue Struktur – im Sinne einer 
Dachorganisation – zu schaffen wurden zwar angestellt, konnten aber unter den aktuellen 
rechtlichen Rahmenbedingungen noch nicht abgeschlossen werden. Daher orientierte man sich 
vorerst am „Machbaren“ und schuf einen Mehrzweckverband, der in der Folge als 
organisatorische Basis zur Integration weiterer Aufgaben/Leistungen dienen kann. Als 
Besonderheit der Lösung in der Regio Vorderland – Feldkirch ist – neben dem schrittweisen 
Aufbau und der schrittweisen Erweiterung um neue Mitglieder – vor allem darin zu sehen, dass 
der Mehrzweckverband als gemeinsamer „Hilfsapparat“ für die beteiligten Gemeinden 
konstruiert ist und die fachlichen Aufgaben zentral erbracht werden, die politischen 
Entscheidungen aber immer noch bei den Gemeinden verbleiben. 

Das Besondere am Gemeinde-Servicezentrum ist in diesem Kontext einerseits seine prinzipiell 
sozialpartnerschaftlich ausgestaltete Entscheidungsstruktur mit seinem Kuratorium und 
andererseits seine Finanzierung aus den Ertragsanteilen der Gemeinden und ergänzenden, 
projektbezogenen Zuschüssen des Landes. Das Kuratorium des Gemeinde-Servicezentrums 
(GSZ) ist dessen oberstes Entscheidungsgremium. Es setzt sich aus Vertreterinnen und Vertretern 
der Gemeinden, des Kärntner Gemeindebundes, der Gewerkschaft (younion) und des Landes 
Kärnten zusammen. Damit werden aus Sicht des GSZ die unterschiedlichen Interessen 
angemessen berücksichtigt. Gleichzeitig wird durch eine zurückhaltende Rolle des Landes 
Kärnten (im laufenden Betrieb nur beratend und im Kuratorium nicht stimmberechtigt) eine 
tragfähige Machtbalance geschaffen, die die institutionelle Stabilität und die kommunale 
Verankerung gewährleistet. 



 

 
 

 

 

Gemeindekooperationen – gemeinsam handlungsfähig bleiben 69 

3.3.7 Wirkung und Mehrwert für die beteiligten Gemeinden 
Der wesentliche Mehrwert der untersuchten Kooperationen liegt nicht in einem eindimensionalen 
Einsparungseffekt, sondern in einer Bündelung mehrerer Wirkungen. Genannt werden 
insbesondere höhere Professionalität, größere Ausfallsicherheit, bessere Qualität der 
Leistungserbringung, Entlastung der Gemeindeverwaltungen sowie eine verbesserte Fähigkeit, 
Investitionen, Spezialisierungen und rechtssichere Abläufe dauerhaft zu tragen. Kooperation 
erweist sich damit weniger als kurzfristiges Sparinstrument denn als Strukturantwort auf 
wachsende fachliche, personelle und finanzielle Anforderungen.  

Im Gemeindeverband Krems zeigt sich ein breiter Mehrwert. Der Verband trägt zu höherer 
Ausfallsicherheit, größerer personeller Stabilität und einer kontinuierlichen Bearbeitung sensibler 
Aufgabenbereiche wie der Abgabeneinhebung bei. Gerade für kleinere Gemeinden mit 
begrenzten personellen und organisatorischen Ressourcen liegt der Vorteil dabei weniger in 
abstrakten Effizienzgewinnen als in der Möglichkeit, anspruchsvolle Aufgaben langfristig 
verlässlich, qualitätsgesichert und mit geringerer personeller Verwundbarkeit zu organisieren. 

Ähnlich argumentiert das Gemeinde-Servicezentrum. Sein Nutzen wird vor allem in der 
Bereitstellung gebündelter Fachkompetenz, in höherer Rechtssicherheit, in der Entlastung gerade 
kleinerer Gemeinden und in Innovationsimpulsen im Bereich Digitalisierung und IT gesehen. Der 
Mehrwert besteht damit nicht allein in einer Kostenreduktion, sondern in einer strukturellen 
Stärkung der kommunalen Ebene durch zentrale, professionell organisierte Dienstleistungen.  

Im Gemeindeverband Jagdberg liegt der zentrale Mehrwert der Kooperation vor allem in der  
Möglichkeit, Betreuungsangebote auch unter veränderten gesetzlichen und organisatorischen 
Anforderungen verlässlich aufrechtzuerhalten und regional abgestimmt weiterzuentwickeln. Für 
die beteiligten Gemeinden entsteht der Nutzen nicht allein durch eine gemeinsame 
Aufgabenwahrnehmung, sondern insbesondere durch die Entlastung der einzelnen 
Gemeindeverwaltungen, die Bündelung von Personalverantwortung sowie die bessere 
Steuerbarkeit eines Aufgabenfeldes, das für kleine Gemeinden zunehmend schwer allein zu 
bewältigen ist. Hinzu kommt, dass der Verband zur Sicherung von Angebotsqualität und 
Versorgungssicherheit beiträgt, ohne die örtlichen Einrichtungen grundsätzlich in Frage zu stellen. 
Der Mehrwert liegt damit in einer Verbindung aus organisatorischer Stabilisierung, 
professionellerer Steuerung und dem Erhalt gemeindenaher Angebote unter kooperativen 
Rahmenbedingungen. 

Das Beispiel Verein „NÖ Kinderbetreuung“ zeigt, dass der Mehrwert regionaler Kooperationen 
auch in der organisatorischen Entlastung der Gemeinden liegen kann. Personalmanagement, 
Förderabwicklung und Verrechnung werden zentral übernommen, wodurch die einze lnen 
Gemeindeämter weniger operative Aufgaben wahrnehmen müssen. Gleichzeitig erhöht der 
standortübergreifende Personaleinsatz die Ausfallsicherheit und ermöglicht flexiblere 
Betreuungsangebote im ländlichen Raum.  
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In Vorderland zeigt sich als zusätzliche Dimension des Mehrwerts vor allem die stärkere 
Bündelung operativer und datenbezogener Kompetenzen. Genannt werden etwa eine engere 
Baustellenbegleitung, geringere Schadensanfälligkeit, eine verbesserte Datenverfügbarkeit und 
fundiertere Grundlagen für Vergabeentscheidungen. Der Mehrwert der Kooperation liegt damit 
nicht nur in der gemeinsamen Nutzung personeller Ressourcen, sondern auch in der Möglichkeit, 
Informationen, Abläufe und fachliche Entscheidungsgrundlagen  systematischer und 
transparenter zu organisieren. 

Im Aschachtal wiederum steht neben Verlässlichkeit und Dokumentierbarkeit vor allem die 
gemeinsame Investitions- und Leistungsfähigkeit im Vordergrund. Kostenintensive Geräte können 
besser ausgelastet, personelle Ausfälle leichter kompensiert und Leistungen nachvollziehbarer 
erbracht werden. Kooperation erweist sich daher auch hier weniger als Sparprogramm, sondern 
als Voraussetzung dafür, kommunale Infrastruktur und operative Leistungsfähigkeit unter 
veränderten Bedingungen aufrechtzuerhalten. 
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3.3.8 Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 
Die untersuchten Praxisbeispiele zeigen unterschiedliche Formen interkommunaler Kooperation 
hinsichtlich Organisationsform und Aufgabenbereich. Trotz dieser Vielfalt lassen sich 
wiederkehrende Muster erkennen, die für das Gelingen oder Scheitern von Kooperationen 
wesentlich sind. Im folgenden Kapitel werden die Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 
herausgearbeitet, die im Rahmen der Praxisbeispiele sichtbar wurden.  

Erfolgsfaktoren 

Die Erfolgsfaktoren wirken nicht isoliert, sondern im Zusammenspiel. Tragfähige Kooperationen 
entstehen dort, wo ein konkreter Problemdruck auf sorgfältige Vorbereitung, politische 
Rückendeckung, passende Organisationsformen sowie Kommunikation und Vertrauen trifft. 
Nach einer zusammenfassenden Darstellung dieser zentralen Erfolgsfaktoren in der folgenden 
Abbildung werden diese im Anschluss kurz ausgeführt. 

Abbildung 5: Erfolgsfaktoren von Gemeindekooperationen 

 

Quelle: Eigene Darstellung (2026). 
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Tragende Schlüsselpersonen 

Ein wiederkehrender Erfolgsfaktor in den untersuchten Beispielen sind einzelne 
Schlüsselpersonen, die Kooperationsprozesse aktiv vorantreiben. Dabei kann es sich um 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, Amtsleitungen, Geschäftsführungen von Verbänden oder 
engagierte Fachverantwortliche handeln. Ihre Bedeutung liegt weniger in einer formalen Funktion 
allein, als in ihrer Fähigkeit, Problemlagen sichtbar zu machen, Partnergemeinden 
zusammenzuführen, Vorbehalte aufzugreifen und den Prozess über längere Zeit stabil zu halten. 

Schlüsselpersonen übernehmen häufig eine Übersetzungsfunktion zwischen politischer Ebene, 
Verwaltung, Mitarbeitenden und beteiligten Gemeinden. Sie sorgen dafür, dass aus einer 
allgemeinen Kooperationsidee ein konkretes Vorhaben wird. Besonders wichtig ist ihre Rolle in 
frühen Phasen, in denen Ziele, Nutzen, Aufgabenabgrenzungen und organisatorische Optionen 
noch nicht eindeutig feststehen. Ohne solche Personen besteht die Gefahr, dass 
Kooperationspotenziale zwar erkannt, aber nicht in verbindliche Umsetzungsschritte überführt 
werden. 

Gemeinsame Zielvorstellung 

Neben engagierten Personen braucht es eine gemeinsame Zielvorstellung. Kooperationen 
gelingen dort besser, wo die beteiligten Gemeinden nicht nur allgemein „zusammenarbeiten“ 
wollen, sondern ein klares Verständnis davon entwickeln, welches Problem gelöst, welche 
Leistung verbessert oder welche Struktur langfristig abgesichert werden soll. Die Praxisbeispiele 
zeigen, dass Kooperationen besonders tragfähig sind, wenn der Nutzen auf mehreren Ebenen 
besteht – etwa bei der Qualität, der Versorgungssicherheit, der fachlichen Professionalisierung, 
der Entlastung der Verwaltung oder einer besseren Steuerbarkeit. 

Eine gemeinsame Zielvorstellung reduziert spätere Konflikte, weil sie als Bezugspunkt für 
organisatorische, finanzielle und politische Entscheidungen dient. Sie hilft auch dabei, 
differierende Erwartungen offenzulegen. Gerade wenn mehrere Gemeinden unterschiedlicher 
Größen, Ressourcen und Ausgangslagen beteiligt sind, ist eine frühzeitige Verständigung über 
Ziele, Rollen und antizipierte Wirkungen zentral. 

In den Beispielen war eine potenzielle Effizienzsteigerung der Leistungserbringung nicht das 
Hauptmotiv. Zwar können wirtschaftliche Vorteile entstehen, etwa durch gemeinsame 
Investitionen, bessere Auslastung oder geringere Folgekosten. Der zentrale Mehrwert liegt jedoch 
meist breiter: in höherer Ausfallsicherheit, besserer Qualität, rechtssichereren Abläufen, 
stärkerer Spezialisierung, attraktiveren Arbeitsplätzen und stabileren Strukturen.  

Kooperationen sind daher besonders erfolgreich, wenn sie als Professionalisierungsstrategie 
kommuniziert und umgesetzt werden. Sie helfen Gemeinden, Leistungen auch unter schwieriger 
werdenden finanziellen und personellen Rahmenbedingungen aufrechtzuerhalten und 
weiterzuentwickeln. 
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Sorgfältige Vorbereitung 

Die sorgfältige Vorbereitung bildet die Grundlage für politische Entscheidungsfähigkeit. 
Kooperationen benötigen belastbare Informationen zu Aufgabenumfang, Personalbedarf, Kosten, 
Finanzierung, Rechtsform, Haftung, Steuerfragen und Entscheidungsstrukturen. Je klarer diese 
Fragen vorab geklärt werden, desto geringer ist das Risiko, dass Unsicherheiten den Prozess 
blockieren. 

Die Praxisbeispiele zeigen, dass Vorarbeiten wie Aufgabenanalysen, Machbarkeitsüberlegungen, 
Kostenmodelle, Organisationskonzepte oder rechtliche Abklärungen nicht automatisch zur 
Umsetzung führen. Sie schaffen aber Handlungsfähigkeit, sobald ein konkretes  
Gelegenheitsfenster entsteht. Kooperationen entstehen daher häufig aus dem Zusammenspiel 
von vorbereitetem Wissen und einem konkreten Anlass, wie etwa personellen Veränderungen, 
Investitionsentscheidungen, wachsendem Leistungsdruck oder neuen rechtlichen 
Anforderungen. 

Neben rechtlichen und technischen Fragen muss geklärt werden, wie die Kooperation im Alltag 
funktionieren soll. Dazu gehören eine saubere Aufgabenabgrenzung, eine nachvollziehbare 
Kostenlogik, klare Entscheidungswege, Personalfragen, ein Kommunikationskonzept sowie die 
Rollenverteilung zwischen Gemeinden und gemeinsamer Struktur. Besonders wichtig ist, 
frühzeitig festzulegen, welche Aufgaben tatsächlich übertragen werden, welche Verantwortung 
bei den Gemeinden bleibt und wie Schnittstellen im laufenden Betrieb organisiert werden. 

Kooperationen scheitern selten daran, dass keine formale Rechtsform gefunden werden kann. 
Schwieriger ist meist die praktische Übersetzung der Kooperationsidee in arbeitsfähige Abläufe: 
Wer beauftragt wen? Wer entscheidet bei Konflikten? Wie werden Leistungen dokumentiert? Wie 
werden Kosten verteilt? Wer kommuniziert gegenüber Mitarbeitenden, Politik und Bevölkerung? 
Je klarer diese Fragen vor der Umsetzung beantwortet werden, desto geringer ist das Risiko, dass 
die Kooperation nach der Gründung durch Unklarheiten, Doppelzuständigkeiten oder unerfüllte 
Erwartungen belastet wird. 

In mehreren Beispielen bleibt die politische Entscheidungskompetenz bewusst bei den 
Gemeinden, während fachliche oder operative Leistungen regional gebündelt werden. Diese 
Arbeitsteilung kann helfen, Gemeindeautonomie zu erhalten und zugleich professionell e 
Leistungserbringung zu ermöglichen. Voraussetzung ist aber, dass Schnittstellen klar definiert 
sind und keine dauerhafte Unklarheit darüber besteht, wer wofür verantwortlich ist.  
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Politische Rückendeckung 

Ein weiterer zentraler Erfolgsfaktor ist politische Rückendeckung. Kooperationen greifen in 
bestehende Routinen, Zuständigkeiten und Entscheidungsstrukturen ein. Sie können Fragen der 
Autonomie, der Sichtbarkeit kommunaler Leistungen und der Verteilung von Kosten und Nutzen 
berühren. Deshalb braucht es politische Verantwortungsträgerinnen und Verantwortungsträger, 
die den Prozess aktiv unterstützen, Entscheidungen mittragen und die Kooperation gegenüber 
Gemeinderäten, Mitarbeitenden und Bevölkerung erklären. 

Politische Rückendeckung bedeutet dabei nicht nur einen formalen Beschluss am Ende des 
Prozesses. Sie ist bereits in der Vorbereitungsphase erforderlich, um Ressourcen für Planung, 
Beratung und Abstimmung bereitzustellen. Ebenso wichtig ist sie in der Umsetzungsphase, wenn 
erste Reibungen auftreten oder Anpassungen notwendig werden. Fehlt diese Rückendeckung, 
bleiben Kooperationen anfällig für Verzögerungen, parteipolitische Konflikte oder den Rückzug 
einzelner Gemeinden. 

Einbindung von Mitarbeitenden 

Die Einbindung der Mitarbeitenden ist insbesondere dort entscheidend, wo Kooperationen 
unmittelbar in Arbeitsabläufe, Zuständigkeiten, Dienstorte oder Führungsstrukturen eingreifen. 
Mitarbeitende verfügen über praktisches Wissen zur Leistungserbringung und  können frühzeitig 
auf Umsetzungsprobleme hinweisen. Gleichzeitig sind sie selbst von Veränderungen betroffen 
und prägen durch ihre Haltung wesentlich, ob eine Kooperation im Alltag funktioniert.  

Eine frühzeitige und transparente Einbindung kann Unsicherheiten abbauen und die Akzeptanz 
erhöhen. Dabei geht es nicht nur um Information, sondern auch um Beteiligung an der konkreten 
Ausgestaltung. Gerade bei Kooperationen in Bereichen wie dem Bauhof, der Kinderbetreuung, der 
Verwaltung oder den technischen Dienstleistungen entscheidet die operative Umsetzung 
darüber, ob die angestrebten Wirkungen tatsächlich erreicht werden. 

Besonders wichtig sind dabei Fragen wie Arbeitsplatzsicherheit, dienstrechtliche Kontinuität, 
Führungsstrukturen, Arbeitsorte, Teamzusammenführung und Entwicklungsperspektiven. 
Mitarbeitende müssen nachvollziehen können, was sich verändert, was gleich bleibt und welchen 
Nutzen die neue Struktur für die tägliche Arbeit bringt. Kooperationen können nur dann stabil 
werden, wenn die Mitarbeitenden nicht den Eindruck gewinnen, bloß organisatorisch verschoben 
zu werden. 

Je nach Aufgabenfeld gilt dies auch für weitere betroffene Gruppen. In der Kinderbetreuung 
betrifft es Eltern, Kinderbetreuungs-Leitungen und pädagogisches Personal. In 
Verwaltungskooperationen betrifft es Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, Amtsleitungen und 
Fachabteilungen. Kommunikation muss daher zielgruppenspezifisch erfolgen und darf nicht als 
einmaliger Informationsakt verstanden werden. 
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Vertrauen zwischen den beteiligten Gemeinden 

Vertrauen bildet die verbindende Grundlage aller genannten Erfolgsfaktoren. Kooperationen 
setzen voraus, dass Gemeinden bereit sind, Aufgaben, Ressourcen oder Entscheidungen 
gemeinsam zu organisieren. Dies gelingt nur, wenn die beteiligten Gemeinden darauf  vertrauen 
können, dass Vereinbarungen eingehalten, Kosten fair verteilt, Informationen transparent geteilt 
und Interessen ernst genommen werden. 

Vertrauen entsteht nicht automatisch durch Verträge oder Organisationsformen. Es entwickelt 
sich durch nachvollziehbare Kommunikation, faire Entscheidungsprozesse und verlässliches 
Verhalten über längere Zeit. Besonders wichtig ist Vertrauen dort, wo Gemeinden unterschiedlich 
groß sind oder unterschiedliche Beiträge in die Kooperation einbringen. In solchen 
Konstellationen muss vermieden werden, dass kleinere Gemeinden Dominanz befürchten oder 
größere Gemeinden eine unverhältnismäßige Lastenübernahme wahrnehmen. 

Auch zeigen die Interviews, dass eine gemeinsame Identität nicht automatisch entsteht. 
Mitarbeitende, Eltern oder Bevölkerung bleiben häufig stark mit der eigenen Gemeinde, 
Einrichtung oder Organisation verbunden. Kooperationen erfordern daher nicht nur die Schaffung 
neuer Strukturen, sondern auch die Entwicklung eines gemeinsamen Verständnisses dafür, 
welchen Nutzen die Kooperation für die lokale Ebene und die Region insgesamt hat. Gerade weil 
Kooperationen Zuständigkeiten verändern und häufig Sorgen vor Autonomieverlust, 
Kontrollverlust oder Identitätsverlust auslösen, muss der Nutzen der gemeinsamen Lösung 
wiederholt und zielgruppengerecht erklärt werden.  
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Hemmnisse 

Auch die Hemmnisse interkommunaler Kooperationen zeigen sich auf mehreren Ebenen. Neben 
rechtlichen und steuerlichen Unsicherheiten zählen dazu insbesondere politische Vorbehalte, 
Autonomieängste, Abstimmungsaufwand, Personalengpässe sowie die schwierige 
Sichtbarmachung von Nutzen und Entlastung. Die folgende Abbildung fasst die zentralen 
Hemmnisse zusammen, die sich aus den untersuchten Praxisbeispielen ableiten lassen. Im 
späteren Verlauf werden diese näher ausgeführt.  

Abbildung 6: Hemmnisse von Gemeindekooperationen 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 

Rechtliche Unsicherheiten 

Ein sehr häufig genanntes Hemmnis sind unklare rechtliche oder steuerrechtliche 
Rahmenbedingungen. Die Wahl der Rechtsform ist keine bloße Formalfrage. Sie beeinflusst die 
steuerliche Behandlung, die Handlungssicherheit im Vollzug, die Anschlussfähigkeit an 
bestehende Gemeindestrukturen sowie die politische Akzeptanz des Modells.  

Vor allem umsatzsteuerrechtliche Fragen können Kooperationsprozesse erheblich erschweren. 
Wenn unklar bleibt, ob Leistungen zwischen Gemeinden oder gegenüber einer gemeinsamen 
Struktur steuerpflichtig werden, entstehen erhebliche Unsicherheiten. Selbst wenn für ein 
konkretes Modell eine positive Einschätzung vorliegt, bleibt vielfach die Sorge bestehen, dass 
spätere Auslegungen oder andere Beurteilungen zu einer Neubewertung der Steuerpflicht führen 
könnten. 
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Hinzu kommen widersprüchliche Rechtslogiken zwischen Bundes- und Landesrecht, 
Auslegungsspielräume im Gemeinderecht, unterschiedliche Einschätzungen der 
Genehmigungsfähigkeit seitens der Behörden sowie ein erheblicher Zeitverlust durch zusätzliche 
Gutachten und juristische Absicherungen. Auch gewerberechtliche Fragestellungen können 
Kooperationen behindern. 

Rechtsunsicherheit wirkt damit mehrfach hemmend. Sie verlängert Vorbereitungszeiten, erhöht 
Beratungskosten, erschwert politische Kommunikation und stärkt skeptische Positionen. Wer ein 
Kooperationsprojekt politisch vertreten muss, braucht belastbare Aussagen zu Kosten, Haftung, 
Steuerfolgen und Genehmigungsfähigkeit. 

Sorge vor Kontrollverlust und Abhängigkeiten 

Ein zweites wesentliches Hemmnis betrifft die Sorge vor Autonomieverlust. Kooperation bedeutet 
immer, bestimmte Aufgaben nicht mehr ausschließlich innerhalb der eigenen Gemeinde zu 
steuern. Selbst wenn politische Entscheidungen formal bei den Gemeinden verbleiben, 
entstehen neue Abhängigkeiten und Abstimmungsbedarfe. Das kann als Verlust von Einfluss, 
Nähe oder Identität wahrgenommen werden. 

Diese Sorge ist besonders ausgeprägt, wenn zentrale Leistungsbereiche betroffen sind, etwa 
Kinderbetreuung, Bauhofleistungen oder grundlegende Verwaltungsfunktionen. In solchen 
Bereichen geht es nicht nur um Effizienz, sondern auch um die Sichtbarkeit kommunaler 
Handlungsfähigkeit. Kooperationen müssen daher deutlich machen, dass sie lokale 
Verantwortung nicht abschaffen, sondern unter veränderten Bedingungen absichern.  

Hinzu kommt, dass neue Kooperationsmodelle häufig zunächst erklärt und eingeordnet werden 
müssen. Begriffe wie regionales Bauamt, Mehrzweckverband oder gemeinsame 
Serviceorganisation sind in der kommunalen Praxis nicht immer selbsterklärend. Werden sie auf  
bekannte Aufgabenbilder reduziert oder als Vorstufe zu weitergehenden Strukturreformen 
interpretiert, können Missverständnisse und Widerstände entstehen. Besonders wirksam ist 
dabei die Sorge, Kooperation könne ein erster Schritt in Richtung Fusion sein. 

Die Erweiterung der bisher rein lokalen Steuerungslogik auf ein regionales Denken stellt daher 
eine weitere Hürde dar, die häufig nur in einem längeren Prozess überwunden werden kann. Es 
bestehen reale politische und emotionale Bindungen an Orte, Einrichtungen und gewachsene 
Verantwortungsstrukturen, die nicht ausgeblendet, sondern aktiv weiterentwickelt werden 
müssen. Erfolgreiche Kooperationen brauchen deshalb nicht nur formale Beschlüsse, sondern 
auch eine nachvollziehbare Erzählung, warum regionale Zusammenarbeit lokale Verantwortung 
stärkt und nicht ersetzt. 

Eine besondere Herausforderung liegt zudem darin, Aufgaben sowie Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartner tatsächlich auf die gemeinsame Struktur zu verlagern. Kooperation ist erst dann 
wirksam, wenn Gemeinden nicht nur formal Zuständigkeiten übertragen, sondern im Alltag auch 
neue Rollen akzeptieren: Anfragen laufen dann über den Verband, operative Entscheidungen 
werden dort vorbereitet oder getroffen, und bisherige Routinen verändern sich. Gerade dieses 
Loslassen bisheriger Zuständigkeiten kann anspruchsvoll sein. 
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Projektaufwand in der Anfangsphase 

Gerade in der Anfangsphase ist mit einem hohen Projektaufwand zu rechnen. Der Aufbau einer 
Kooperation erfordert umfassende Vorarbeiten. Aufgaben müssen analysiert, Leistungen 
abgegrenzt, Kostenmodelle entwickelt, Rechtsfragen geklärt, Entscheidungsstrukturen 
entworfen und politische Beschlüsse vorbereitet werden. Hinzu kommen Abstimmungen 
zwischen Verwaltung, Politik, Mitarbeitenden und gegebenenfalls externen Beraterinnen und 
Beratern. In dieser frühen Phase ist der Nutzen einer Kooperation oft noch nicht unmittelbar 
sichtbar, während der Aufwand bereits konkret anfällt. Sitzungen, Analysen, Abstimmungen und 
Entscheidungsprozesse binden personelle und zeitliche Ressourcen.  

Auch müssen unterschiedliche IT-Systeme, Datenstände, Arbeitsweisen und 
Verwaltungsroutinen zusammengeführt werden. Kooperation setzt häufig voraus, dass Prozesse 
harmonisiert, Daten vergleichbar gemacht und Standards vereinheitlicht werden. Dies kann in der 
Praxis aufwendig sein. Gerade in Bereichen wie Bauamt, Buchhaltung, Gebühren, 
Personalverrechnung oder Datenmanagement zeigt sich, dass Kooperation nicht nur 
organisatorische, sondern auch technische und prozessuale Voraussetzungen braucht. Es 
braucht eine gemeinsame Datenbasis und kompatible Abläufe.  

Vor dem Hintergrund der aktuell sehr angespannten finanziellen Situation der Gemeinden stellen 
daher Anschubfinanzierungen ein wesentliches Instrument dar. Gerade eine finanzielle 
Unterstützung in der Vorbereitungs- und Konzeptionsphase kann die Einstiegshürden reduzieren, 
indem auch Planungs- und Beratungskosten übernommen werden. 

Zusatzaufwand im laufenden Betrieb  

Auch nach der Gründung einer Kooperation entsteht ein Zusatzaufwand im laufenden Betrieb. 
Abstimmungen, Gremien, Kostenverteilung, Leistungsdefinition, gemeinsame Standards, 
Berichtspflichten und Schnittstellenmanagement müssen organisiert werden. Mit einer 
wachsenden Zahl an Beteiligten steigen auch die Informations-, Abstimmungs- und 
Kontrollkosten. 

Entscheidend ist daher, bereits bei der Konzeption der Kooperation festzulegen, wie 
Geschäftsführung, Administration, Controlling, Berichtswesen und Kommunikation organisiert 
werden. Eine Kooperation kann nur dann dauerhaft funktionieren, wenn sie nicht ausschließlich 
auf dem persönlichem Engagement einzelner Beteiligter beruht, sondern über stabile operative 
Strukturen verfügt. 

Politisch anspruchsvoll ist zudem, dass Kooperationen bestehende Unterausstattungen sichtbar 
machen können. Wenn Gemeinden bestimmte Aufgaben bisher mit sehr knappen Ressourcen, 
informellen Lösungen oder nicht vollständig professionellen Routinen erfüllt haben, führt die 
gemeinsame Neuorganisation nicht zwingend zu sofort sichtbaren Einsparungen. Vielmehr 
werden zunächst jene Kosten sichtbar, die für eine qualitätsvolle, rechtssichere und 
ausfallsichere Aufgabenerfüllung tatsächlich erforderlich sind. Kooperation kann dadurch 
kurzfristig als Verteuerung erscheinen, obwohl sie sachlich auf eine realistischere und stabilere 
Aufgabenwahrnehmung abzielt. 
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Unzureichende Unterstützung durch Länder und Bund  

Gemeinden benötigen bei der Entwicklung von Kooperationen häufig Unterstützung, die sie aus 
eigenen Ressourcen nur begrenzt leisten können. Gerade die Länder könnten in diesem 
Zusammenhang eine unterstützende Rolle einnehmen. In der Praxis zeigt sich jedoch, dass hier 
vielfach noch Luft nach oben besteht. Gemeinden brauchen nicht nur rechtliche Genehmigungen 
oder finanzielle Förderungen, sondern eine aktive fachliche Begleitung. Dazu zählen 
Mustervereinbarungen, Leitfäden, steuerliche und rechtliche Klarstellungen, Beratungsangebote, 
eine Prozessbegleitung sowie Fördermöglichkeiten für die Vorbereitungs - und Umsetzungsphase. 

Auch der Bund ist gefordert, insbesondere dort, wo bundesrechtliche Rahmenbedingungen – 
etwa im Steuerrecht – Kooperationen erschweren. Ohne klare, kooperationsfreundliche 
Rahmenbedingungen bleiben viele Potenziale ungenutzt. 
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4 Zentrale Ergebnisse und Handlungsempfehlungen 
Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse der Studie zusammengefasst und um 
Empfehlungen ergänzt. Die Empfehlungen lassen sich dabei auf zwei Ebenen verorten: Einerseits 
richten sie sich an jene Akteurinnen und Akteure, die einen Kooperationsprozess initiieren oder 
umsetzen möchten. Anderseits betreffen sie die gesamtstaatliche Ebene und damit die Frage, wie 
das Umfeld und die Rahmenbedingungen für interkommunale Kooperationen förderlich gestaltet 
werden können. 

4.1 Zentrale Ergebnisse 
Die vorliegende Studie gibt einen Überblick über die Formen, Rahmenbedingungen und 
Umsetzungserfahrungen interkommunaler Zusammenarbeit in Österreich. Im Mittelpunkt stehen 
die Fragen, welche Kooperationsmodelle Gemeinden zur Verfügung stehen, welche 
Erfolgsfaktoren und Hemmnisse sich in der Praxis zeigen und welche 
Weiterentwicklungsmöglichkeiten bestehen, um kommunale Leistungen auch unter schwieriger 
werdenden finanziellen, personellen und organisatorischen Rahmenbedingungen nachhaltig 
abzusichern. 

Verschiedene Formen der kommunalen Zusammenarbeit 

Grundsätzlich stehen in Österreich unterschiedliche Formen der kommunalen Zusammenarbeit 
zur Verfügung, die je nach Aufgabenfeld und Zweck gewählt werden können. Zentral sind dabei 
interkommunale Kooperationen im engeren Sinn, also Kooperationen zwischen Gemeinden, die 
keinen grundsätzlichen Eingriff in die Gemeindestruktur bedeuten, sondern die bestehenden 
Strukturen vielmehr ergänzen. Die Kooperationen reichen von informellen Abstimmungen und 
vertraglichen Vereinbarungen bis hin zu stärker institutionalisierter Zusammenarbeit – wie 
gemeinsamen Organisationen (z. B. Vereine, GmbHs), Verwaltungsgemeinschaften und dem 
Gemeindeverband. Als besonders häufig genutzte Kooperationsform bündelt der 
Gemeindeverband – zunehmend in der weiterentwickelten Ausprägung als Mehrzweckverband – 
mehrere Aufgabenfelder in einer gemeinsamen Struktur.  

Interkommunale Kooperation muss jedoch nicht nur auf rein kommunaler Ebene stattfinden, 
sondern kann durch Koordinations- und Unterstützungsstrukturen durch die Länder unterstützt 
werden. Regionale Planungen, Regionalpools oder landesweite Serviceeinheiten bieten hier 
Potenzial für Effizienzsteigerungen.  

Darüber hinaus bestehen jedoch noch weitere Ansätze der Zusammenarbeit, die in die 
Gemeindestruktur eingreifen. Der weitestgehende Schritt ist in diesem Kontext die 
Gemeindefusion, in dem sich mehrere Gemeinden zu einer neuen Gemeinde 
zusammenschließen. Dem stehen jedoch Gegenargumente, wie die Sorge vor geringerer 
Bürgernähe oder dem Verlust lokaler Identität gegenüber. An dieser Stelle wäre die 
Regionsgemeinde ein interessantes Modell, für das jedoch noch die entsprechenden rechtlichen 
Grundlagen zu schaffen wären. Mehrere Ortsgemeinden würden sich hier zu einer 
Regionsgemeinde zusammenschließen und überörtliche Aufgaben an die Regionsgemeinde 
übertragen. Lokale Aufgaben mit hohem Identitätsbezug, darunter etwa die Ortsplatzgestaltung 
oder die Vereinsförderung, würden bei der Ortsgemeinde bleiben. 
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Abbildung 7: Zentrale Rechts- und Organisationsformen kommunaler Zusammenarbeit 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 

Die Organisationsformen unterscheiden sich dabei hinsichtlich Verbindlichkeit, Steuerbarkeit, 
Gründungs- und Verwaltungsaufwand sowie rechtlicher Absicherung. Niederschwellige Formen 
wie informelle Abstimmungen oder vertragliche Vereinbarungen bieten hohe Flexibilität und sind 
meist einfacher umsetzbar. Komplexere oder größere Aufgabenübertragungen benötigen 
hingegen stärker institutionalisierte Formen wie Verwaltungsgemeinschaften, 
Gemeindeverbände oder gemeinsame Rechtsträger. Neben dem Errichtungsaufwand ist bei 
Kooperationen auch auf einen nicht unwesentlichen laufenden Aufwand hinzuweisen, etwa für 
Gremien, Entscheidungsprozesse oder Koordination. Auch bestehen nicht unwesentliche 
Unsicherheiten in Bezug auf die Umsatzsteuerpflicht oder andere rechtliche Themen (etwa 
Gewerberecht). 

Demgegenüber bedeuten Fusionen oder die Bildung einer Regionsgemeinde einen wesentlich 
größeren Schritt. Vorteile sind klare Steuerungsstrukturen, eine demokratiepolitisch eindeutigere 
Verantwortlichkeit sowie insgesamt effizientere Strukturen durch stärkere Bündelung. 
Gleichzeitig greifen diese Modelle stärker in bestehende Gemeindestrukturen ein und berühren 
vor allem Fragen lokaler Identität. 

Zentrale Umsetzungsaspekte anhand von Fallbeispielen 

Im Rahmen der Studie wurden insgesamt sieben Kooperationsprojekte mit unterschiedlichen 
Aufgabenfeldern und Organisationsformen näher untersucht und zentrale Eckpunkte 
herausgearbeitet. 

Die untersuchten Fallbeispiele zeigen, dass Gemeindekooperationen in der Praxis vor allem aus 
qualitativen und organisatorischen Gründen entstehen. Im Vordergrund steht meist nicht die 
kurzfristige Erzielung von Einsparungen, sondern die Sicherung und Verb esserung der 
Leistungserbringung. Kooperationen werden insbesondere dann relevant, wenn einzelne 
Gemeinden Aufgaben aufgrund steigender fachlicher Anforderungen, knapper 
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Personalressourcen oder zunehmender Komplexität allein nur noch schwer in der gewünschten 
Qualität erfüllen können. 

Die Fallbeispiele verdeutlichen weiters, dass Kooperationen je nach Aufgabenfeld sehr 
unterschiedliche Anforderungen stellen. Während manche Kooperationen vor allem auf die 
gemeinsame Nutzung von Infrastruktur oder Personal abzielen, betreffen andere stärker die 
organisatorische Bündelung von Verwaltungsleistungen oder die gemeinsame Wahrnehmung 
fachlich anspruchsvoller Aufgaben. Entsprechend unterschiedlich sind auch 
Finanzierungsmodelle, Entscheidungsstrukturen und der Grad der institutionellen 
Verbindlichkeit. 

Auffällig ist zudem, dass Kooperationen häufig schrittweise entstehen. Vielfach gehen informelle 
Abstimmungen, gemeinsame Projekte oder bereits bestehende regionale Beziehungen einer 
stärker formalisierten Zusammenarbeit voraus. Kooperationen entwickeln sich damit oft aus 
praktischen Erfahrungen heraus und werden erst dann stärker institutionalisiert, wenn Aufgaben 
dauerhaft, verbindlicher oder mit größerem Ressourceneinsatz gemeinsam wahrgenommen 
werden sollen. 

Die Beispiele zeigen auch, dass die politische Verantwortung häufig bei den beteiligten 
Gemeinden bleibt, während fachliche oder operative Leistungen gemeinsam organisiert werden. 
Diese Arbeitsteilung ermöglicht es, lokale Steuerung und regionale Professionalisierung 
miteinander zu verbinden. Entscheidend ist dabei, dass Aufgaben, Zuständigkeiten und 
Schnittstellen nachvollziehbar geregelt sind. 

Insgesamt machen die Fallbeispiele deutlich, dass Gemeindekooperationen vor allem als 
Instrument zur Stabilisierung und Weiterentwicklung kommunaler Leistungsfähigkeit zu 
verstehen sind. Sie schaffen nicht automatisch geringere Kosten, können aber dazu beitragen. 

Erfolgsfaktoren und Hemmnisse 

Für das Gelingen oder Misslingen von Gemeindekooperationen können mehrere Faktoren 
verantwortlich sein. Im Rahmen der Studie wurden dabei zentrale Erfolgsfaktoren und 
Hemmnisse herausgearbeitet, die wesentlich auf den Fallbeispielen basieren. 

Als zentraler Erfolgsfaktor erweisen sich tragende Schlüsselpersonen, die Kooperationsprozesse 
aktiv vorantreiben. Diese Personen machen Problemlagen sichtbar, bringen beteiligte Gemeinden 
zusammen und halten den Prozess auch dann aufrecht, wenn Abstimmungen schwierig werden 
oder Unsicherheiten auftreten. Ebenso zentral ist eine gemeinsame Zielvorstellung. 
Kooperationen gelingen leichter, wenn die beteiligten Gemeinden ein gemeinsames Verständnis 
davon entwickeln, welches Problem gelöst, welche Leistung verbessert oder welche Struktur  
langfristig abgesichert werden soll. Der Nutzen sollte dabei nicht ausschließlich über mögliche 
Kosteneinsparungen begründet werden. In den Fallbeispielen standen vielmehr Qualität, 
Versorgungssicherheit, Ausfallsicherheit, fachliche Professionalisierung und Entlastung der 
Gemeinden im Vordergrund. 

Eine weitere wesentliche Voraussetzung ist die sorgfältige Vorbereitung. Kooperationen 
benötigen belastbare Entscheidungsgrundlagen zu Aufgaben, Leistungen, Personal, Kosten, 
Finanzierung, Rechtsform, Haftung, Steuerfragen und Entscheidungsstrukturen. Je klarer diese 
Fragen vorab geklärt werden, desto geringer ist das Risiko späterer Konflikte. Ebenso braucht es 
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politische Rückendeckung, da Kooperationen in bestehende Zuständigkeiten, Routinen und 
Entscheidungsstrukturen eingreifen. Politische Verantwortungsträgerinnen und 
Verantwortungsträger müssen den Prozess nicht nur formal beschließen, sondern aktiv mittragen. 
Besonders wichtig ist außerdem die Einbindung der Mitarbeitenden, da diese von 
organisatorischen Veränderungen unmittelbar betroffen sind und über wesentliches praktisches 
Wissen zur Leistungserbringung verfügen. Schließlich bildet Vertrauen zwischen de n beteiligten 
Gemeinden die Grundlage dafür, dass Aufgaben, Ressourcen und Entscheidungen gemeinsam 
organisiert werden können. 

Diesen Erfolgsfaktoren stehen mehrere Hemmnisse gegenüber. Das am häufigsten genannte 
Hindernis sind rechtliche Unsicherheiten, etwa zur geeigneten Rechtsform, insbesondere in 
Bezug auf die Umsatzsteuer, aber auch betreffend anderer rechtlicher Aspekte (wie das 
Gewerberecht). Unsichere Rahmenbedingungen erhöhen den Vorbereitungsaufwand oder 
verhindern Kooperationen gänzlich. Ein weiteres Hemmnis ist die Sorge vor Kontrollverlust und 
neuen Abhängigkeiten. Gemeinden befürchten mitunter, Aufgaben nicht mehr ausreichend selbst 
steuern zu können oder in gemeinsamen Strukturen von anderen Gemeinden abhängig zu 
werden. 

Hinzu kommt der hohe Projektaufwand in der Anfangsphase: Analysen, Abstimmungen, 
Kostenmodelle, rechtliche Klärungen und politische Entscheidungsprozesse binden personelle 
und zeitliche Ressourcen, während der Nutzen der Kooperation oft erst später sichtbar wird. Auch 
im laufenden Betrieb entsteht zusätzlicher Aufwand, etwa durch Gremien, Koordination, 
Abrechnung, Controlling und Kommunikation zwischen den beteiligten Gemeinden. Dieser 
Aufwand muss realistisch eingeplant und den potenziellen Einspareffekten gegenübergestellt 
werden. 

Schließlich zeigt sich, dass Gemeinden bei der Entwicklung komplexerer Kooperationsmodelle 
häufig stärkere Unterstützung benötigen würden. Länder und Bund könnten hier eine wesentlich 
aktivere Rolle übernehmen. 

Gesondert ist noch auf den Bereich Gemeindefusionen hinzuweisen. Auf eine stärkere 
Auseinandersetzung mit dem Thema Gemeindefusionen verweist auch der Oberösterreichische 
Landesrechnungshof (2025). Er hält fest, dass die Rahmenbedingungen im Fördersystem in 
Oberösterreich Kooperationen deutlich attraktiver machen als Fusionen. Der Rechnungshof 
empfiehlt, dass das Land den Gemeinden den Nutzen viel konkreter nahebringt und 
Fördermaßnahmen stärker Richtung Gemeindefusionen setzen sollte. 
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4.2 Empfehlungen für Gemeinden zum guten Gelingen von 
Zusammenarbeit 

Wenn mehrere Gemeinden die Errichtung einer Kooperation anstreben, sollte der Prozess von 
Beginn an als längerfristiges und anspruchsvolles Veränderungsvorhaben verstanden werden. 
Dafür braucht es klare Strukturen, ein systematisches Vorgehen und Personen, die das Vorhaben 
aktiv tragen. Besonders wichtig sind Schlüsselpersonen, die die Kooperation vorantreiben, 
zwischen den beteiligten Gemeinden vermitteln und das Vorhaben auch bei Widerständen 
kontinuierlich vertreten. 

Ebenso entscheidend ist eine klare und sichtbare politische Unterstützung durch die Führung 
aller beteiligten Gemeinden. Eine bloß passive Duldung reicht in der Regel nicht aus. 
Kooperationen greifen in bestehende Zuständigkeiten, Routinen und Entscheidungsstrukturen ein 
und benötigen daher politische Rückendeckung über den gesamten Prozess hinweg – von der 
Vorbereitung über die Beschlussfassung bis zur Umsetzung. Fehlt diese Unterstützung, können 
Widerstände verstärkt und ablehnende Positionen innerhalb der Gemeinden bestärkt werden. 

Bereits in der Vorbereitungsphase sollten die zentralen Grundlagen der Kooperation möglichst 
konkret geklärt werden. Dazu zählen insbesondere Aufgabenabgrenzung, Leistungsumfang, 
Kostenverteilung, Rechtsform, Entscheidungswege, Personalfragen und Schnittstellen im 
laufenden Betrieb. Ebenso wichtig ist die frühzeitige Einbindung der Mitarbeitenden, da sie über 
wesentliches Praxiswissen verfügen und die Kooperation im Alltag mittragen müssen. 
Kooperationen sollten daher nicht nur bis zur formalen Gründung geplant werden, sondern von 
Anfang an auf den späteren Betrieb ausgelegt werden – einschließlich Koordination, 
Kommunikation, Abrechnung und laufender Steuerung.  

Kooperationen sollten zudem nicht als kurzfristiges Sparinstrument kommuniziert werden. 
Kostenvorteile können sich im Verlauf ergeben, sie sind jedoch nicht zwingend der zentrale oder 
verlässlichste Nutzen. Tragfähiger ist es, Kooperationen als Beitrag zur Sicherung und 
Weiterentwicklung kommunaler Leistungsfähigkeit zu verstehen. Im Vordergrund sollten daher 
die Absicherung personeller und organisatorischer Ressourcen, die Qualität der 
Leistungserbringung, höhere Ausfallsicherheit sowie fachliche und rechtliche 
Professionalisierung stehen. 

Für den Erfolg ist außerdem ein Denken in gemeinsamen Handlungsräumen erforderlich. Die 
beteiligten Gemeinden sollten das Kooperationsgebiet nicht bloß als Summe einzelner 
Gemeindeinteressen verstehen, sondern als gemeinsamen Raum, in dem Aufgaben besser 
abgestimmt und Ressourcen wirksamer eingesetzt werden können. Wo gemeindebezogene 
Partikularinteressen dominieren, steigt das Risiko, dass Kooperationsvorhaben an inneren 
Spannungen scheitern oder deutlich an Wirksamkeit verlieren. 

Gleichzeitig sollten mögliche Veränderungen von Einflussbereichen, Zuständigkeiten und 
Ressourcenzugriffen frühzeitig offen angesprochen und sensibel begleitet werden. 
Kooperationen können für einzelne Akteurinnen und Akteure mit wahrgenommenen Verlusten an 
Gestaltungsmöglichkeiten verbunden sein. Diese Dynamiken sollten nicht ausgeblendet, 
sondern durch transparente Kommunikation, nachvollziehbare Entscheidungsstrukturen und 
faire Beteiligung bearbeitet werden. 
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Insgesamt sollten Gemeinden Kooperationen als strategisches Instrument zur Stärkung ihrer 
Handlungsfähigkeit nutzen. Richtig vorbereitet und politisch getragen, können sie dazu beitragen, 
Leistungen stabiler, professioneller und in höherer Qualität zu erbringen. Ihr Nutzen liegt damit 
nicht nur in möglichen finanziellen Effekten, sondern vor allem in einer verbesserten 
Aufgabenerfüllung und einer stärkeren gemeinsamen Zukunftsfähigkeit.  

Abbildung 8: Empfehlungen für Gemeinden im Umsetzungsprozess 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 
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4.3 Empfehlungen für Bund und Länder zur Stärkung von 
Gemeindekooperationen 

Die Analyse zeigt, dass die begrenzte Verbreitung tragfähiger Gemeindekooperationen auf 
mehrere Gründe zurückzuführen ist. Insbesondere von Bedeutung sind rechtliche und finanzielle 
Rahmenbedingungen, die Kooperationen erschweren oder ihre Attraktivität mindern. Vor allem 
rechtliche Fragen – allen voran die Umsatzsteuer – fehlende Unterstützungsstrukturen durch 
Länder und nicht ausreichend zielgerichtete Förderinstrumente wirken hemmend. Soll 
interkommunale Zusammenarbeit stärker zu einem Standardinstrument kommunaler 
Aufgabenerfüllung werden, braucht es eine gemeinsam mit Bund und Ländern getragene 
Weiterentwicklung, basierend auf einem klaren Zielbild für leistungsfähige regionale 
Handlungsräume. 

4.3.1 Zielbild: Leistungsfähige regionale Handlungsräume entwickeln 
Kooperationen stärker regional und in steuerungsrelevanten Räumen denken  

Interkommunale Kooperationen sollten künftig stärker entlang funktionaler Räume entwickelt 
werden. Viele kommunale Aufgaben – etwa Raumplanung, Standortentwicklung, 
Kinderbetreuung, technische Infrastruktur, Verwaltung, Mobilität oder Daseinsvorsorge – 
überschreiten einzelne Gemeindegrenzen. Kooperationen sollten daher nicht primär als 
punktuelle bilaterale Lösungen entstehen, sondern als Bausteine leistungsfähiger regionaler 
Handlungsräume mit ausreichender Größe, professioneller Organisation und klarer politischer 
Steuerung. 

Im Zentrum steht dabei nicht die größtmögliche räumliche Ausdehnung, sondern ein funktional 
passender Zuschnitt. Entscheidend ist, dass der Kooperationsraum groß genug ist, um 
Fachkompetenzen zu bündeln, Infrastruktur besser auszulasten, Skaleneffekte zu ermöglichen 
und regionale Entwicklungsfragen strategisch zu steuern. Gleichzeitig muss er überschaubar 
genug bleiben, um demokratische Rückbindung, politische Verantwortung und praktische 
Umsetzbarkeit zu gewährleisten. 

Mehrzweckverbände als tragfähige Standardlösung für mehrere Aufgaben unter einem Dach 
etablieren 

Ein zweiter Zielbereich liegt in der Weiterentwicklung der bestehenden Kooperationslandschaft. 
Derzeit bestehen oft mehrere – jeweils nur einen Zweck verfolgende – Einzelkooperationen sowie 
Gemeindeverbände parallel nebeneinander. Diese Strukturen sind oft historisch gewachsen, 
räumlich nicht deckungsgleich und für Gemeinden mit zusätzlichem Koordinations-, Gremien- 
und Personalaufwand verbunden.  

Mehrzweckverbände können hier eine tragfähige Standardlösung darstellen. Sie ermöglichen es, 
mehrere dauerhaft gemeinsam zu erfüllende Aufgaben unter einem organisatorischen Dach zu 
bündeln. Dadurch können Verwaltung, Infrastruktur, Fachkompetenz, Finanzierung und 
Steuerung stärker zusammengeführt werden. Ziel sollte daher sein, nicht für jede Aufgabe eine 
eigene Kooperationsstruktur aufzubauen, sondern regionale Mehrzweckstrukturen dort zu 
nutzen, wo mehrere Aufgaben dauerhaft gemeinsam wahrgenommen werden können. 
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Damit verbunden ist auch eine Bereinigung und Vereinfachung der bestehenden 
Kooperationslandschaft. Mehrzweckverbände sollten nicht als zusätzliche Ebene neben 
zahlreichen bestehenden Kooperationen entstehen, sondern diese perspektivisch bündeln, 
ordnen und steuerbarer machen. Hier bedarf es allerdings der Bereinigung einiger rechtlich 
einschränkender Rahmenbedingungen. 

Freiwillige Gemeindefusionen und Regionsgemeinden als alternative Strukturmodelle 
verankern  

Ein dritter Zielbereich betrifft die grundsätzliche Weiterentwicklung der Gemeindestruktur. 
Kooperationen können vieles leisten, sie ersetzen aber nicht in jedem Fall eine weitergehende 
strukturelle Neuordnung. Wenn ohnehin bereits ein hoher Kooperationsgrad zwischen 
Gemeinden besteht, sollten auch freiwillige Gemeindefusionen und Regionsgemeinden als 
Alternativen gewählt werden können.  

Gemeindefusionen bieten den Vorteil einer klaren institutionellen Zusammenführung. Sie 
schaffen eindeutige Zuständigkeiten, ein gemeinsames Budget, einheitliche politische 
Verantwortung und eine integrierte Verwaltung. Demgegenüber kann der Verlust lokaler 
Eigenständigkeit politisch und identitätsbezogen herausfordernd sein.  

Die Regionsgemeinde bietet einen möglichen dritten Weg zwischen Kooperation und Fusion. Sie 
zielt darauf ab, überörtliche und strategische Aufgaben auf regionaler Ebene zu bündeln, während 
Ortsgemeinden mit lokaler Identität, politischer Mitsprache und ortsnahen Aufgaben erhalten 
bleiben. Damit verbindet sie größere Handlungsräume und effizientere Verwaltungsstrukturen mit 
Bürgernähe und lokaler demokratischer Verankerung. 

Gemeindefusionen und Regionsgemeinden sollten daher nicht als Gegensatz zur Kooperation 
verstanden werden, sondern als alternative Optionen. So sollen Gemeinden die Möglichkeit 
haben, jene Kooperationsform zu wählen, die am passendsten erscheint, um langfristig die 
kommunale Daseinsvorsorge abzusichern. 

Abbildung 9: Zielbild für leistungsfähige regionale Handlungsräume der kommunalen 
Leistungserbringung 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026). 
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4.3.2 Vom Zielbild zur Umsetzung: rechtliche, organisatorische und 
finanzielle Voraussetzungen 

Damit stärkeres regionales Denken, Mehrzweckverbände sowie freiwillige Fusionen oder 
Regionsgemeinden tatsächlich zur Sicherung der kommunalen Daseinsvorsorge beitragen 
können, braucht es geeignete rechtliche, organisatorische und finanzielle Voraussetzungen. Die 
folgenden Empfehlungen konkretisieren, welche Rahmenbedingungen Bund und Länder schaffen 
sollten, um den Übergang vom Zielbild zur praktischen Umsetzung zu ermöglichen. 

Rechtliche Rahmenbedingungen weiterentwickeln 

Ein zentraler Hebel für den Ausbau interkommunaler Kooperationen liegt in der 
Weiterentwicklung der rechtlichen Rahmenbedingungen. Ziel muss sein, Kooperationen nicht 
durch rechtliche Unsicherheiten, komplexe Genehmigungsprozesse oder steuerliche Nachteile 
zu erschweren, sondern verlässliche und praxistaugliche Organisationsformen bereitzustellen. 

Auf Bundesebene betrifft dies in erster Linie die umsatzsteuerrechtlichen Rahmenbedingungen. 
Die Umsatzsteuerfrage ist in der Praxis eines der wesentlichsten Hemmnisse für Kooperationen, 
weil sie die Wahl der zu übertragenden Leistungen und der Organisationsform beeinflusst sowie 
finanzielle Nachteile gegenüber einer einzelgemeindlichen Leistungserbringung erzeugen kann. 
Hier braucht es klare gesetzliche Regelungen, die interkommunale Zusammenarbeit rechtssicher 
ermöglichen und nicht unbeabsichtigt benachteiligen. 

Die Länder sind insbesondere bei der Ausgestaltung des Gemeinde- und Verbandsrechts 
gefordert. Sie müssen dafür sorgen, dass Mehrzweckverbände als Standardlösung für mehrere 
Aufgaben unter einem Dach rechtlich einfach, transparent und praxistauglich eingerichtet 
werden können. Dazu zählen klare Regelungen zu Aufgabenübertragung, Organen, Finanzierung, 
Aufsicht, Austritt, Auflösung und Übergang bestehender Strukturen.  

Um die Regionsgemeinde als Alternative zu verankern, sind sowohl eine verfassungsrechtliche 
Konkretisierung als auch die Schaffung bundes- und landesgesetzlicher Grundlagen notwendig. 

Prozessunterstützung und professionelle Begleitung sicherstellen  

Kooperationen scheitern häufig an der Komplexität des Umsetzungsprozesses. Gemeinden 
müssen rechtliche, steuerliche, organisatorische, finanzielle, personalwirtschaftliche und 
politische Fragen gleichzeitig klären. Gerade kleinere Gemeinden verfügen dafür oft nicht über 
ausreichende interne Ressourcen. 

Deshalb braucht es professionelle Prozessunterstützung. Die Länder sollten Gemeinden nicht 
allein auf Fördermöglichkeiten oder Genehmigungsverfahren verweisen, sondern aktiv bei der 
Entwicklung und Umsetzung von Kooperationen begleiten. Dazu gehören Leitfäden, 
Mustervereinbarungen, Mustersatzungen, Kosten- und Finanzierungsmodelle, Governance-
Modelle sowie Beratungsangebote zu Rechtsformwahl, Umsatzsteuer, Personal, Vermögen, 
Gebühren und Entscheidungsstrukturen. Wichtig sind auch moderierende und 
prozessgestaltende Angebote, die von den Ländern selbst aktiv angeboten oder finanziell 
gefördert werden sollten. 
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Prozessunterstützung ist dabei nicht nur für klassische Gemeindekooperationen relevant, 
sondern auch für etwaige freiwillige Gemeindefusionen sowie die derzeit noch in Diskussion 
befindliche Regionsgemeinde. 

Regionale Koordinations- und Unterstützungsstrukturen durch die Länder ausbauen  

Die Länder könnten Gemeinden durch dauerhafte regionale Koordinations - und 
Unterstützungsstrukturen wesentlich entlasten. Die Gemeinden stehen zunehmend vor 
ähnlichen Herausforderungen: Fachkräftemangel, steigende rechtliche Anforderungen, 
komplexere EDV- und Digitalisierungsfragen, aufwendige Vergabe- und Förderverfahren sowie 
wachsende Anforderungen an Infrastrukturplanung und Verwaltung. Diese Aufgaben allein zu 
bewältigen, wird für viele Gemeinden immer schwieriger. 

Länder haben hier das Potenzial, nicht nur als Aufsichtsbehörde und Fördergeber aufzutreten, 
sondern die kommunale Leistungserbringung durch entsprechende Angebote gezielt zu 
unterstützen. Denkbar sind regionale Service- und Kompetenzzentren, gemeinsame EDV- und 
Digitalisierungsplattformen, Personalpools sowie Unterstützungsangebote für Bauämter, 
Vergabe, Beschaffung, Förderabwicklung, Rechnungswesen und Personalverwaltung. 

Auch für Aufgabenfelder wie Kinderbetreuung, Bäderinfrastruktur, Mobilität, Raumplanung oder 
Standortentwicklung können dauerhafte regionale Koordinationsstrukturen die Gemeinden 
entlasten, indem die Infrastrukturen und Dienstleistungen regional abgestimmt werden. 

Solche Angebote ersetzen nicht die kommunale Verantwortung, sondern stärken sie. Sie schaffen 
fachliche, organisatorische und administrative Unterstützung dort, wo einzelne Gemeinden an 
Grenzen stoßen. Beispiele wie das Kärntner Gemeinde-Servicezentrum, die Tiroler 
Planungsverbände in der Elementarpädagogik oder der Tiroler Bäderfonds zeigen, dass Länder 
durch geeignete Unterstützungsarchitekturen dazu beitragen können, Kooperationen praktikabler 
zu machen und die regionale Steuerung kommunaler Leistungen zu verbessern. 

Finanzielle Unterstützung zielgerichtet und wirkungsorientiert ausgestalten  

Finanzielle Unterstützung sollte stärker als strategischer Hebel für interkommunale Kooperation 
und regionale Steuerung eingesetzt werden. Derzeit sind Förder- und Bedarfszuweisungssysteme 
vielfach nicht ausreichend auf Kooperationen ausgerichtet. Dadurch besteht die Gefahr, dass 
einzelgemeindliche Lösungen weiterhin gefördert werden, obwohl regionale Lösungen fachlich, 
wirtschaftlich oder organisatorisch sinnvoller wären. 

Erforderlich ist dabei eine zielgerichtete Anschubfinanzierung mit klarer Wirkungsorientierung. 
Unterstützt werden sollten nicht nur Investitionen, sondern auch die vorgelagerten und 
begleitenden Prozesse: Machbarkeitsstudien, Prozessbegleitung, Rechts- und Steuerberatung, 
Organisationsentwicklung, Personalüberleitung, Harmonisierung von Gebühren und 
Verordnungen, EDV-Integration sowie Evaluierung. Gerade diese Transformationskosten sind für 
Gemeinden oft eine hohe Einstiegshürde.  
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Bestehende Bedarfszuweisungsmittel sollten systematisch daraufhin evaluiert werden, ob sie 
ausreichend Anreize für Kooperationen beinhalten. Auf dieser Grundlage sollte das Fördersystem 
stärker auf kooperative und regionale Leistungserbringung ausgerichtet werden. Denkbar sind 
höhere Fördersätze, wenn Leistungen in Kooperation erbracht werden. Alternativ könnte 
Kooperation sogar als Fördervoraussetzung gelten, indem etwa bei größeren Investitionen 
nachgewiesen werden muss, dass eine kooperative Lösung geprüft wurde und im konkreten Fall 
nicht zweckmäßiger ist. Insgesamt sollten transparente Förderkriterien, klare Zielsetzungen und 
eine regelmäßige Wirkungsüberprüfung eine Selbstverständlichkeit sein. 

Abbildung 10: Empfehlungen zur Weiterentwicklung der rechtlichen, organisatorischen 
und finanziellen Rahmenbedingungen 

 
Quelle: Eigene Darstellung (2026).   
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Anhang 

Abkürzungsverzeichnis 
Abs.  Absatz  

BGBl.  Bundesgesetzblatt 

B-VG   Bundesverfassungsgesetz  

EDV  elektronische Datenverarbeitung 

evtl.  eventuell 

FAG  Finanzausgleichsgesetz 

GenG  Genossenschaftsgesetz 

GmbH  Gesellschaft mit beschränkter Haftung 

GPS  Global Positioning System 

IKZ  Interkommunale Zusammenarbeit 

IT  Informationstechnik 

K-GMG  Kärntner Gemeindemitarbeiterinnengesetz 

Mio.  Millionen 

NÖ  Niederösterreich 

Nr.  Nummer 

PPP  Public Private Partnership 

u. U.  unter Umständen 

v. a.  vor allem 

VIF  Vereinbarkeitsindikator Familie 

WRG  Wasserrechtsgesetz 
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